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,» Tous ceux qui ont essay¢ de régler les problémes économiques que posait le
traité de Rome en oubliant le coté politique de la chose sont allés a un échec et
aussi longtemps qu'on examinera [ces]| problémes uniquement sur le plan
€¢conomique et sans penser a la politique, je le crains, nous irons a des échecs
répétes.

,Bisher ist jeder Versuch, wirtschaftliche Probleme im Zusammenhang mit dem
Romischen Vertrag zu 16sen, ohne die politische Dimension zu beachten,
gescheitert. Ich fiirchte, wir werden immer wieder scheitern, solange diese
Probleme aus rein wirtschaftlicher Sicht angegangen und die politischen
Aspekte nicht beachtet werden.*

Paul-Henri Spaak
Rede vor der belgischen Abgeor dnetenkammer
14. Juni 1961

,Europa steht am Scheideweg. Entweder wir gehen mutig und entschlossen
weiter oder wir fallen in die MittelmiBigkeit zuriick. Wir haben die Wahl,
entweder an der Vollendung der Wirtschaftsintegration Europas
weiterzuarbeiten oder wegen politischer Mutlosigkeit angesichts der damit
verbundenen ungeheuren Probleme Europa zu einer schlichten Freihandelszone
abgleiten zu lassen.*

Europdische Kommission

» Vollendung des Binnenmarktes"
WEei3buch an den Europdischen Rat
(Mailand, 28./29. Juni 1985)

,,Wir miissen stark sein und nur gemeinsam sind wir stark. [...] Die Vorteile des
groflen Binnenmarkts miissen uns uneingeschrankt zugute kommen.”

Margaret Thatcher
1986



Schreiben des Prasidenten der Européischen Kommission an Professor

M onti

Brissd, den 20. Oktober 2009
Pres(2009)D/2250

Sehr geehrter Herr Professor Monti,

der Binnenmarkt ist und bleibt der Eckpfeiler der européischen Einigung und des
nachhaltigen Wachstums. Damit dieses wichtige europaische Projekt seine
Wirkung voll entfalten kann, bedarf es jedoch eines erneuerten politischen
Willens. Wie ich in meinen politischen Leitlinien angekindigt habe, will die
Kommission in diesem Prozess die Fuhrungsrolle tbernehmen, wobel sie eng
mit den Mitgliedstaaten, dem Européischen Parlament und allen sonstigen
Beteiligten zusammenarbeiten méchte.

Jetzt, da sch der Jahrestag des symboltrachtigen Datums von 1992 ndhert, als die
Fundamente des heutigen Binnenmarkts gelegt wurden, seht sich die EU mit dre
grof3en Herausforderungen konfrontiert:

- Die jungste Krise hat gezeigt, dass gerade in schwierigen Zeiten nach wie vor

eine sarke Tendenz besteht, den Binnenmarkt riickgangig zu machen und in
Formen des wirtschaftlichen Nationalismus zurtckaufallen.  Unter
Ausnutzung ihrer  Durchfihrungsbefugnisse in  den Bereichen
Binnenmarkt und Wettbewerbspolitik, einschliefdlich der Kontrolle
staatlicher Belhilfen, hat die Kommission den Binnenmarkt stets
entschlossen verteidigt und wird das auch in Zukunft tun. Allerdings
erscheint es notwendig, der Offentlichkeit und den politischen Kreisen die
dramatischen Folgen einer Aushdhlung des Binnenmarktes wieder vor
Augen zu fuhren. Der wirtschaftlichen Integration, dem Wachstum und der
Beschaftigung in der gesamten EU wilrde dadurch der Boden entzogen und
das z2u einer Zdit, in der angesichts der neuen globalen Wirtschaftsmachte
und der erngen Unmweltprobleme eine geschlossen handelnde EU fir die
europaischen Burger und auch fir eine wirksame Wetordnung wichtiger
dennjeidt.

Professor Mario MONTI
Presdente

Universta Commerciale L. Bocconi
Via Sarfatti 25

| T-20100 Milano



Der Binnenmarkt hat seine Wirkung noch nicht voll entfaltet. In vielen
Bereichen kann von seiner Vollendung nicht die Rede sein. Zudem
ver hindern Verbindungd ticken, dass der Markt, der immer noch zersplittert
Ist, als starker Wachstumsmotor wirkt und die Verbraucher von ihm in
vollem Umfang profitieren. Die Kommisson mdchte sch daher auf en
systematischeres, integriertes Konzept fur die Verwirklichung eines echten
Binnenmarkts und fUr dessen wirksame Uberwachung stiitzen.

- Die Krise gab Anlass zu einer kritischen Ausenandersetzung mit der
Funktionsweise der Markte. Se hat auch Befurchtungen hinsichtlich der
sozialen Auswirkungen geschiirt. Im Vertrag von Lissabon, der demnéchst in
Kraft tritt, is der Union erstmals ausdriicklich als Ziel vorgegeben, ,, [..] auf
[..] eéne in hohem Mal¥e wettbewerbsfahige sozale Markiwirtschaft |.. ]
hinfzmirken]“. Im Grundsatz war dieses Zie allerdings bereits in der
Praambd des Romischen Vertrags enthalten. Aus diesen Grinden sollte
unvoreingenommen gepr Uft werden, wie der Markt und die sozialen Aspekte
einer integrierten europaischen Wirtschaft unter Nutzung von Synergien
gestarkt werden konnen.

Da ich sehr an konstruktiven Beitragen fir eine Initiative zur Neubelebung des
Binnenmarktkonzepts, die ein wichtiges strategisches Ziel der neuen
Kommission ist, interessiert bin, mochte ich Se beauftragen, einen Bericht mit
entsprechenden Optionen und Empfehlungen zu verfassen. Sollten Se den
Auftrag annehmen, werden Se ihn in eigener Verantwortung ausfihren. Uber den
Fortschritt und die Ergebnisse wilrden Se mir personlich Bericht erdatten. Die
Kommission wird Ihnen alle nétigen Informationen zur Verfiigung stellen und Se
tatkraftig unterstiitzen. Es steht lhnen frel, gegebenenfalls das Europaische
Parlament, einzelne Kommissare, zustandige Behdrden der Mitgliedstaaten oder
andere Sellen zu konsultieren.

Mit freundlichen Griflen

Jos2 Manud BARROSO
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ZUSAMMENFASSUNG
Eine neue Binnenmarktstrategie

In seinen "Politischen Leitlinien fiir die ndchste Kommission" erklirte Prasident
Barroso den Binnenmarkt zu einem strategischen Schliisselziel fiir Europa, das
entschlossen verfolgt werden miisse. Der vorliegende Bericht wurde von
Prasident Barroso in Auftrag gegeben; er untersucht die heutigen
Herausforderungen, die mit einer Neubelebung der Binnenmarktstrategie
verbunden sind, und erldutert ausfiihrlich, wie eine solche Neubelebung
politisch zu einem Erfolg gemacht und wirtschaftlich und sozial vertriglich
gestaltet werden kann.

Der Bericht zeigt, dass sich der Binnenmarkt, der sich mit drei groflen
Herausforderungen konfrontiert sieht, an einem Scheideweg befindet
(Kapitel 1). Die erste Herausforderung besteht im schwindenden politischen und
gesellschaftlichen Riickhalt flir eine Integration der Mairkte in Europa. Viele
Europder — ob Biirger oder Politiker — begegnen dem Binnenmarkt mit
Argwohn, Unbehagen und manchmal sogar offener Feindseligkeit. Dabei sind
zwei sich gegenseitig verstirkende Phidnomene am Werke: zum eine gewisse
,Integrationsmiidigkeit®, die die Lust auf mehr Europa und einen einheitlichen
Markt schwinden ldsst, und seit einiger Zeit auch eine gewisse
,Marktmidigkeit“, die mit einem Vertrauensverlust in Bezug auf die Rolle des
Marktes einhergeht. Der Binnenmarkt ist heute unbeliebter denn je und doch
braucht ithn Europa so dringend wie nie zuvor.

Die zweite Herausforderung besteht in der ungleichen politischen Gewichtung
der verschiedenen Komponenten, die einen funktionstiichtigen und nachhaltigen
Binnenmarkt ausmachen. Einige der Schwierigkeiten, mit denen der
Binnenmarkt in den letzten Jahren zu kdmpfen hatte, lassen sich nicht nur auf
das noch unvollstindige ,,Verschmelzen* der nationalen Mirkte zu einem
einzigen europdischen Markt zuriickfiihren, sondern sind auch das Resultat der
noch unvollendeten Arbeit an zwei weiteren Fronten: so ist die Ausweitung des
Binnenmarktes auf andere Wirtschaftszweige als flankierende Maflnahme zu
den rasanten Verdnderungen im Wirtschaftsgefiige ebenso wenig abgeschlossen
wie das Vorhaben, den Binnenmarkt als einen Raum zu etablieren, der
Freiziigigkeit und Chancen fiir Alle — Biirger, Verbraucher und KMU — bietet.

Die dritte Herausforderung riihrt von einer gewissen Selbstzufriedenheit her, die
sich im letzten Jahrzehnt breit gemacht hat, so als ob der Binnenmarkt
tatsidchlich ,,vollendet™ wére und als politische Prioritdt ausgedient hitte. Der
Binnenmarkt wurde als ,,Schnee von gestern® empfunden, als etwas, das der
Instandhaltung bedarf, aber nicht mehr aktiv gefordert werden braucht. Dass der



Binnenmarkt aus dem Blickfeld geriet, lag auch daran, dass die EU ihre ganze
politische Kraft auf andere tragende Sdulen des europdischen Aufbauwerks
lenken musste: die Wihrungsunion, die Erweiterung und die institutionelle
Reform. Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Januar 2010 sind
diese drei groBen Aufgaben nun allesamt verwirklicht, so dass es keine
Veranlassung mehr gibt, dem Binnenmarkt die Aufmerksamkeit zu entziehen.
Im Gegenteil — jetzt, wo Wéhrungsunion und Erweiterung funktionieren, kann
der Binnenmarkt wieder ins Rampenlicht riicken.

Die Gelegenheit ist somit giinstig, um das Interesse der Politik wieder stirker
auf den Binnenmarkt zu lenken. Dabei muss man sich allerdings dariiber im
Klaren sein, dass sowohl die objektiven wie auch die subjektiven Bedingungen
fiir eine Binnenmarkt-Initiative heute weitaus komplizierter sind, als dies noch
zu Zeiten der Delors-Initiative 1985 der Fall war.

Der Binnenmarkt ist heute selbst Teil eines Gefiiges, das sich grundlegend
gewandelt hat. Der Kreis derer, die in die Binnenmarkt-Initiative eingebunden
werden missen —  Europas  politische  Entscheidungstrager  und
Interessengruppen, ist vielfdltiger geworden und steht fiir ein groferes Spektrum
an politischen Praferenzen und Interessen.

Der Bericht, dem umfangreiche Konsultationen vorausgegangen sind, zeichnet
ein Bild von den Erwartungen und Bedenken, die sich mit dem Binnenmarkt
verbinden. Beleuchtet wird das Thema Binnenmarkt zu verschiedenen Zeiten
(vor, wihrend und nach der Wirtschaftskrise sowie auf lange Sicht), unter
verschiedenen Aspekten (aus Sicht der Verbraucher, des Biirgers und der
Wirtschaft sowie unter sozialen und Okologischen Aspekten) und
aufgeschliisselt nach Mitgliedstaaten, wobei auf die verschiedenen
Herangehensweisen an den Binnenmarkt eingegangen wird, die sich in vier
verschiedenen Gruppen von Mitgliedstaaten ausmachen lassen: den von der
sozialen Marktwirtschaft gepragten kontinentaleuropdischen Léndern, den
angelsachsischen Léandern, den mittel- und osteuropdischen Léndern und den
nordischen Landern.

Diese vielfdltigen und divergierenden Positionen auf eine Agenda zur
Neubelebung des Binnenmarkes einzuschworen ist nicht nur notwendig, sondern
auch realistisch. Notig deshalb, weil ein funktionierender, in die Tiefe gehender
Binnenmarkt ausschlaggebend fiir die volkswirtschaftliche Gesamtleistung
Europas ist. Fiir die Stabilitidt des Euro und die Wéhrungsunion ist es wichtig,
dass sich der versprochene wirtschaftliche Nutzen einstellt. Gelingen kann das
Vorhaben dann, wenn sich die Politik der Sache ernsthaft annimmt. Dazu
bendtigt sie jedoch eine gut durchdachte neue Strategie.



In dem Bericht wird daher eine neue konsensfihige Strategie vorgeschlagen, um
den Binnenmarkt vor der Gefahr des wirtschaftlichen Nationalismus zu
bewahren und ihn auf neue, fiir Europas Wachstum wichtige Bereiche
auszuweiten.

Eine solche neue Strategie muss moglichst umfassend sein. Viele Politikfelder,
die traditionell eher nicht mit dem Binnenmarkt in Verbindung gebracht werden,
missen in eine Gesamtstrategie fiir den Binnenmarkt eingebunden werden, die
in drei groBBe Handlungsstringe unterteilt werden kann:

1. Initiativen zur S&rkung des Binnenmarktes

2. Initiativen zur Herbeifiihrung eines Konsenses iiber die Stiarkung des
Binnenmarktes

3. Initiativen zur Durchsetzung eines gestarkten Binnenmarktes

Kommt kein Konsens zustande, ist es unwahrscheinlich, dass die Initiativen zur
Starkung des Binnenmarktes je aus dem Planungsstadium herauskommen und in
die Praxis umgesetzt werden. Selbst wenn dies der Fall wére, bestiinden Zweifel
an ihrer langfristigen Tragfdhigkeit und Widerstandsfahigkeit in wirtschaftlich
oder politisch schwierigen Zeiten fiir die Union.

Ein gestirkter Binnenmarkt, gepaart mit der offenen Forderung nach einem
Konsens, ohne den es nicht geht, und ohne die Md6glichkeit, bei Unzufriedenheit
Abstriche bei der Durchsetzung zu machen, braucht konkretere Ergebnisse
sowie konsequentes politisches Handeln.

In Kapitel 2 werden mehrere Initiativen zur Stdrkung des Binnenmarktes
erldutert, die darauf abzielen, die verbleibenden Engpésse zu beseitigen und die
Liicken zu fiillen bzw. die noch fehlenden Glieder zu liefern, die Innovationen
und Wachstumspotenzial im Binnenmarkt bisher bremsen. Sie sind als
Empfehlungen formuliert, die sich wie folgt zusammenfassen lassen:

- den Binnenmarkt so gestalten, dass er aus Sicht von Biirgern, Verbrauchern
und KMU besser funktioniert

- einen digitalen Binnenmarkt schaffen
- das Potenzial des Binnenmarktes so ausschopfen, dass ,,griines® Wachstum

und Europas Ubergang zu einer emissionsarmen, Ressourcen sparenden
Wirtschaft gefordert werden



- die Vorteile des Warenbinnenmarktes voll ausschopfen

- das Potenzial des Binnenmarktes im Bereich Dienstleistungen nutzen
- die rdumliche Mobilitit der Arbeitskrifte sicherstellen

- die ,,physische" Infrastruktur fiir den Binnenmarkt schaffen.

Die Anregung neuer Initiativen ist wichtig, um dem Binnenmarkt neuen
Schwung zu verleihen, diirfte allein aber nicht ausreichen, um ein politisch
giinstiges Klima fiir nachhaltige MaBnahmen zu schaffen. Kapitel 3 stellt die
Initiativen vor, mit denen die im Verlauf der Konsultationen geduBlerten
Vorbehalte ausgerdumt werden sollen, so dass ein Konsens in der Frage der
Stirkung des Binnenmarktes moglich ist. Die Initiativen fiigen sich in den
Kontext des Vertrags von Lissabon ein, in dem auf eine “in hohem Malle
wettbewerbsfahige soziale Marktwirtschaft” Bezug genommen wird. Sie setzen
sich vor allem mit folgenden Themen auseinander:

- Vereinbarkeit von wirtschaftlichen Freiheiten im Binnenmarkt und
Arbeitnehmerrechten im Anschluss an die Entscheidungen des Europiischen
Gerichtshofs in den Rechtssachen Viking und Laval

- Rolle der Sozialdienstleistungen im Binnenmarkt

- Einbeziehung der politischen Ziele der EU in die Offentliche
Beschaffungspolitik

- Koordinierung der Steuerpolitik vor dem Hintergrund der voranschreitenden
Marktintegration bei gleichzeitiger Wahrung der Steuerhoheit

- Herstellung eines Gleichgewichts zwischen Wettbewerbsfahigkeit und
regionalem Zusammenhalt im Binnenmarkt durch Mafinahmen auf dem Gebiet
der Regionalentwicklung

- Moglichkeiten einer aktiven Industriepolitik in Verbindung mit einer soliden
Wettbewerbs- und Beihilfepolitik

- Gestaltung des Binnenmarktes in einer Weise, der ihn gegeniiber dem
globalem Wettbewerb 6ffnet, ohne ithn wehrlos zu machen.

In Kapitel 4 werden mehrere Empfehlungen formuliert, wie die fiir eine
Neubelebung des Binnenmarktes erforderlichen Instrumente aussehen konnten.
Dabei stehen zwei Aspekte im Vordergrund:



- eine sparsame, aber dafiir wirkungsvolle Regulierung im Binnenmarkt

- Stiarkung der Rechtsdurchsetzung durch ein schliissiges Konzept, bei dem
Vertragsverletzungsverfahren, informelle Problemlésungsmechanismen und
private Rechtsdurchsetzung ein engmaschiges Netz von AbhilfemaBBnahmen bei
VerstoBBen gegen EU-Recht bilden.

Die zuvor beschriebene Strategie sollte als ,,Gesamtpaket® gesehen werden, in
dem die Mitgliedstaaten trotz ihrer unterschiedlichen kulturellen Traditionen,
politischen Priferenzen und Anliegen attraktive Elemente ausmachen konnen,
die ihnen wichtig genug sind, um Zugestindnisse zu machen und von fritheren
Positionen abzuriicken.

So konnten die Mitgliedstaaten, die sich der sozialen Marktwirtschaft
verpflichtet fiihlen, eher bereit sein, sich ohne Wenn und Aber auf den
Wettbewerb und den Binnenmarkt einzulassen und einem Zeitplan zur
Umsetzung des Binnenmarkts in Bereichen zuzustimmen, in denen diese noch
unzureichend ist, wenn gleichzeitig die angelsdchsisch gepridgten Lénder
Bereitschaft zeigen wiirden, bestimmte soziale Anliegen mit gezielten
MafBnahmen anzugehen, u. a. durch gewisse Formen der Steuerkoordinierung
and steuerpolitischen Zusammenarbeit, ohne dass jedoch die Notwendigkeit
besteht, die Steuerharmonisierung als solche weiter voranzutreiben.

Die neuen Mitgliedstaaten wiederum, die voll und ganz hinter einem
ernstzunehmenden Programm zur Stdrkung des Binnenmarkts — auch in den
Bereichen Infrastruktur und Kohéasion — stehen, konnten sich ihrerseits vielleicht
mit bestimmten Arten der Steuerkoordinierung anfreunden.

Der Bericht zeigt, dass die Krise mit ihren wirtschaftlichen, finanziellen und
sozialen Auswirkungen ein weiteres Argument fiir die Stirkung des
Binnenmarktes liefert. Da nur wenig Spielraum fiir Haushaltsanreize vorhanden
ist, kann Europa aus sich heraus am besten Wachstum und Arbeitsplétze
schaffen, indem es den Binnenmarkt effizienter macht.

Auch konnte der Umstand, dass sich die Mitgliedstaaten in Zeiten der
Finanzkrise mit den bestehenden Ungleichheiten auseinandersetzen miissen, die
von der 6ffentlichen Meinung zunehmend in den Vordergrund geriickt werden,
eine Tendenz hin zu einer engeren Abstimmung der politischen Maflnahmen im
Rahmen des Binnenmarktes bewirken. Und schlieBlich zeigen die jlingsten
Spannungen in der Eurozone klarer und deutlicher als je zuvor, dass der
Binnenmarkt als Motor zur Steigerung der Gesamtproduktivitdit und
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Wettbewerbsfahigkeit der Volkswirtschaften im Euro-Raum genutzt werden
muss.

Damit die Strategie greift, ist es zudem notig, den Stellenwert des
Binnenmarktes in der EU-Politik insgesamt neu zu definieren (Kapitel 5).
Parallel dazu diirfte es auch unumginglich sein, die vielen verschiedenen
Politikbereiche, die fir die Forderung und Durchsetzung eines gestirkten
Binnenmarktes von Belang sind, stirker in einem Gesamtzusammenhang zu
sehen und besser aufeinander abzustimmen. Zu diesem Zweck miissten in der
Art und Weise, wie die Kommission, das Parlament und der Rat diese Politik
gestalten, zum Teil neue Wege beschritten werden. Hierzu werden einige
Empfehlungen formuliert.
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KAPITEL 1

WELCHE STRATEGIE FUR DEN EUROPAISCHEN MARKT?

12



1.1. Wie kann ein nicht mehr aktuelles Thema zu einer wichtigen
strategischen Prioritét werden?

»Verlieben kann man sich nicht in den Binnenmarkt®, so formulierte es Jacques
Delors. Dass der Binnenmarkt nicht beliebt ist, ist ganz normal und sogar
beruhigend. Ein Markt ist ein Instrument und nicht Selbstzweck. Wenn der
Markt als etwas Unantastbares betrachtet wird, das stets effizient funktioniert
und keiner Regulierung und strenger Uberwachung bedarf, muss man sich auf
Gefahren gefasst machen, wie die Finanzkrise gezeigt hat. Viele hatten
vergessen, dass der Markt ,.ein guter Diener, aber ein boser Herr ist™.

Trotzdem leistet der Binnenmarkt der Europidischen Union ganz wichtige
Dienste. Erstens ist er eine notwendige - wenn auch nicht die einzige —
Voraussetzung fiir eine leistungsfahige europdische Wirtschaft, so wie gut
funktionierende  Inlandsmirkte eine Voraussetzung fiir erfolgreiche
Volkswirtschaften sind. Zweitens — und das ist sogar noch wichtiger — kann die
Europdische Union nur gedeihen, wenn sie sich auf einen soliden Binnenmarkt
stiitzen kann, weil er das Fundament der europiischen Einigung ist.

Allerdings ist der Binnenmarkt zur Zeit nicht nur unbeliebt, thm begegnen viele
Europder — Biirger wie Politiker — sogar mit Argwohn, Angsten und manchmal
auch offener Feindseligkeit.

In den letzten Jahren waren 2zwei Tendenzen festzustellen: eine
,Integrationsmiidigkeit, die mit einem Uberdruss an einem einheitlichen
Binnenmarkt einhergeht, und in jlingster Zeit eine ,,Marktmiidigkeit”, ein
Schwund an Vertrauen in die Rolle des Marktes. Diese Tendenzen, die sich
gegenseitig verstiarken, wirken der Akzeptanz des Binnenmarktes — sowohl des
,Binnen-* als auch des ,,Markt“-Elements — entgegen.

Als  sich  dieser  Meinungsumschwung  abzeichnete, @ waren  die
Entscheidungstriger in der EU und in den Mitgliedstaaten mit anderen
wichtigen Prioritidten beschiftigt, wie mit der Reform der Institutionen und der
Strategie von Lissabon. 2005 warnte Wim Kok: ,,Das Binnenmarktprogramm
erscheint nicht mehr aktuell, es erhélt nicht die Prioritit, die es verdient. Das ist
ein fataler strategischer Fehler.*

Als die Finanz- und danach die Wirtschaftkrise hereinbrachen, gelang es der
Barroso-I-Kommission trotz erheblichen Drucks, die Regeln durchzusetzen und
eine Zersplitterung des Binnenmarktes zu verhindern, wobei angesichts
dringlicher Félle eine gewisse Flexibilitdt angewandt wurde.
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Dies zeigte - in einer Situation beispielloser Belastungen - wieder einmal die
Vorteile eines Durchsetzungssystems, das in der Gemeinschaftsmethode fest
verankert ist und fiir das der Kommission als Hiiterin der Vertrige die
Verantwortung iibertragen wurde. Beaufsichtigt wird sie dabei vom
Europdischen Gerichtshof. Das Durchsetzungssystem des Stabilitdts- und
Wachstumspakts, das aus inhdrenten Griinden stirker auf Zusammenarbeit der
Regierungen aufbaut, hat sich als weniger wirksam erwiesen. Es hat sich nicht
nur in der Krise, als ein gewisser Spielraum aus makrodkonomischen
Erwéagungen durchaus berechtigt gewesen sein mochte, nicht so bewéhrt,
sondern auch schon vorher in den ,,guten Jahren.

Préasident Barroso hat die Durchsetzungsbefugnisse, liber die die Kommission
im Bereich des Binnenmarktes verfiligt, genutzt, um eine Zersplitterung infolge
der Krise abzuwenden. Darauthin beschloss er, einen Schritt weiter zu gehen. In
seinen ,,politischen Leitlinien fiir die neue Kommission* vom September 2009
erklarte er den Binnenmarkt zu einem wichtigen strategischen Ziel, das mit
erneuertem politischen Willen verfolgt werden miisse. Weiter erklérte er, dass
die Kommission in diesem Prozess die Fiihrungsrolle iibernehmen solle, wobei
sic eng mit den Mitgliedstaaten, dem Europdischen Parlament und allen
sonstigen Beteiligten zusammenarbeiten solle.

Im Oktober 2009 gab er den vorliegenden Bericht als Input fiir diese Initiative in
Auftrag. Ziel ist es zu untersuchen, ob - und wie - es mdglich ist, das Thema des
Binnenmarkts, das als nicht mehr aktuell wahrgenommen wird, zu einer
wichtigen strategischen Prioritdt zu machen. Letztendlich geht es darum, die
wachsenden Herausforderungen der europdischen Einigung bewdéltigen zu
konnen.

1.2. Der Binnenmarkt als strategisches Ziel: 1985 und 2010

Vor genau 25 Jahren — auf der Tagung des Europidischen Rates im Juni 1985 in
Mailand — legte der damalige Kommissionsprisident Jacques Delors zusammen
mit Binnenmarkt-Kommissar und Vizeprasident Lord Cockfield das Weillbuch
iber die ,,Vollendung des Binnenmarkts* vor, mit dem das Binnenmarkt-Projekt
seinen Anfang nahm'. Die Kommission bat ,,den Européischen Rat [...], sich die

"In der englischen Fassung des Berichts wird der Ausdruck ,,Binnenmarkt“ generell mit ,,single market*
wiedergegeben. Der Ausdruck ,,internal market* wird nur verwendet, wenn zitiert wird. Vom Begriff her und
unter Kommunikationsaspekten erscheint ,,single* im Englischen passender als ,,internal®. Erstens konnten
Biirger eines beliebigen EU-Lands den Ausdruck ,,internal market* als Bezugnahme auf ihren eigenen
Inlandsmarkt verstehen und nicht als Bezugnahme auf den EU-weiten Markt. Zweitens konnte der Ausdruck
»internal market® bei Personen, die nicht der EU angehoren, einen Beigeschmack von Abschottung, die
Vorstellung von der ,,Festung Europas® vermitteln, was nicht im Interesse der EU ist und auch durchweg nicht
der Realitét entspricht. Drittens geht der Begriff ,,single” im Englischen weiter. Jeder Waren- oder
Dienstleistungsmarkt innerhalb der EU ist per definitionem ein Binnenmarkt, aber es bedarf eines Tétigwerdens
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vollstindige Verwirklichung des Binnenmarktes spétestens fiir das Jahr 1992
zum Ziel zu machen und zu diesem Zweck ein mit einem realistischen und
verbindlichen Zeitplan ausgestattetes Programm zu verabschieden®. Und dem ist
der Européische Rat auch gefolgt.

Die europdischen Institutionen, die Mitgliedstaaten und die Wirtschaft
unternahmen daraufhin grofle Anstrengungen, und bis Ende 1992 wurde ein
GroBteil dessen, was geplant war, tatsdchlich verabschiedet und weitgehend,
wenn auch keinesfalls vollstindig, umgesetzt. Die Vorbereitungen auf den
Binnenmarkt gingen mit Investitionen, Umstrukturierungen und einer
Modernisierung der Rechtsvorschriften einher. Nicht zuletzt verbarg sich
dahinter auch ein Gesinnungswandel. In Polittk und Wirtschaft war
gleichermallen der Druck zu spiiren, in einem grof8eren Rahmen zu denken und
zu handeln, und zwar sowohl, was die zeitliche Dimension angeht (1985 begann
man Pline fiir ,,1992* zu machen, wie das Projekt genannt wurde), als auch
hinsichtlich der raumlichen Dimension (man wollte sich fiir den europaweiten
Wettbewerb wappnen). Die Herausforderung wurde mit Begeisterung
angenommen. All dies half der europdischen Wirtschaft nach der ,,Eurosklerose
der vergangenen Jahre wieder auf die Beine.

Die Arbeiten am Binnenmarkt gingen auch nach 1992 weiter. Neben einer
Vielzahl von Initiativen zur Konsolidierung der Errungenschaften von ,,1992¢
und zur Anwendung der Binnenmarkt-Grundsitze auf neue Tatigkeitsbereiche,
die sich in den verschiedenen Wirtschaftszweigen herausbildeten, gab es zwei
umfassendere Projekte: den ,,Aktionsplan fiir den Binnenmarkt* vom Juni 1997
und den ,,Aktionsplan fiir Finanzdienstleistungen vom Mai 1999. Auch die
Wettbewerbspolitik wurde beharrlich weiterverfolgt mit dem Ziel, dass sich der
Markt in der EU nicht nur zu einem einheitlichen Markt entwickelt, sondern
dass er auch bei regem Wettbewerb funktioniert.

Gegen Ende der 90er Jahre war die Ausrichtung auf den Binnenmarkt jedoch
nicht mehr so stark wie frither. Zwei Voraussetzungen fiir einen leistungs- und
zukunftsfihigen Binnenmarkt wurde nicht die gebilihrende Aufmerksamkeit
geschenkt.

Erstens: Im Weillbuch von 1985 wird ausdriicklich gesagt, dass ,,das Ziel der
Verwirklichung des Binnenmarktes unter drei Gesichtspunkten zu sehen ist: -
Erstens soll der Zusammenschluss der [...] Einzelméarkte der Mitgliedstaaten in
einen einzigen Binnenmarkt [...] erfolgen; - zweitens soll sichergestellt werden,
dass dieser groBe Binnenmarkt sich ausdehnt; - drittens ist hierfiir
sicherzustellen, dass der Markt flexibel ist“. Im Weilbuch wird eingerdumt, dass

der politisch Verantwortlichen und der Marktteilnehmer, wenn aus dem EU-Markt ein wirklich ,,einheitlicher*
(,,single®) und nicht fragmentierter Markt werden soll. Fiir das Deutsche ist diese Unterscheidung nicht relevant.
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es primér auf das erste der drei Ziele gerichtet ist, dass aber das Erreichen der
beiden anderen Ziele gleichermalBBen entscheidend ist. Die Schwierigkeiten, die
beim Binnenmarkt in den letzten Jahren aufgetreten sind, lassen sich in der Tat
zum Teil nicht nur auf den nach wie vor unvollstindigen ,,Zusammenschluss*
zuriickfiihren, sondern auch auf die noch ausstehenden Arbeiten, um die anderen
beiden Ziele und damit die ,,Vollendung* des Binnenmarktes im wahrsten Sinne
des Wortes zu erreichen. Trotz der Fortschritte beispielsweise bei den
transeuropdischen Netzen und der Lissabon-Strategie sind bei diesen
flankierenden MaBnahmen, die in Wirklichkeit integraler Bestandteil der
Arbeiten zur Schaffung eines ordentlich funktionierenden Binnenmarkts sind,
noch substanzielle Anstrengungen vonndten.

Zweitens: Das blinde Vertrauen einiger Mitgliedstaaten in  die
Selbstregulierungskréfte der Finanzmirkte hatte zur Folge, dass erst spét und in
nicht zufriedenstellender Weise mit der Ausarbeitung und Einfiihrung eines
geeigneten Regulierungs- und Aufsichtsrahmens begonnen wurde, der die
Liberalisierung der Finanzmérkte und die Schaffung eines Binnenmarkts fiir
Finanzdienstleistungen begleiten sollte. Dies trug zur Anfalligkeit dieses
wichtigen Binnenmarkt-Pfeilers bei.

Mit Beginn des neuen Jahrtausends, als die Vernachldssigung der letzten beiden
Aufgabenstellungen noch nicht spiirbar war, machte sich eine gewisse
Selbstzufriedenheit breit, so als ob der Binnenmarkt tatsachlich ,,vollendet* und
keine politische Prioritit mehr wire. Aullerdem bestand ganz ohne Zweifel die
Notwendigkeit, die politische Kraft der EU auf andere tragende Pfeiler des
europdischen Hauses zu lenken: Wahrungsunion, Erweiterung, institutionelle
Reform.

Alle dre1 Pfeiler sind seit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im
Januar 2010 endlich eingefiigt. Es gibt keinen Grund, warum sie weiterhin den
grofiten Teil der politischen Aufmerksamkeit fiir sich beanspruchen sollten.
Auch scheinen zwei von thnen — die Wahrungsunion und die Erweiterung — den
Binnenmarkt eher wieder in den Mittelpunkt zu riicken.

Die Schwichen der Wahrungsunion, die die Krise in Griechenland offenbarte,
manifestieren sich unmittelbar in den Reaktionen der Finanzmérkte auf die
Ungleichgewichte der offentlichen Finanzen. Wenn wir jedoch nach den
Griinden fiir diese Ungleichgewichte forschen, miissen wir feststellen, dass einer
ganz sicher die unzureichende Wettbewerbsfahigkeit der Realwirtschaft ist. Dies
wiederum ist zum groBen Teil darauf zuriickzufiihren, dass die heimische
Wirtschaft durch Korporatismus und das Festhalten an Privilegien sowohl im
offentlichen wie im privaten Sektor immer noch vor dem freien Spiel der Krifte
im Binnenmarkt und im Wettbewerb geschiitzt wird und die notige Steigerung
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der Gesamtproduktivitdt ausbleibt. Diese Verhéltnisse, die keineswegs nur in
Griechenland anzutreffen sind, erfordern einen groBeren Einfluss des
Binnenmarkts, d.h. eine Stirkung der wirtschaftlichen Komponente der
Wirtschafts- und Wahrungsunion, wenn die Wéahrungsunion und der Euro stabil
bleiben und den erwarteten wirtschaftlichen Nutzen bringen sollen.

Auch die Erweiterung verlangt — und erlaubt gleichzeitig — eine Neuausrichtung
auf den Binnenmarkt.

Erstens: Sowohl die neuen Mitgliedstaaten als auch die EU insgesamt haben von
der Erweiterung profitiert, und zwar auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Wenn
jedoch, wie wir wahrend der Krise gesehen haben, allgemein die Tendenz
besteht, Politik und Wirtschaft wieder auf den eigenen Staat auszurichten,
werden die Volkswirtschaften der neuen Mitgliedstaaten die ersten sein, die
darunter zu leiden haben.

Zweitens: In den alten Mitgliedstaaten, miissen Anstrengungen unternommen
werden, um das volle Vertrauen der offentlichen Meinung in den erweiterten
Binnenmarkt zuriickzugewinnen. Hier ist nicht genug getan worden, um die
Biirger auf diese groBen Verdnderungen vorzubereiten.

Drittens: Die politische Einstellung der meisten neuen Mitgliedstaaten scheint
stiarker auf den Binnenmarkt und den Wettbewerb gerichtet zu sein, als dies bei
einigen der Mitgliedstaaten den Anschein hat, die in den vergangenen
Jahrzehnten die wirtschaftliche Integration maBgebend vorangetrieben haben.
Die Neubelebung des Binnenmarkt-Konzepts hingt entscheidend davon ab, dass
das, was die neuen EU-Mitglieder an Unterstiitzung und Impulsen beisteuern
konnen, optimal genutzt wird.

Angesichts der oben beschriebenen Situation wird es jetzt vielleicht eher als in
den letzten zwanzig Jahren moglich sein, das Denken und Handeln der
Entscheidungstriger in Europa auf die Herausforderungen zu lenken, mit denen
der Binnenmarkt konfrontiert ist. Dies setzt allerdings das Bewusstsein voraus,
dass sich die objektiven wie die subjektiven Bedingungen fiir eine Binnenmarkt-
Initiative komplizierter gestalten, als dies zu Zeiten der Delors-Initiative 1985
der Fall war.

Der Gegenstand der Initiative — der Binnenmarkt — steht heute in einem Kontext,
der sich grundlegend gewandelt hat. Auch sind die an dieser Initiative
Beteiligten — Europas Politiker und Interessengruppen — als Akteure deutlich
starker organisiert als zuvor. Vor diesem Hintergrund ist es kaum moglich, eine
Initiative zu starten, ohne diese Akteure zuvor umfassend zu konsultieren.
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Die verdnderten Rahmenbedingungen sind fiir sich genommen durchaus
bekannt, aber es wird manchmal iibersehen, wie sie in ihrer Wechselwirkung die
Funktionsweise des Binnenmarkts und die Erwartungen der Biirger und der
Wirtschaft verdndert haben. Es reicht hier aus, nur die wichtigsten
Veranderungen aufzulisten, die in den 25 Jahren seit Verdffentlichung des
Weillbuchs eingetreten sind.

Einige Verdnderungen machten sich weit aullerhalb Europas bemerkbar:

- die Globalisierung und das Entstehen neuer Wirtschaftsméchte

- die insbesondere durch die Informations- und Kommunikationstechnologie
ausgeloste technologische Revolution

- die zunehmende Bedeutung des Dienstleistungssektors

- die wachsende Erkenntnis der oOkologischen und klimatischen
Herausforderungen.

Europas Binnenmarkt musste nicht nur auf diese globalen Veridnderungen
reagieren, sondern musste auch mit tiefgreifenden Umwalzungen fertig werden,
die nur Europa betrafen:

- Zusammenbruch des Sowjetregimes, das vormals eine Bedrohung darstellte,
die europdische Einigung aber gleichzeitig entscheidend vorangebracht hat

- Erweiterung von 10 auf 27 Mitgliedstaaten

- Zunahme der wirtschaftlichen Vielfalt — auch infolge der Erweiterung

- Einfiihrung einer einheitlichen Wahrung fiir inzwischen 16 Mitgliedstaaten

- Anstieg der Wanderungsbewegungen und Zunahme der kulturellen Vielfalt

- offene Ablehnung einer weitergehenden (oder gar der bestehenden) EU-
Integration durch Referenden in mehreren Mitgliedstaaten

- explizite Prizisierung der Grenzen, die ein Mitgliedstaat der weiteren EU-
Integration in der Zukunft setzt (Entscheidung des deutschen
Bundesverfassungsgerichts vom Juli 2009)

- Lissabon-Vertrag: ,,.Die Union [...] wirkt auf die nachhaltige Entwicklung
Europas [...] [und] eine in hohem MaBle wettbewerbsfihige soziale
Marktwirtschaft [...] hin“ (Artikel 3 des Vertrags liber die Europdische Union).

Jede dieser Verdnderungen hat — ganz abgesehen von ihrer Gesamtwirkung —
erhebliche institutionelle, wirtschaftliche und politische Auswirkungen auf die
Beschaffenheit und die Funktionsweise des Binnenmarkts. Die Binnenmarkt-
Politik wurde bislang nicht systematisch unter Beriicksichtigung all dieser
Verdnderungen iiberpriift. In diesem Bericht, der zwar eher politische als
analytische Ziele verfolgt, wird versucht, diese Verdnderungen einzubeziehen.
Anderenfalls bestiinde die Gefahr, Empfehlungen auszusprechen, die zwar fiir
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den Binnenmarkt der Vergangenheit geeignet wiren, nicht aber fiir die
Herausforderungen der Zukuntt.

1.3. Ein Ohr fur die Européaer

Bevor Jacques Delors 1985 mit seinem Weilbuch zur Vollendung des
Binnenmarkts sein Binnenmarktkonzept vorstellte, legte er in einer
,Hauptstidtetour” in den damals zehn Mitgliedstaaten (sowie Spanien und
Portugal, deren Beitritt kurz bevorstand) die entsprechenden Grundlagen. Heute
ist die Europdische Union mit ihren 27 Mitgliedstaaten nicht nur groBer und
vielfdltiger, sondern auch aufgrund einer wesentlich umfassenderen
Einbeziehung der Stakeholder und der Zivilgesellschaft viel komplexer in ihrer
Ausgestaltung.

Um der neuen politischen Landschaft Rechnung zu tragen, gab es in
Vorbereitung dieses Berichts weitreichende formelle und informelle
Konsultationen. Auch wenn der Autor alleinig die Verantwortung fiir die an den
Prasidenten der Europdischen Kommission gerichteten Analysen und
Empfehlungen trigt, so sind sie doch das Ergebnis einer Untersuchung, die im
Auftrag des Prasidenten vorgenommen wurde.

In dieser Untersuchung (November 2009 bis April 2010) ging es um die
Wahrnehmung des Binnenmarkts, um seine Stirken und Schwichen, um
mogliche Mallnahmen zur Verbesserung und Vertiefung des Binnenmarkts bei
gleichzeitiger Beriicksichtigung der mit dem Binnenmarkt verbundenen
Probleme und um binnenmarktspolitische Strategien, die die Annahme
derartiger MaBBnahmen erleichtern kdnnten. Die verschiedenen Stakeholder des
Binnenmarkts und verschiedene Interessengruppen der Zivilgesellschaft sowie
die politischen Einrichtungen waren umfassend in diesen Prozess mit
einbezogen.

Zudem hatte der Autor das Privileg, in den EU-Organen Meinungen auf
hochster Ebene einholen zu kénnen, unter anderen von Jerzy Buzek, Prisident
des Europiischen Parlaments, und Herman Van Rompuy, Prisident des
Europdischen Rates. Dariiber hinaus hatte er mehrfach die Gelegenheit, mit dem
Préasidenten der Europdischen Kommission, José Manuel Barroso, zu sprechen.
Aber auch Gespriche mit Jean-Claude Trichet, Prisident der Europdischen
Zentralbank, Philippe Maystadt, Prisident der Europdischen Investitionsbank,
und dem Europdischen Biirgerbeauftragten Nikiforos Diamandouros brachten
wichtige Erkenntnisse.
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Im Europédischen Parlament wurden in der Konsultationsphase die folgenden
politischen Fraktionen getrennt angesprochen: Europdische Volkspartei,
Progressive Allianz der Sozialisten und Demokraten, Allianz der Liberalen und
Demokraten fiir Europa, Griine/Freie FEuropdische Allianz, Europdische
Konservative und Reformisten sowie Vereinigte Europdische Linke/Nordische
Griine Linke. Des Weiteren fanden Anhorungen und Debatten mit dem
Ausschuss fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz, dem Ausschuss fiir
Wirtschaft und Wahrung anldsslich seines Treffens mit einzelstaatlichen
Parlamenten und dem Sonderausschuss zur Finanz-, Wirtschafts- und
Sozialkrise statt. Als Beitrag des Parlaments zu diesem Bericht legte der
Ausschuss fiir Binnenmarkt und Verbraucherschutz einen Initiativbericht vor.
Diese Initiative war sehr willkommen und hat einen mal3geblichen Beitrag zu
diesem Bericht geleistet. Des Weiteren fand mit allen Berichterstattern des
Parlaments eine Aussprache iiber das Finanzaufsichtspaket statt, das zur Zeit das
Gesetzgebungsverfahren durchlautt.

Die Konsultation des Rates erfolgte in Form eines Meinungsaustausches und
zwar zundachst auf Initiative der schwedischen Prisidentschaft mit den
Botschaftern des Ausschusses der Stindigen Vertreter (AStV) und dann auf
Initiative der spanischen Prdsidentschaft mit den im Rat ,,Wirtschaft und
Finanzen* und dem Rat ,Wettbewerbsfdhigkeit* vertretenen Ministern. Es
wurde ein Dialog mit der spanischen Prdsidentschaft sowie mit Blick auf
kiinftige Initiativen beziiglich des Binnenmarkts auch mit den Regierungen, die
die Prisidentschaft in den nichsten zwei Jahren {ibernehmen werden, ein Dialog
eroffnet.

Im Rahmen der oben beschriebenen Konsultation des Rates wurden alle
Mitgliedstaaten mit einbezogen. Dariiber hinaus fanden entweder in den
betreffenden Hauptstddten oder in Briissel mit den meisten Mitgliedstaaten auf
deren Ersuchen bilaterale Gespriache statt. Gesprachspartner waren in diesen
Féillen in der Regel die in den Réiten ,,Wirtschaft und Finanzen* und
,» Wettbewerbsfahigkeit* vertretenen Minister. In einigen wenigen Féllen fanden
auch Treffen mit den Staats- oder Regierungschefs statt.

Der Autor hatte auBerdem die Gelegenheit, mit Felipe Gonzalez, der auf
Ersuchen des Europdischen Rates an der Reflexionsgruppe ,,Horizont 2020-
2030 teilnahm und deren Vorsitz ibernahm, und den anderen Mitglieder dieser
Gruppe zu sprechen”. Der Autor hat sich auBerdem an einen kleinen Kreis
filhrender Personlichkeiten gewandt, die zwar derzeit kein Amt in den EU-
Organen oder in den Mitgliedstaaten innehaben, jedoch maBgeblich zur
Weiterentwicklung des europdischen Aufbauwerks und insbesondere der

2 Es besteht vollstindige Kohdrenz zwischen dem im Gonzalez-Bericht verfolgten Binnenmarktansatz und

dem in diesem Bericht vertieften Ansatz.
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wirtschaftlichen Integration beigetragen haben, z. B. Giuliano Amato, Georges
Berthoin®’, Leon Brittan, Etienne Davignon, Jacques Delors, Joschka Fischer,
Valéry Giscard d'Estaing, Wim Kok, Karl Lamers, Pascal Lamy, Tommaso
Padoa-Schioppa, Chris Patten, Romano Prodi, Peter Sutherland und Anténio
Vitorino.

Ein besonderes Anliegen war die Einbeziehung einer breiten Palette von
Stakeholdern des Binnenmarkts und der verschiedenen Gruppen der
Zivilgesellschaft, die sich fiir den Binnenmarkt und insgesamt fiir die
europdische Integration interessieren. Dieser Austausch erfolgte iiber ihre
jeweiligen europdischen Einrichtungen in Briissel und auf nationaler Ebene im
Rahmen von Besuchen in den Mitgliedstaaten.

In diesem Rahmen fanden zahlreiche Gespriche insbesondere mit
Verbraucherschutzverbénden, Unternehmensvereinigungen und
Gewerkschaftsgremien statt. Im Bemiihen um ein besseres Verstindnis der
iibereinstimmenden Standpunkte, aber auch der verbleibenden Differenzen
zwischen den Sozialpartnern beziiglich wichtiger Fragen wurde zudem ein
gemeinsames Treffen mit Business Europe, der Vereinigung der Industrie- und
Arbeitgeberverbidnde in Europa, und dem Europidischen Gewerkschaftsbund
organisiert.

Es gingen zahlreiche Stellungnahmen ein, von denen viele sehr spezifische,
sektorbezogene Fragen betrafen. Es liegt im Wesen des Binnenmarkts, dass er
als Feld fiir eine Vielzahl unterschiedlichster =~ Branchen und
Wirtschaftstitigkeiten dient, wobei jede Branche ihre ganz eigenen Probleme
hat, die wiederum einer ganz spezifischen politischen Beachtung bediirfen. Die
europdischen Organe miissen ein Ohr fiir diese Anliegen haben und in ihrer
Arbeit alle relevanten sektorspezifischen Dimensionen beriicksichtigen. Mit
diesem Bericht soll jedoch ein breiter Uberblick iiber den derzeitigen Stand des
Binnenmarkts gegeben und eine umfassende Strategie fiir eine Neuausrichtung
auf den Binnenmarkt vorgestellt werden. Hierfiir bedurfte es einer Fokussierung
auf eine relativ kleine Zahl von Schliisselfragen. Auch wenn einige Stakeholder
thre Vorbringen nicht direkt in diesem Bericht wiederfinden, sollten sie wissen,
dass alle Beitrage eingeflossen und zur Ausformulierung der in diesem Bericht
vorgebrachten Standpunkte beigetragen haben. Jeder einzelne Stakeholder kann
nur davon profitieren, wenn der Binnenmarkt gestarkt und ausgebaut wird.

Als weitere Stakeholder, die in Vorbereitung dieses Berichts konsultiert wurden,
sind Umweltschutzverbénde, Erbringer von Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse, Organisationen von Regionen, Stddten und Gemeinden, Verbdnde aus

Georges Berthoin war unter anderem Kabinettschef von Jean Monnet.
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dem sozialen Bereich, Familienverbdinde und Netze nichtstaatlicher
Organisationen zu nennen.

Besondere Aufmerksamkeit wurde auch den Forschungsarbeiten der in Briissel
oder anderenorts in Europa angesiedelten Think Tanks zu europapolitischen
Fragen und dem Fachwissen -einzelner Wissenschaftler gewidmet. Die
Einbeziehung dieser Kreise erfolgte iiber bilaterale Treffen sowie Konferenzen
und Workshops, von denen einige speziell zur thematischen Erorterung dieses
Berichts ausgerichtet wurden.

Auch wenn es unwahrscheinlich ist, dass die befragten Einrichtungen oder
Personen jedem einzelnen Aspekt der in diesem Bericht vorgeschlagenen
Strategie hundertprozentig zustimmen, so ist der Autor doch davon iiberzeugt,
dass er mit der Ausfiithrung des ihm von Prisident Barroso erteilten Auftrags den
Weg fiir einen relativ breiten, konsensfihigen Ansatz fiir einige zentrale
binnenmarktpolitische Fragen bereitet haben konnte. Mit diesem Bericht wird
die Hoffnung verbunden, dass eine solche Plattform der Kommission helfen
wird, die von ihr erwartete strategische Initiative in vielversprechender Weise
anzugehen.
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1.4. Unbeliebter denn je, aber auch notwendiger denn je

Die Gesprache haben in unmissverstindlicher Deutlichkeit eine unbequeme
Wahrheit des heutigen Binnenmarkts hervorgebracht, die bislang nur selten so
explizit formuliert wurde: Der Binnenmarkt ist unbeliebter denn je, obwohl er
gleichzeitig aus dem Wirtschaftsgeschehen nicht mehr wegzudenken ist. Diesen
Widerspruch besonders herauszustellen, mag politisch nicht korrekt erscheinen,
aber nur durch eine offene Auseinandersetzung mit dieser Problematik wird es
moglich sein, sich fiir eine echte und nachhaltige Neubelebung des
Binnenmarktkonzepts einzusetzen.

Die zum Teil weit auseinander klaffenden Standpunkte lassen sich dennoch drei
grundlegenden Richtungen zuordnen.

a) Grundsatzkritik

Einige Konsultationspartner bringen im Wesentlichen ausschlielich ihre
Bedenken zum Ausdruck: Sie betrachten den Binnenmarkt als den Grund fiir
Spannungen, Standortwechsel und Angst. Sie haben keinerlei Interesse an einer
Neuausrichtung auf den Binnenmarkt. Sie wiirden einen geringeren Grad an
wirtschaftlicher Integration befiirworten und wiren vielleicht sogar insgesamt
fiir einen geringeren Einfluss der Mérkte in unseren Gesellschaften.

b) Bedingte Unterstlitzung

Die iiberwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten, politischen Gruppen und
Stakeholder jedoch misst dem Binnenmarkt — wenn auch in unterschiedlichem
Male — eine wichtige Bedeutung als Faktor des wirtschaftlichen Fortschritts in
Europa bei, auch wenn sie aus einem oder aus beiden der nachstehenden Griinde
durchaus gewisse Bedenken haben. Ihrer Meinung nach beriicksichtigt das
Binnenmarktkonzept nicht geniigend andere Ziele (z.B. sozial- oder
umweltpolitische Ziele), so dass sie eine Neubelebung des Binnenmarktkonzepts
nur unterstlitzen wiirden, wenn diese mit einer Neuausrichtung einhergeht. Aber
selbst wenn sie diese Bedenken nicht teilen, wissen sie um deren weite
Verbreitung in Europa. Deshalb vertreten sie die Auffassung, dass eine
Neubelebung des Binnenmarktkonzepts auf erhebliche Widerstinde treffen
diirfte, wenn die vorgenannten Bedenken nicht aufgegriffen werden.

c) Uneingeschrankte Unterstitzung
Sowohl unter den Mitgliedstaaten als auch den Stakeholdern gibt es einen

kleinen harten Kern iiberzeugter Binnenmarktbefiirworter, die sich fiir eine
Neubelebung des Binnenmarktkonzepts aussprechen. Thre Unterstiitzung ist fiir
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eine politische Initiative sehr wertvoll. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass ihr
politisches Engagement an Gewicht verliert, weil sie nicht voll und ganz mit den
Bedenken vertraut sind, die in vielen Mitgliedstaaten und aufgrund
unterschiedlichster Gegebenheiten die Akzeptanz des Binnenmarkts gemindert
haben.

Fiir die Konzeption und die sich anschlieBende Werbung fiir eine neue
Binnenmarktstrategie ist es unverzichtbar, dass alle drei Richtungen
eingebunden sind.

Es muss wieder neu fiir den Binnenmarkt geworben werden, wobei sich die
derzeitigen Gegebenheiten grundlegend von jenen unterscheiden, die bestanden,
als das Binnenmarktvorhaben vor 25 Jahren auf den Weg gebracht wurde. Die
Globalisierung ist nicht das Kind des europdischen Binnenmarkts. Aber der
Binnenmarkt ist, wenn er denn so gestdrkt werden kann, dass er nationalen
Interessen standhélt und im Einklang mit anderen politischen Anliegen und
Zielen gekoppelt wird, die beste Antwort auf die Globalisierung. Eine
wirtschaftliche Union kann das wirtschaftliche, soziale und 6kologische
Wohlergehen der europiischen Biirgerinnen und Biirger besser schiitzen als
wirtschaftlicher Zerfall und rein nationale MalBBnahmen. Dies schlief3t nicht aus,
dass der externen Dimension des Binnenmarkts — damit dieser offen bleibt, aber
nicht wehrlos ist — mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte (und was in
diesem Bericht auch geschieht).

Den Binnenmarkt in zeitgeméfBer und undogmatischer Weise zu verteidigen,
konnte die ,,Grundsatzkritiker” eventuell dazu veranlassen, ihren Standpunkt
zumindest in Teilen zu liberdenken. Ein solcher Ansatz wiirde auch all jene, die
den Binnenmarkt bislang nur bedingt unterstiitzen und die die groffte und
zugleich sehr heterogene Gruppe bilden, mehr Vertrauen geben. Die
Mitgliedstaaten, politischen Gruppierungen und Stakeholder, die der
letztgenannten Gruppe angehoren, wiirden sich moglicherweise verstirkt fiir
eine Neuausrichtung auf den Binnenmarkt einsetzen, wenn sie sehen, dass ihren
Vorbehalten Rechnung getragen wird.

Eine politisch wichtige Frage wird sein, wie diese Vorbehalte konkret und
konzise angegangen werden konnen, damit eine Neuausrichtung auf den
Binnenmarkt eine breite Akzeptanz finden kann, ohne dass das
Binnenmarktkonzept aufgeweicht oder verwéssert wird.

Strategisch stellt sich somit die Frage, wie die Befiirworter, die bislang noch
gewisse Vorbehalte haben, fiir den Neubelebung des Binnenmarktkonzepts
gewonnen werden konnen, ohne die Unterstiitzung der ,.bedingungslosen
Unterstiitzer moglicherweise zu verlieren. Dies bedeutet, dass die letztgenannte
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Gruppe zunidchst einmal iiber die Bedrohungen fiir den jetzigen Binnenmarkt
und auch einen neubelebten Binnenmarkt aufgeklért werden und anschlieBend
iiberzeugt werden miissen, dass die ,Eingestindnisse”, die mit -einer
umfassenderen auf eine Neuausrichtung abzielende Strategie verbunden wiren,
als solche nicht die Wirksamkeit des Binnenmarkts zugunsten einer
wettbewerbsfahigen europdischen Wirtschaft aushohlen.

1.5. It fur den Binnenmarkt wirklich ein Konsens nétig?

Zunéchst ist es jedoch legitim, die folgende Frage zu stellen: Ist es wirklich
notig, dass in Bezug auf den Binnenmarkt Konsens herrscht? Und wenn ja,
inwieweit brauchen wir Konsens, um den Binnenmarkt zu festigen und
weiterzuentwickeln. Fillt nicht der Binnenmarkt eindeutig in die Zustindigkeit
der Union mit der Kommission als Durchsetzungsorgan, das iiber alle
erforderlichen Befugnisse verfiigt?

In dieser Beziehung muss unterschieden werden zwischen der Durchsetzung der
bestehenden und dem Erlass neuer Regeln oder — allgemeiner noch — der
Durchfiihrung politischer Initiativen zur Neubelebung und Weiterentwicklung
des Binnenmarktkonzepts.

Fiir die Durchsetzung verfiigt die Kommission in der Tat iiber eine Reihe von
Instrumenten, zu deren Einsatz sie als Hiiterin der Vertridge, die nur vom
Européischen Gerichtshof kontrolliert wird und niemandes Zustimmung braucht,
nicht nur berechtigt, sondern sogar verpflichtet ist.

Dennoch ist es wichtig, dass die Durchsetzungsstrategien und auch konkrete
Durchsetzungsmaflnahmen so ausgefiihrt und prisentiert werden, dass sie auf
breites Verstindnis oder sogar Zustimmung, d. h. Konsens, stoflen. Je strenger
die Durchsetzung ist — und dies ist notwendig, um die Wettbewerbsfahigkeit des
Binnenmarkts zu gewihrleisten — um so grofer ist die Notwendigkeit, die
ergriffenen Mallnahmen iiberzeugend darzulegen, um eine ablehnende Haltung
gegeniiber der EU im Allgemeinen und dem Binnenmarkt im Besonderen zu
vermeiden.

Die Annahme neuer Regeln oder andere Projekte zur Neubelebung des
Binnenmarktkonzepts — wie vielleicht die Gewidhrung weiterer, wirksamerer
Durchsetzungsbefugnisse — setzen natiirlich einen Konsens voraus. Wie grof3 der
Konsens sein muss, hidngt von den Beschlussfassungsverfahren ab, die die
Vertrdge fiir die jeweiligen Politikbereiche vorsehen. Die Unterstiitzung des
Europdischen Parlaments und des Rates sind von essentieller Bedeutung. Im Rat
selbst ist in manchen Bereichen Einstimmigkeit Voraussetzung, wihrend in
anderen die qualifizierte Mehrheit ausreicht.
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Die Konsensbildung unter voller Einbeziehung des Europdischen Parlaments,
der Mitgliedstaaten, des Rates und aller sonstigen Beteiligten wird demnach ein
wesentlicher Bestandteil einer neuen Binnenmarktstrategie sein. Bei den
Konsensbemiihungen wird es unerldsslich sein, den Hauptbedenken gegen den
Binnenmarkt in vollem Umfang Rechnung zu tragen. Diese Bedenken werden
hiufig bis zu einem gewissen Grad sogar von den Mitgliedstaaten, politischen
Gruppen und Stakeholdern geteilt, die den Binnenmarkt als wichtiges Gut
Europas betrachten und ihn gerne stirken wiirden.

1.6. ldentifizierung der Bedenken

Die Bedenken gegeniiber dem Binnenmarkt lassen sich unter drei Aspekten
untersuchen: in Bezug auf den Zeitaspekt, den jeweiligen Problembereich und
nach Mitgliedstaaten. = Die nachstehende Analyse kann, auch wenn sie
keineswegs erschopfend ist, fiir die Formulierung einer politisch durchsetzbaren
Strategie fiir den Binnenmarkt hilfreich sein.

a. Zeitaspekt

al. Vor der Krise

Schon deutlich vor Ausbruch der Krise im Jahr 2008 war eine gewisse
nIntegrationsmiidigkeit zu erkennen. Zum einen regte sich in Wirtschaft und
Politik Widerwille gegen den Vorsto3 der Binnenmarktlogik in das Zentrum
nationaler Wirtschaftsmacht. Dies zeigte sich z. B. in dem schwierigen Prozess —
und miBigen Resultat — der Einfiihrung der Ubernahmerichtlinie, im Widerstand
gegen die Durchsetzung des freien Kapitalverkehrs (Stichwort ,,Goldene
Aktien und andere  Sonderrechte) sowie  einigen  Versuchen,
grenziiberschreitende Ubernahmen zu verhindern.

Zum anderen kamen in verschiedenen Teilen der Gesellschaft Bedenken
beziiglich noch grundlegenderer Aspekte des Binnenmarks auf, so z. B. in
Bezug auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr. Es war so, als ob
plotzlich Grundsdtze, die vor {iiber einem halben Jahrhundert mit dem
Griindungsvertrag von Rom eingefiihrt und seitdem weitreichend angewandt
wurden, Anlass zu Spannungen und Befiirchtungen gaben, vor allem im
Zusammenhang mit dem Beitritt von 12 neuen Mitgliedstaaten in den Jahren
2004 und 2007. Tatsdchlich wurde diese Erweiterung in jeder Hinsicht sehr gut
vorbereitet — auBler im Hinblick auf die 6ffentliche Meinung in den alten
Mitgliedstaaten. Die Einsicht, dass eine neue Realitdt unmittelbar bevorsteht,
und zwar ein Binnenmarkt von noch nie dagewesener Vielfalt, schiirte Angste,
die dazu beitrugen, dass sich Teile der 6ffentlichen Meinung distanzierten, wie
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am deutlichsten die Referenden 2005 in Frankreich und den Niederlanden
zeigten.

a.2. Inder Krise

In der Krise drohte dem Binnenmarkt aus einem anderen Grund Gefahr, und
zwar wegen der Tendenz vieler Regierungen, aber auch von Teilen der
Wirtschaft und vor allem des unter Druck geratenen Finanzsektors, im
nationalen Alleingang Notlosungen zu suchen. Die von der Kommission
gewihlte und in Abschnitt 1 beschriebene Durchsetzungsstrategie und das
gemeinsame Verantwortungsbewusstsein der Mitgliedstaaten machten es
moglich, dass der Binnenmarkt die Krise praktisch unbeschadet iiberstand.
Dennoch fiihrten die Jahre 2008 und 2009 in beunruhigender Weise vor Augen,
in welche ernsten Schwierigkeiten der Binnenmarkt im Falle einer massiven,
anhaltenden Krise geraten kann. Auch wenn der Binnenmarkt inzwischen fest in
der Rechtsordnung und der Wirtschaft verankert ist, ist er im Denken noch nicht
so tief verwurzelt und nicht so mit Befugnissen und Mechanismen zur
Krisenbewiltigung ausgestattet wie es notig widre, damit er selbst im
schlechtesten Falle standhilt und ein Auseinanderfallen ausgeschlossen ist.

a.3. Nach der Krise

Nach der Krise ist eine gewisse ,,Marktmiidigkeit® aufgekommen. Die
Zustimmung zur Marktwirtschaft, die in den vergangenen Jahren allgemein
zugenommen hatte, ist wieder auf dem Niveau der achtziger Jahre angelangt. Es
ist deutlicher geworden, was der Markt zu leisten in der Lage ist und was nicht.
Viele empfinden das Spiel der Marktkrifte jetzt als ungerecht, geben ithm die
Schuld fiir inakzeptable Ungleichheiten. Sie betrachten ihn als ineffizient, da
betrichtliche Ressourcen in Finanztitigkeiten gelenkt wurden, deren Beitrag zur
Wirtschaft fraglich erscheint. Diese ,,Marktmiidigkeit® kommt zu der oben
bereits erwédhnten ,,Integrationsmiidigkeit* hinzu. Zu Zeiten des Weillbuchs von
1985 und in den zwanzig Jahren danach waren die Gegner von Marktfortschritt,
Wettbewerb und Integration in der Defensive. Jetzt und wahrscheinlich auch
noch einige Jahre lang werden es eher die Beflirworter von mehr Markt,
Wettbewerb und Integration sein, die gegeniiber der 6ffentlichen Meinung und
in der Politik die ,,Beweislast* tragen. Das ,,Produkt®, fiir das geworben wird, —
z. B. mehr Binnenmarkt, wie in diesem Bericht — muss die durch die Krise
verschiarften Bedenken besser begegnen. Auch muss die ,,Werbung® fiir das
Produkt viel iiberzeugender werden, denn der Wind hat gedreht und es gilt jetzt
gegen den Wind zu segeln und nicht mehr mit dem Wind wie bisher.

Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den
europdischen Institutionen wird ganz besonders wichtig sein, um zu vermeiden,
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dass ein drittes Phdnomen, das seit mehreren Jahren zu beobachten ist, die durch
Strukturreformen hervorgerufene , Reformmiidigkeit”, von der offentlichen
Meinung ebenfalls der EU und ihrem Binnenmarkt zur Last gelegt wird, obwohl
doch diese Reformen zuvorderst im Interesse des jeweiligen Landes sind.

a.4. Auf langere Sicht

Auch auf lingere Sicht, selbst nach Uberwindung der Krise und ihrer kulturellen
Auswirkungen, werden wahrscheinlich die Voraussetzungen fiir eine stirker
marktbasierte Integration weniger giinstig sein als seit Beginn der europdischen
Integration. Dieses Thema wiirde den Rahmen dieses Berichts sprengen. Fiir die
Zukunft des Binnenmarkts und der Integration im Allgemeinen wird aber ein
Trend zu beriicksichtigen sein, der in vielen alten und neuen Mitgliedstaaten
gleichermaflen zu beobachten ist, und dies ist der Trend zu einer stdrker
fragmentierten politischen Landschaft mit einem relativen Riickgang der grof3en
Parteien, die traditionellerweise die europdische Integration unterstiitzt haben,
und einem Erstarken der kleineren Parteien des rechten wie des linken
Spektrums, die jeder Art von Integration, sei sie globaler oder europiischer
Natur, sehr kritisch gegeniiber stehen. Selbst fiir die groBBeren proeuropdischen
Parteien wird es im Kampf um die Wéhler immer schwerer, ihrer Vision treu zu
bleiben, und sie sehen sich oft veranlasst, weniger integrationsfreundliche
Positionen zu beziehen.

Der Binnenmarkt kann das erste Opfer dieses sich herausbildenden politischen
Szenarios werden, wenn er als ,,blinder Aggressor* traditioneller lokaler Werte
gesehen wird. Er kann aber auch — bei einer angemessenen Neuausrichtung, die
den Biirgern reale, sichtbare materielle und nichtmaterielle Vorteile bringt und
gleichzeitig die Bedenken und Angste, die oft mit dem Markt assoziiert werden,
ausrdumt — ein Schliisselfaktor in einem umfassenderen politischen Projekt
werden, das die Biirger mit Europa versohnt.

b. Akteure und Problemfelder
bl. Anliegen der ,, Rent-Seeker”

Wihrend der Binnenmarkt offene Mirkte und Wettbewerb mit sich bringt,
schiirt er bei Akteuren, die ihre privilegierte Einkommenssitutation durch den
Binnenmarkt bedroht sehen und dem Instrument daher hiufig sehr ablehnend
gegeniiber stehen, natilirlich auch Befiirchtungen. Dies ldsst sich nicht
verhindern und ist vielmehr ein Hinweis darauf, dass die Entfaltung des
Binnenmarkts einen positiven Beitrag zum Wirtschaftswachstum durch
Effizienzsteigerungen leisten kann und oftmals auch den sozialen Fortschritt
fordert. Durch den Abbau von Schutzmechanismen fiir ,,Insider® werden die
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Wohlfahrtsverluste, die der iibrigen Gesellschaft durch Rent-Seeking entstehen,
beseitigt, und den ,,Outsidern® — oft jiingere und weniger privilegierte Menschen
— bessere wirtschaftliche und soziale Chancen er6ffnet. Es stellt sich jedoch die
Frage, wie sich die Gefahr verringern ldsst, dass bestimmte Interessengruppen
nach der Meinungshoheit greifen und Politiker und Offentlichkeit gegen den
Binnenmarkt und die EU im Allgemeinen als Motor fiir Wettbewerb und
Wandel aufbringen.

b.2 Anliegen der Verbraucher

Die Verbraucher profitieren umfassend vom Binnenmarkt. Es gibt jedoch
zahlreiche Fille, in denen die Vorteile des Binnenmarkts noch nicht zum Tragen
kommen, sei es, da der Binnenmarkt zwar eingefiihrt worden ist, aber weiterhin
unzureichender Wettbewerb herrscht, sei es, da der Zugang zum Binnenmarkt
verwehrt oder erschwert wird oder der Verbraucherschutz unzureichend ist. In
diesem und in den folgenden Abschnitten werden die Problemfelder genau
benannt, um ein klares Gesamtbild zu erhalten. In den folgenden Kapiteln
werden die Problemfelder umfassender untersucht und es werden Vorschlage zu
threr Bewiltigung entwickelt.

b.3. Anliegen der Blrger

Die im Wesentlichen infolge des Binnenmarkts entstandenen Freiheiten weisen
auch nicht-wirtschaftliche Dimensionen auf, die die EU-Biirger nutzen wollen.
Die Ausilibung dieser Rechte ist jedoch oft sehr problematisch und gelegentlich
schlichtweg unmdglich. Dies fiihrt nicht nur zu berechtigter Frustration, sondern
wirft auch ein schlechtes Licht auf den Binnenmarkt. Auch wenn es unbegriindet
sein mag, sehen Biirger hierin moglicherweise thre Wahrnehmung bestétigt,
dass sie den Binnenmarkt nicht aktiv nutzen konnen, sondern lediglich den
Gefahren, die der Binnenmarkt mit sich bringt, passiv ausgesetzt sind.

b.4. Soziale Anliegen

In diesem Bereich gibt es &uBlerst verschiedene Anliegen. Einige sind
insbesondere mit dem Thema Arbeitsmarkt verbunden, andere rithren von der
Unzufriedenheit iiber Ungleichheiten her. Auch wenn der Binnenmarkt im Laufe
der Zeit sowohl zur Schaffung von Arbeitsplitzen als auch zur Verbesserung der
absoluten und relativen Bedingungen in den weniger fortgeschrittenen
Mitgliedstaaten und Regionen einen wesentlichen Beitrag geleistet hat, existiert
die — eigentlich unbegrindete — Annahme, dass Unternechmens-
umstrukturierungen und -verlagerungen in gewissem Umfang darauf
zuriickzufiihren sind, dass die EU nur unzureichenden Schutz gegeniiber dem
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Rest der Welt bietet oder durch den Binnenmarkt selbst Anreize fiir
Verlagerungen innerhalb der EU geschaffen werden.

Dariiber hinaus werden Bedenken geduflert, dass in einer erweiterten Union, in
der die Lebensstandards nach wie vor weit auseinander klaffen, die eigene
Stellung auf dem Arbeitsmarkt und sogar die Grundrechte der Arbeitnehmer
durch die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer, den freien Dienstleistungsverkehr
oder die Entsendung von Arbeitnehmern bedroht sein kénnten.

SchlieBlich ist es nicht von der Hand zu weisen, dass es im Zuge der Forderung
der wirtschaftlichen Integration durch den Binnenmarkt trotz der positiven
Gesamtentwicklung bei der Schaffung von Wachstum und Arbeitspliatzen auch
,Gewinner” und ,,Verlierer geben musste, zumindest voriibergehend. Die
Mitgliedstaaten versuchen im Rahmen sozialpolitischer Mafnahmen auf
verschiedenste Weise, den ,Verlierern“ einen finanziellen Ausgleich zu
gewihren und ihnen durch Umschulungen eine aktive Beteiligung an diesem
Prozess zu  ermoglichen. Die  verfiigbharen = Haushaltsmittel  fiir
Umverteilungsstrategien konnten jedoch durch ausgeprigte Formen des
Steuerwettbewerbs deutlich schrumpfen. Ein solcher Steuerwettbewerb wiirde
auBerdem  die  Steuerlast zum  Vorteil der  stirker = mobilen
Besteuerungsgrundlagen, z. B. Kapitalertrage oder sehr hohe Einkommen, und
zum Nachteil der weniger mobilen Grundlagen, z.B. Arbeitseinkommen,
insbesondere von nichtqualifizierten Arbeitskréiften, verschieben.

Infolgedessen besteht ein gewisses Spannungsfeld zwischen Marktintegration
und sozialen Zielsetzungen. Dies ist nach dem Inkrafttreten des Vertrags von
Lissabon noch deutlicher geworden, da in dem Vertrag auch formal das Ziel
festgehalten wurde, eine ,in hohem Malle wettbewerbsfihige soziale
Marktwirtschaft“ zu schaffen. Falls marktpolitische und sozialpolitische
Elemente nicht auf angemessene Weise miteinander vereinbar sind, muss ein
Kompromiss gefunden werden. Nach der Krise ist es angesichts der
nachlassenden Begeisterung fiir den Markt und zunehmender Besorgnis iiber
den Aspekt der Ungleichheit keineswegs klar, dass dem Markt, d. h. dem
Binnenmarkt, Prioritdt eingerdumt wird.

Eine bestimmte Kategorie sozialer Anliegen betrifft Dienstleistungen von

allgemeinem wirtschaftlichen Interesse und die realen oder wahrgenommenen
Bedrohungen, denen diese Dienstleistungen im Binnenmarkt ausgesetzt sind.
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b.5. Umweltanliegen

Die Bedenken in diesem Bereich werfen die grundsétzliche Frage auf, ob der
Binnenmarkt in seinem derzeitigen Regulierungsrahmen und in seiner
derzeitigen Form einen angemessenen Beitrag zu den politischen Ziele der EU
in den Bereichen Umwelt, Bekdmpfung des Klimawandels und
Ressourceneffizienz leisten kann. Dies ist eine weitere Schnittstelle — zwischen
Nachhaltigkeit und Binnenmarkt —, die im Vertrag von Lissabon hervorgehoben
wird. Im Vergleich zu den sozialen Bedenken bestehen die o6kologischen
Bedenken hinsichtlich des Binnenmarkts zwar erst seit kiirzerer Zeit, gewinnen
in der politischen Debatte aber stark an Gewicht. Das Ziel, griines Wachstum zu
schaffen, beriihrt ein breites Spektrum an Strategien auf EU- und
mitgliedstaatlicher Ebene und es steht auller Frage, dass dieses Ziel auch eine
besondere Dimension hinsichtlich der Struktur und Funktionsweise des
Binnenmarkts umfasst. Dieser Bereich ist intellektuell und politisch eher
Neuland und mit umfassenden Investitionen verkniipft.

b.6. Anliegen der Unternehmen

Die Unternehmen waren bislang in der Regel die stirksten Befiirworter des
Binnenmarkts, haben ihn vorangebracht und sind nach wie vor sehr an seiner
weiteren Entfaltung interessiert. Doch auch in diesem Umfeld werden Bedenken
gedullert, die allerdings naturgemd von der jeweiligen Branche und
Unternehmensgrofle abhingig sind. Die Konsultation von Unternehmen im
Vorfeld dieses Berichts hat ermoglicht, zahlreiche Perspektiven zu
beriicksichtigen, von denen viele in gewissem Umfang die in den folgenden
Kapiteln dargelegten Einschitzungen widerspiegeln (dies trifft auf
Konsultationen anderer Interessengruppen ebenfalls zu). Um die Bedenken der
Unternehmen im Gesamtkontext einordnen zu konnen, wurden sie drei grof3en
Themenbereichen zugeordnet.

Brancheniibergreifend wird seitens der Unternehmen Besorgnis gedullert, dass
nach wie vor zahlreiche Hindernisse bestehen, die auf die Fragmentierung und
Engpédsse  zuriickzufilhren  sind. Es  werden  wirklich  gleiche
Wettbewerbsbedingungen gefordert, eine schnellere Durchsetzung sowie klare
Fortschritte in Bereichen, in denen der Binnenmarkt noch nicht umgesetzt wird,
z. B. in der digitalen Wirtschatft.

Vor allem KMU, jedoch nicht nur, fordern eine Vereinfachung der Vorschriften

und eine zuriickhaltendere Regulierung, auch wenn zugestanden wird, dass in
diesem Bereich bereits Fortschritte erzielt worden sind.
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Am anderen Ende des Spektrums, bei den weltweit agierenden Konzernen, wird
auf Schwierigkeiten hinsichtlich der externen Dimension des Binnenmarkts
hingewiesen. Die EU gilt als zu schwach, um in einigen wichtigen Landern eine
Marktoffnung zu erreichen, und bestraft in gewisser Weise die innerhalb der EU
ansassigen Unternehmen durch das im Vergleich zu anderen Regionen striktere
Regulierungsumfeld, u. a. im Bereich Beihilfekontrolle.

Es sei auBerdem darauf hingewiesen, dass die groBen Unternechmensverbiande
zwar die Vorstellungen ihrer Mitglieder hinsichtlich des Binnenmarkts
durchsetzen wollen, sich jedoch zunehmend auch bewusst sind, dass die
vorstehend geschilderten Anliegen anderer Interessengruppen ebenfalls
beriicksichtigt werden miissen. Nur so wird zum einen verhindert, dass der
Binnenmarkt von den Gefahren des wirtschaftlichen Nationalismus eingeholt
wird, und zum anderen gewéhrleistet, dass die als notwendig erachteten
wichtigen Fortschritte nachhaltig erreicht werden.

c. Anliegen in den Mitgliedstaaten

Die vorstehend aufgefiihrten Anliegen sind in der EU zwar weit verbreitet, aber
verteilen sich nicht gleichmiBig auf die Mitgliedstaaten. Um den Spielraum fiir
eine potenzielle kiinftige Einigung zu ermitteln, konnte es von Interesse sein, zu
untersuchen, worin sich die Sichtweisen bestimmter Gruppen von
Mitgliedstaaten, die gemeinsame Vorstellungen vom Binnenmarkt haben,
voneinander unterscheiden. Diese Unterschiede sind stirker auf die kulturellen
Traditionen der Mitgliedstaaten als auf die jeweiligen aktuellen politischen
Mehrheitsverhiltnisse zuriickzufiihren. Es eriibrigt sich zu betonen, dass eine
solche Untersuchung lediglich eine erste — aber moglicherweise erhellende —
Annéherung ist.

c.1. Kontinentaleuropéaische Lander mit sozialer Marktwirtschaft

In der Regel kommt dem Verbraucher als ,,HauptnutznieBer* des Binnenmarkts
in diesen Liandern eine weniger wichtige Rolle zu als in den angelsdchsischen
Landern. Der Schwerpunkt wird in den sozialen Marktwirtschaften
normalerweise eher bei Arbeitnehmern und Unternehmern gesetzt. Dariiber
hinaus gilt die verarbeitende Industrie, nicht der Dienstleistungssektor, als
besonders wichtige Komponente der Produktionsstrukturen. Sozialen
Problemen, die auf Auswirkungen von Marktprozessen zuriickzufiihren sind,
wird groere Aufmerksamkeit gewidmet. Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse werden als Schliisselbereich fiir eine breit angelegte
Sozialpolitik auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene betrachtet.
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Die Wettbewerbspolitik, insbesondere die Kontrolle staatlicher Beihilfen, wird
in dieser Gruppe von Mitgliedstaaten kritischer als in anderen Gruppen gesehen.
Auch die Durchsetzung von Binnenmarktvorschriften traf in dieser Gruppe nicht
immer auf Zustimmung.

Die Mitgliedstaaten dieser Gruppe haben die Marktintegration in Europa lange
federfilhrend vorangetrieben, bis die angelsdchsischen Lénder diese Rolle
tibernommen haben. Dass die sozialen Marktwirtschaften eine kritischere Sicht
des Binnenmarkts und Wettbewerbs haben, ist teilweise auf die sozialen
Schwierigkeiten in diesen Landern zuriickzufiihren. Versuche, die sozialen
Auswirkungen der Marktintegration zu ddmpfen, z. B. durch eine gewisse
Abstimmung bei der Steuerpolitik, trafen auf Widerstand, vor allem aus den
angelsdchsischen Landern.

c.2. Angelsichsische Lander

Der Ansatz der angelsidchsischen Liander war traditionell eher das Gegenstiick
zum Ansatz der kontinentaleuropdischen sozialen Marktwirtschaften. In den
letzten 20 Jahren wiesen die angelsdchsischen Linder u. a. folgende Merkmale
auf: Ausrichtung der Wirtschaftspolitik an Verbraucherinteressen, klare
Befiirwortung einer Marktoffnung und strengen Wettbewerbspolitik, Akzeptanz
marktbestimmter Verdnderungen der Wirtschaftsstrukturen ohne Vorbehalte
gegeniiber der Verlagerung von verarbeitender Industrie auf Dienstleistungen,
insbesondere auf Finanzdienstleistungen, in den meisten Fillen Gleichgiiltigkeit
angesichts von Ubernahmen durch auslindische Unternehmen. Dies hat
selbstverstindlich auch soziale Probleme mit sich gebracht, diesen wurde jedoch
zum groflen Teil mit Strategien zur Verbesserung der Beschéftigungsfahigkeit
begegnet, gepaart mit dem Glauben an marktbasiertes Wachstum.

Im Einklang mit diesem Ansatz waren die angelsdchsischen Lénder bei der
Gestaltung von EU-Politiken groBBe Befiirworter des Binnenmarkts, der
Wettbewerbspolitik, der Ermutigung von  Wirtschaftsreformen — auf
mitgliedstaatlicher Ebene und einer zuriickhaltenden Regulierung. Gleichzeitig
zeigten sie keine Sympathien fiir die Idee, dass die EU in den Bereichen
Sozialpolitik,  Steuerkoordinierung, Industriepolitik oder Schutz von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse eine aktivere Rolle
spielen sollte.

c.3. Neue Mitgliedstaaten
Aufgrund der in den neuen Mitgliedstaaten vorherrschenden politischen Kultur

und der Notwendigkeit, nach Jahrzehnten der unwirksamen Steuerung der
Wirtschaft aufzuholen, befiirworten diese Linder in der Regel nachdriicklich
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Markt und Wettbewerb und rdumen dem Wachstum groBere Prioritét als einer
umfassenden sozialen Sicherung ein. Da es sich bei diesen neuen
Mitgliedstaaten in den meisten Fillen auch um kleine Mitgliedstaaten handelt,
messen sie  einer strengen Durchsetzung der Binnenmarkt- und
Wettbewerbsvorschriften groen Wert bei und betrachten diese als Garant fiir
thre Gleichbehandlung gegeniiber den groferen und wirtschaftlich starkeren
alten Mitgliedstaaten. Die neuen Mitgliedstaaten bieten daher beachtliches
Potenzial, kiinftig ein wichtiger politischer Motor fiir die Weiterentwicklung des
Binnenmarkts zu werden — in einer Zeit, in der verschiedene
kontinentaleuropéische soziale Marktwirtschaften den Binnenmarkt weniger
positiv bewerten und die angelsidchsischen Liander durch die Finanzkrise in ihrer
Rolle als Befiirworter der Marktkrifte an Uberzeugungskraft verloren haben,
zumindest zeitweise.

Die neuen Mitgliedstaaten haben ihre eigenen spezifischen Priorititen bei der
Verbesserung des Binnenmarktes, u. a. Freiziigigkeit der Arbeitnehmer und
Dienstleistungsfreiheit, Infrastrukturen fiir einen echten physischen
Binnenmarkt und Kohésionsstrategien. In vielen Féllen haben diese Lénder auch
mutige Strategien im Bereich Steuerwettbewerb umgesetzt. Auch wenn die
neuen Mitgliedstaaten nach wie vor auf die in der Anfangsphase ihrer EU-
Mitgliedschaft erzielten Leistungen verweisen, scheinen einige Lander der
Gruppe inzwischen bereit zu sein, diese Strategien auch in einem breiteren
Kontext zu sehen. Die bestehenden finanziellen Schwierigkeiten infolge der
Krise und die Moglichkeit, durch ein gemaifBigteres Vorgehen im Bereich
Steuern ein zufriedenstellenderes Binnenmarktumfeld und stirkere Kohésion zu
schaffen, konnten einer politischen Umorientierung in diesem Landern den Weg
ebnen.

c.4. Nordische Lander

Das nordische Wirtschafts- und Sozialmodell hat in den letzten Jahren oft
Anerkennung  von  auslidndischen  Beobachtern und internationalen
Organisationen erfahren. In den nordischen Lindern werden Markt6ffnung und
Wettbewerb wirksam miteinander verkniipft: die soziale Sicherung basiert
starker auf Sicherheitsnetzen fiir den einzelnen Arbeitnehmer als auf der
Erhaltung spezifischer Beschiftigungsbranchen, die durch den technischen
Fortschritt oder wirtschaftliche Veridnderungen {iberfliissig geworden sind
(Stichwort Flexicurity).

Gleichzeitig veranschaulichen diese Lander, dass Steueriiberlegungen bei der
Ermittlung der Wettbewerbsfdhigkeit einer Volkswirtschaft und ihrer Féhigkeit,
Investitionen anzuziehen, zwar offensichtlich eine Rolle spielen, jedoch
keineswegs der einzige oder wichtigste Faktor sind. Wie die Steuereinnahmen
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investiert ~ werden, insbesondere @ was  Bildung, Forderung  von
Forschungsaktivitdten und Entwicklung angeht, ist mindestens genauso wichtig.

Wenn der Binnenmarkt im Zuge der neuen Strategie, die in diesem Bericht
entwickelt werden soll, durch mehr Offnung und intensiveren Wettbewerb
gestiarkt wird und gleichzeitig mehr Sicherheit im Hinblick auf die soziale und
okologische Dimension bietet, wiirde sich die Diskrepanz zwischen nordischen
Léandern und anderen EU-Landern moglicherweise verringern.

1.7. Optionen zur Bewaltigung der Schwierigkeiten

Es gibt zwei Optionen, wie die weitverbreiteten und unterschiedlichen Probleme
im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt, die sich langfristig verschérfen
diirften, bewiltigt werden konnten: eine defensive Option und eine proaktive
Option.

a. Defensive Option

Der defensive Ansatz bedeutet erstens, dass die Probleme vorrangig hinter
verschlossenen Tiiren diskutiert werden, da befiirchtet wird, eine offene Debatte
koénne zum Verlust des Vertrauens in den Binnenmarkt fiihren.

Zweitens ist bei einem solchen Ansatz die Durchsetzung bestehender
Vorschriften eine Selbstverstindlichkeit; in hochsensiblen Bereichen sollte
hierbei versucht werden, ein Gleichgewicht zwischen der erforderlichen
Konsequenz und der Notwendigkeit, harte Konfrontationen zwischen den
Mitgliedstaaten zu vermeiden, herzustellen.

Drittens werden bei einem defensiven Vorgehen mutige Initiativen zur
Neuausrichtung und Erweiterung des Binnenmarkts mit gewisser Zuriickhaltung
betrachtet, da sie wahrscheinlich aufgrund der vorstehend erlduterten
weitverbreiteten Bedenken auf Widerstand stolen wiirden und die Bedenken
nicht verstarkt werden diirfen.

b. Proaktive Option

Der proaktive Ansatz zielt auf eine substanzielle Stirkung des Binnenmarkts
durch folgende MalBnahmen ab: Einflihrung eines noch konsequenteren
Durchsetzungsrahmens, um die Gefahr des wirtschaftlichen Nationalismus, die
auch kiinftig bestehen wird, sowie die von staatlicher und privater Seite
verursachten Wettbewerbsverzerrungen zu bewiéltigen; Ausdehnung des
Binnenmarkts auf Bereiche, in denen noch Entwicklungsbedarf besteht;
umfassendere Nutzung des Binnenmarkts als Schliisselvoraussetzung fiir eine
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nachhaltige = Wirtschafts- und Wiahrungsunion, die die anvisierten
Wohlstandsgewinne verwirklicht.

Die Verfolgung eines solchen proaktiven Ansatzes wiirde umfassendes
politisches Engagement erfordern, insbesondere ein stetes Eintreten fiir die
Errungenschaften der Marktintegration und des lebendigen Wettbewerbs, sowie
eine  Reithe von zielgerichteten politischen Initiativen, um  die
schwerwiegendsten Probleme auszurdumen und das Spannungsverhiltnis
zwischen den im Rahmen des Binnenmarkts verfolgten Zielen und anderen
politischen Zielen anzugehen.

Dieser Bericht empfiehlt den proaktiven Ansatz, der vollstindig im Einklang mit
der politischen Initiative von Président Barroso stehen diirfte.

1.8. Eine neue Strategie

Im Folgenden wird versucht, eine neue Strategie fiir den Binnenmarkt zu
entwickeln. Eine solche Strategie diirfte notwendig sein, wenn der vorstehend
empfohlene proaktive Ansatz zum Erfolg fiihren soll. Die Herausforderung
besteht darin, die europidische Integration voranzutreiben, d. h. die sichtbaren
Risiken des Auseinanderdriftens einer Gesellschaft zu minimieren, deren
Bereitschaft zur Integration geringer ist als 1957, als der Vertrag von Rom
unterzeichnet wurde, oder 1985, zu Zeiten des Delors-Weillbuchs.

a. Ein umfassendes K onzept

Die neue Strategie muss umfassend sein. Viele Politikfelder, die traditionell eher
nicht mit dem Binnenmarkt in Verbindung gebracht werden, miissen in eine
Gesamtstrategie fiir den Binnenmarkt eingebunden werden. Dazu gehoren nicht
nur die Wettbewerbspolitik, die traditionell als starkes Instrument zur
Integration der Mérkte und zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit der Markte
gesehen wird, oder die Politik in den Bereichen Industrie, Verbraucherschutz,
Energie, Verkehr, digitale Wirtschaft, Soziales, Umwelt, Klimawandel, Handel,
Steuern und Regionen, sondern auch Politikfelder, die von Wirtschaftsthemen
weiter entfernt zu sein scheinen, z. B. Justiz und Unionsbiirgerschaft. Die
Vertiefung des Binnenmarkts und die Steigerung seiner Wirksamkeit sind
Schliisselfaktoren fiir die makrookonomische Gesamtleistung der EU.
Insbesondere fiir die Stabilitdt des Euros und der Wéhrungsunion ist es wichtig,
dass die erwarteten wirtschaftlichen Vorteile zum Tragen kommen.

Im Rahmen eines umfassenden Ansatzes miissen die vorstehend aufgezdhlten
Politiken eingebunden und drei Arten von Initiativen verfolgt werden:
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1. Initiativen zur Starkung des Binnenmarkts;

2. Initiativen zur Herbeifiihrung eines Konsenses iiber die Stirkung des
Binnenmarkts;

3. Initiativen zur Umsetzung eines gestiarkten Binnenmarkts.

Kommt kein Konsens zustande, ist es unwahrscheinlich, dass die Initiativen zur
Starkung des Binnenmarktes je angenommen oder umgesetzt werden. Selbst
wenn dies der Fall wire, bestiinden Zweifel an ihrer langfristigen Tragfahigkeit
und Widerstandsfahigkeit in wirtschaftlich oder politisch schwierigen Zeiten fiir
die Union.

Ein gefestigter Binnenmarkt, gepaart mit der offenen Forderung nach einem
Konsens, ohne den es nicht geht, und ohne die Mdglichkeit, bei Unzufriedenheit
Abstriche bei der Durchsetzung zu machen, braucht konkretere Ergebnisse
sowie konsequentes politisches Handeln.

b. Den Binnenmarkt starken

Die Initiativen zur Stirkung des Binnenmarkts werden in Kapitel 2 erldutert.

Sie tragen der vom Européischen Rat gestiitzten Forderung Préasident Barrosos
Rechnung, die Probleme der ,fehlenden Glieder und ,Engpdsse” im
Binnenmarkt (Abschnitt 2.1) anzugehen. Die Initiativen lassen sich

Empfehlungen zu folgenden Bereichen zuordnen:

- besseres Funktionieren des Binnenmarkts aus der Sicht der Biirger,
Verbraucher und KMU (2.2);

- digitaler Binnenmarkt (2.3);

- Binnenmarkt und griines Wachstum: Energie, Klimawandel und Umwelt (2.4);
- Binnenmarkt fiir Waren (2.5);

- Binnenmarkt fiir Dienstleistungen (2.6);

- Arbeitnehmer im Binnenmarkt (2.7);

- Binnenmarkt fiir Kapital (2.8);

- ,,physischer Binnenmarkt (2.9).
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c. Den Konsenses Uber einen starkeren Binnenmarkt herbeifihren

Die Initiativen zur Herbeifilhrung eines Konsenses iliber die Stirkung des
Binnenmarkts werden in Kapitel 3 erldutert. Sie fiigen sich in den Kontext der
im Vertrag von Lissabon beschriebenen ,,in hohem Malle wettbewerbsfdahigen
sozialen Marktwirtschaft“ ein (Abschnitt 3.1). Mit den Initiativen sollen die
Schwierigkeiten angegangen werden, die im Rahmen der in Abschnitt 1.6
erwahnten Konsultation identifiziert wurden. Das zentrale Ziel, die Starkung des
Binnenmarkts, wird hierdurch nicht angetastet.

Fiir folgende Themenbereiche wurden Initiativen erarbeitet:

- Vereinbarkeit von wirtschaftlichen Freiheiten im Binnenmarkt und
Arbeitnehmerrechten, ein schwieriges Thema im Anschluss an die
Entscheidungen des Gerichtshofs der Europdischen Union in den Rechtssachen
Viking und Laval (3.2);

- soziale Dienstleistungen und der Binnenmarkt (3.3);

- Nutzung des offentlichen Auftragswesens fiir die politischen Ziele der EU
(3.4);

- die steuerliche Dimension des Binnenmarkts: Steuerkoordinierung zur
Wahrung der Steuerhoheit vor dem Hintergrund der voranschreitenden

Marktintegration (3.5);

- Wettbewerbsfahigkeit und Zusammenhalt: die regionale Dimension des
Binnenmarktes (3.6);

- Industriepolitik im Binnenmarkt (3.7);
- die externe Dimension des Binnenmarkts: offen, aber nicht wehrlos (3.8).
d. Den starkeren Binnenmarkt umsetzen

Die Initiativen zur Umsetzung eines gestdrkten Binnenmarkts werden in Kapitel
4 erlautert.

Darin sind verschiedene Empfehlungen enthalten, die insbesondere auf zwei
Schliisselaspekte abstellen:

- Regulierung im Binnenmarkt (4.1).
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- Starkung der Rechtsdurchsetzung (4.2).
e. Ein Strategiepaket

Die oben beschriebene neue und umfassende Strategie sollte zu einem
»Strategiepaket® fiihren, in dem alle Mitgliedstaaten mit ihren unterschiedlichen
kulturellen Traditionen, politischen Priferenzen und Anliegen (s. 0.) Elemente
ausmachen konnen, die ithnen wichtig genug sind, um Zugestindnisse zu
machen und von fritheren Positionen abzuriicken.

Insbesondere die Mitgliedstaaten mit sozialer Marktwirtschaft konnten eher
bereit sein, sich den Grundsidtzen des Wettbewerbs und Binnenmarkts
vollumfénglich und neu zu verpflichten und einem Zeitplan zur Schaffung eines
Binnenmarkts in Bereichen zuzustimmen, in denen die Umsetzung noch
unzureichend ist, wenn die angelsidchsisch geprigten Linder Bereitschaft zeigen
wiirden, gewisse soziale Anliegen mit gezielten MalBlnahmen anzugehen, u. a.
mit bestimmten Formen der Steuerkoordinierung.

Die mittel- und osteuropdischen Mitgliedstaaten wiirden ein ernstzunehmendes
Programm zur Starkung des Binnenmarkts, auch in den Bereichen Infrastruktur
und Kohésion, begriifen und dadurch mdéglicherweise bestimmten Formen der
Steuerkoordinierung aufgeschlossener gegentiber stehen.

Bei diesen schwierigen Themen ist eine neue Herangehensweise notwendig, die
den jlingsten Entwicklungen Rechnung trigt und die Idee festigt, an einem
gemeinsamen Projekt zu arbeiten, um die festgefahrenen Standpunkte der
Vergangenheit zu iiberwinden.

Zu diesen jiingsten Entwicklungen =zdhlt sicherlich die Krise mit ihren
wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Auswirkungen, die noch klarer als
jemals zuvor verdeutlicht haben sollte, wie wichtig die Verbesserung der
Wirksamkeit des Binnenmarkts fiir mehr Wachstum und die Schaffung von
Arbeitspldtzen ist, da nur sehr wenig Spielraum fiir budgetire Impulse
vorhanden ist. Auch die Notwendigkeit, das Thema Ungleichheiten zu
behandeln, das vor dem Hintergrund der Finanzkrise in der oOffentlichen
Meinung in zahlreichen Lindern zunehmend in den Vordergrund geriickt wird,
konnte zur Bevorzugung eines kooperativen Vorgehens bei der Steuerpolitik
fiihren.

Auf einer anderen Ebene hat die Krise aulerdem viele verfestigte Sichtweisen
iber die Wertigkeiten der Wirtschaftsmodelle aufgeweicht und einen
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pragmatischeren und maBvollen Ansatz sowie eine gewisse Bereitschaft zur
Koordinierung der Wirtschaftspolitik mit sich gebracht.

SchlieBlich zeigen die jiingst im Euro-Raum aufgetretenen Spannungen klarer
und deutlicher denn je, dass der Binnenmarkt als Motor zur Steigerung der
Gesamtproduktivitit und Wettbewerbsfahigkeit der Volkswirtschaften im Euro-
Raum genutzt werden muss.

In den folgenden Kapiteln 2 bis 4 werden die wichtigsten Elemente des Pakets
systematisch untersucht.

In Kapitel 5 werden diese Elemente zu einem Gesamtbild zusammengefiihrt.

Das Kapitel enthilt eine Empfehlung fiir eine politische Initiative zur Starkung
des Binnenmarkts und der Wirtschafts- und Wéhrungsunion.
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KAPITEL 2

STARKUNG DESBINNENMARKTES
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2.1. Engpasse, fehlende Glieder und neue Grenzen

Der Binnenmarkt ist eine ureigene europdische Idee, deren Realisierung noch
immer nicht abgeschlossen ist. In seinen politischen Leitlinien fiir die derzeitige
Kommission wies Priasident Barroso auf die Liicken und ,.,fehlenden Glieder
hin, die das Funktionieren des Binnenmarktes beeintrachtigen. Darauthin hat der
Europédische Rat vom 26. Mirz 2010 erklart, dass die Strategie Europa 2020 die
,wesentlichen wachstumshemmenden Engpédsse angehen [...] [sollte], die mit
der Funktionsweise des Binnenmarkts und mit der Infrastruktur verbunden
sind.*

,Fehlende Glieder und ,,Engpésse — das bedeutet in vielen Bereichen, dass der
Binnenmarkt zwar auf dem Papier existiert, in der Praxis jedoch zahlreiche
Hindernisse und rechtliche Hemmnisse den Handel innerhalb der Europdischen
Union fragmentieren und sowohl wirtschaftliche Initiativen als auch
Innovationen behindern. In anderen Bereichen bleiben grofere wirtschaftliche
Vorteile aus, weil es an der erforderlichen physischen und rechtlichen
Infrastruktur fehlt oder weil zwischen den einzelnen Verwaltungssystemen kein
Dialog stattfindet. Eine weitere Kategorie der fehlenden Glieder im
Binnenmarkt ist durch die IKT-Revolution und den raschen technischen
Fortschritt tlberhaupt gekennzeichnet: Elektronischen Handel, innovative
Dienstleistungen und Oko-Industrie etwa gab es noch gar nicht, als der
Binnenmarkt konzipiert wurde. Es sind aber gerade diese Bereiche, die das
grofite Wachstums- und Beschiftigungspotenzial in der Zukunft aufweisen und
die neuen Grenzen des Binnenmarktes markieren.

Eine Neubelebung des Binnenmarktkonzepts erfordert es, sich den
Herausforderungen im Zusammenhang mit diesen Engpéssen, fehlenden
Gliedern und neuen Grenzen zu stellen. In einigen Bereichen, etwa beim
Binnenmarkt fiir Waren, hat die Marktintegration ein reifes Stadium erreicht.
Hier kann sich die Politik auf MaBlnahmen zur ,,Markterhaltung* konzentrieren,
etwa Marktbeobachtung, gezielte Rechtsetzung, Vereinfachung und
Verringerung der Befolgungskosten. In anderen Bereichen, etwa bei den
Dienstleistungen, befindet sich Europa noch in der Phase des ,,Marktaufbaus®,
weshalb es hier um den Abbau von Hindernissen fiir grenziibergreifende
Tatigkeiten, die Beseitigung {iiberholter administrativer und technischer
Hemmnisse aufseiten der Mitgliedstaaten und die  Uberwindung
korporatistischer Widerstinde geht. Was die neuen Grenzen anbelangt, so sollte
Europa das gesamte Binnenmarkt-Instrumentarium einsetzen, um den Aufbau
einer digital geprdgten, emissionsarmen leistungsfahigen Wirtschaft
voranzutreiben. Der Grenznutzen von Mallnahmen in diesem Bereich ist am
grofiten. Die Hinwendung zu den neuen Grenzen ist der Schliissel, um dem
Binnenmarkt neuen Schwung zu verleihen und das Vertrauen in ihn zu stirken,
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denn der Binnenmarkt ist fiir das Europa von Morgen von allergrofBter
Bedeutung.

Jegliches Bemiihen, dem Binnenmarkt neuen Schwung zu verleihen, fiihrt
jedoch nur dann zum Erfolg, wenn die nétige politische Energie dahinter steckt,
die wiederum nur aufgebracht werden kann, wenn Biirgern, Verbrauchern und
KMU Kklar ist, dass in allererster Linie sie die Nutzniel3er dieses Bemiihen sind.
Dies ist der Grundgedanke dieses Berichts.
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2.2. Ein Binnenmarkt, der Burgern, Verbrauchern und KMU nutzt

Der Binnenmarkt und die mit ithm verkniipften vier Freiheiten bilden eine
Idealvorstellung von einem Raum, in dem sich die Biirger nicht nur ohne
Diskriminierung iiber nationale Grenzen hinweg bewegen, sondern in gleicher
Weise auch arbeiten, forschen und ein Unternehmen aufbauen konnen. Im Zuge
der Vertiefung und Erweiterung des Binnenmarktes entstand jedoch der
Eindruck, dass dies nicht immer der Fall sei. Es herrschte die Meinung, dass die
Offnung der Mirkte zwar den Horizont der groBen Unternehmen erweitere, den
Vielen und den Kleinen — Biirgern, Verbrauchern, KMU — aber nicht zugute
komme.

Umfragen haben ergeben, dass die Einstellung gegeniiber dem Binnenmarkt
heute von mangelndem Interesse bis zur offenen Ablehnung reicht. Zum Teil
wird die wirtschaftliche Integration samt ihren Vorteilen als gegeben angesehen
und somit unterschétzt. Die Desillusionierung riihrt jedoch zu einem erheblichen
Teil aus der Enttduschung iiber das Fortbestehen von Hemmnissen und einem
Gefiihl der Machtlosigkeit, das die Biirger im Umgang mit dem Binnenmarkt
verspiiren. Dem Binnenmarkt neuen Schwung zu verleihen, bedeutet aber nicht
nur, dass der Motor Europas fiir Wachstum und Beschéftigung wieder in Gang
kommt, sondern dass letztlich auch die Moglichkeiten der Biirger erweitert
werden. Die Herausforderung besteht also zundchst darin, die Biirger, ob sie nun
Verbraucher oder Unternehmer sind, in die Lage zu versetzen, am Binnenmarkt
uneingeschrinkt teilzuhaben. In vielerlei Hinsicht kommt ihnen der
Binnenmarkt bereits {iber einzelne Politikbereiche hinweg zugute — etwa durch
VergroBerung des Angebots an Leistungserbringern, Dienstleistungen und
Waren, durch Ausweitung der Moglichkeiten zur personlichen Mobilitdt oder
durch Gewihrleistung der Sicherheit der gehandelten Produkte. Dennoch sollten
einige spezifische MalBlnahmen getroffen werden, um Biirger, Verbraucher und
KMU in die Lage zu versetzen, dieses groBBere Spektrum an Moglichkeiten aktiv
Zu nutzen.

Der Burger im Binnenmarkt

In dem 2008 vorgelegten Lamassoure-Bericht zum Thema ,,Der Biirger und die
Anwendung des Gemeinschaftsrechts® wurde iiberaus deutlich hervorgehoben,
wie Mobilitit und Biirgerrechte im Binnenmarkt miteinander verbunden sind.
Die ,,Biirger-Dimension*“ des Binnenmarktes ist gegeniiber der sozialen und
wirtschaftlichen Entwicklung langsamer vorangekommen. Aber auch wenn die
Intra-EU-Mobilitdt im Vergleich mit den USA noch relativ gering ausgepragt
ist, so betrifft sie doch mehr als 11,3 Millionen europdischer Biirger. Alljahrlich
heiraten etwa 350 000 Europder einen Partner aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat und 180 000 europiische Studenten begeben sich im Rahmen des
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Erasmus-Programms oder von Postgraduierten-Studiengédngen in einen anderen
Mitgliedstaat. Haufig suchen sie eine Arbeitsstelle.

Oft haben sie es aber nicht leicht im Binnenmarkt, denn es besteht eine grofie
Diskrepanz zwischen dem, was in den Gesetzbiichern steht, und dem, was in der
Realitit passiert. Das Gewirr aus Hindernissen aller Art ist derart, dass Alain
Lamassoure in seinem Bericht zu dem Schluss gelangte, dass die Schaffung
eines einheitlichen Raumes fiir den Biirger noch auf dem Stand vor der
Einheitlichen Europidischen Akte von 1986 sei: die Hemmnisse seien wohl
beseitigt, aber zahllose rechtliche Hindernisse machten es weiterhin schwierig,
in diesem gemeinsamen Raum harmonisch zu leben.”.

Auf diesem Gebiet hat es nur wenige Fortschritte gegeben. Die notwendigen
MaBnahmen sind zivil-, handels- und sogar familienrechtlicher Art und beriihren
daher in erheblichem MalBe die Souverénitit der Mitgliedstaaten. Auerdem sind
die Wege zur Losung einschldgiger Probleme in den einzelnen nationalen
Rechtssystemen recht unterschiedlich. Das FEinstimmigkeitserfordernis fiir
MaBnahmen zur Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts hat ebenfalls dazu beigetragen, dass der Wandel nur langsam vonstatten
geht.

Damit mobile Biirger mit weniger Verwaltungsaufwand konfrontiert werden und
weniger rechtliche Hiirden iiberwinden miissen, sollten MaBnahmen in
verschiedenen Politikbereichen getroffen werden. Die neuen Bestimmungen des
Vertrags von Lissabon eroffnen nun konkrete Moglichkeiten, in allen diesen
Dimensionen der Schaffung eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts unter Bezug auf die der EU-Biirgerschaft voranzukommen.

Erleichterung der Austibung des Rechts auf Freiziigigkeit

Es sollte den Biirgern moglichst leicht gemacht werden, ihr Recht, sich in einem
anderen Mitgliedstaat frei aufzuhalten und zu bewegen, auszuiiben. Die in der
Rechtlinie 2004/38/EG niedergelegte einschldgige Regelung beginnt nun, nach
einem langwierigen, recht schwierigen Start, zu funktionieren. Um noch weiter
zu gehen, sollten Schritte im Hinblick auf den freien Verkehr von offiziellen
Dokumenten unternommen werden. Viel zu hdufig beschweren sich Biirger
dariiber, dass sie Ubersetzungen von Dokumenten und Bescheinigungen
vorlegen miissen, weil Beamte der Mitgliedstaaten im EU-Recht verankerte
Anspriiche nur widerstrebend anerkennen. Ein System der gegenseitigen
Anerkennung von offiziellen Dokumenten wie etwa von staatlichen Stellen
ausgestellte Urkunden oder Personenstandsbescheinigungen wiirde die Mobilitét

* Alain Lamassoure, Bericht zum Thema ,,Der Biirger und die Anwendung des Gemeinschaftsrechts*, 2008,
S. 12.
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der Biirger erheblich erleichtern. Ein weiterer Schritt zur Forderung der
Mobilitdt wire die Schaffung einer ,,European Free Movement Card®, in der in
einem einzigen Dokument sdmtliche Informationen enthalten sind, die ein EU-
Biirger iiber seine Angaben zur Identitit und Staatsangehorigkeit hinaus in
einem anderen Mitgliedstaat bendtigt, etwa Angaben zum Umfang seiner
Arbeitserlaubnis, zum Personenstand und zum Sozialversicherungsanspruch.
Die Angaben in dieser Karte wiirden die bereits in der Europiischen
Krankenversicherungskarte enthaltenen Informationen zur Kranken- und
Sozialversicherung um all die Informationen erginzen, die fiir die
Kommunikation mit den Behorden in anderen Mitgliedstaaten erforderlich sind.

Die jlingste Initiative flir eine Zusammenarbeit in Fragen des anzuwendenden
Rechts und der Vollstreckung von Urteilen in Giiterstandssachen ermdglicht die
Losung von Problemen bei den etwa 145 000 Ehescheidungen von Partnern aus
unterschiedlichen Landern. Wichtig wiren auch Fortschritte bei den ebenso
kritischen Fragen im Zusammenhang mit ausldndischen Testamenten und
Nachléssen.

Leichtere LOsung grenzibergreifender handelss und  zvilrechtlicher
Streitigkeiten

Angesichts der wachsenden Zahl grenziibergreifender handels- und
zivilrechtlicher Streitigkeiten bedarf es einer ernsthaften Bewertung der Mittel
und Wege zur Erleichterung des freien Verkehrs gerichtlicher Entscheidungen
und der Beitreibung von Forderungen im Ausland. Dafiir muss das
Exequaturverfahren abgeschafft werden, das die Hinzuziehung eines Anwalts
erfordert und dessen Kosten sich auf bis zu 2000 Euro belaufen konnen, obwohl
es sich hdufig um eine reine Formalitdt handelt. In einer Zeit, in der KMU und
Dienstleister Miihe habe, iiber die Runden zu kommen, kommt der Beseitigung
von Hindernissen fiir die grenziibergreifende Beitreibung von Forderungen
besondere Bedeutung zu. Es muss verhindert werden, dass Schuldner Geld von
einem Mitgliedstaat in einen anderen transferieren, nur um eine Rechnung nicht
bezahlen zu miissen. Um die Anzahl nicht beigetriebener Forderungen — derzeit
37 % der Forderungen in einem anderen Land — auf ein Minimum zu reduzieren,
bediirfte es einer gezielten Gesetzesinitiative. Das Vertrauen von Biirgern und
Unternehmen in die Zuverlissigkeit grenziiberschreitender Uberweisungen
wiirde auch gestiarkt, wenn das kiirzlich eingefiihrte européische Verfahren fiir
geringfligige Forderungen haufiger angewandt wiirde — dieses Verfahren fiir
Forderungen von bis zu 2000 Euro ermoglicht die Fallbearbeitung in einem
benutzerfreundlichen Format, ohne dass ein Anwalt eingeschaltet werden muss.
Im Zusammenhang mit der derzeitigen Krise sollte eine Uberarbeitung der
Verordnung {ber grenziibergreifende Insolvenzverfahren erwogen werden.
Effizientere und raschere Insolvenzverfahren wéren insbesondere bei
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grenziibergreifenden Unternehmensgruppen im Interesse sowohl der Schuldner
als auch der Gliubiger. Kurzfristig wire auch eine intensivere
Verwaltungszusammenarbeit iiber das E-Justiz-Portal mit praktischem Nutzen
verbunden.

Ein Binnenmarkt fir Autofahrer

Verwaltungshindernisse und Rechtsunsicherheit sind auch charakteristisch fiir
die Erfahrungen von EU-Biirgern, die beim Umzug innerhalb des
Binnenmarktes ihre Autos mitnehmen. So ist es beispielsweise nicht mdglich,
einen Personenwagen von einem Land in ein anderes mitzunehmen, ohne ihn in
letzterem erneut zulassen und die entsprechende Steuer zahlen zu miissen. Dies
bedeutet fiir die betroffenen Biirger Doppelbesteuerung, umsténdliche
Verwaltungsverfahren, zusétzliche Kosten und Zeitverschwendung, was alles
auch ein Problem fiir Unternehmen darstellt. Autovermietungsunternehmen sind
daher auch nicht so flexibel, wie sie sein miissten, um ihre Flotten entsprechend
der saisonal schwankenden Nachfrage iiber die einzelnen Mitgliedstaaten
hinweg zu verwalten. Diese Zersplitterung sorgt auch dafiir, dass die
Automobilindustrie nicht alle GroBenvorteile ausschopfen kann, da sie die
Fahrzeuge je nach den Anforderungen der einzelnen nationalen Mairkte
unterschiedlich auslegen muss. Die bisherigen Regelungsversuche in diesem
Bereich blieben zwar ergebnislos, aber es widre doch angebracht, diese
Problematik unter dem Aspekt der Kosten fiir Bilirger und Unternehmen erneut
zu bewerten. Unter der Rechtsunsicherheit haben auch diejenigen Biirger zu
leiden, die in einen der 500 000 Verkehrsunfille mit ausldndischen Beteiligten
verwickelt sind, die alljdhrlich in Europa passieren. Die Vorschriften iiber das
anzuwendende Recht wurden zwar klarer gefasst, aber die Vorschriften und
Fristen fiir die Geltendmachung von Anspriichen bieten noch immer Anlass zur
Verwirrung. Eine Initiative zur Harmonisierung der Vorschriften und
Bedingungen fiir die Geltendmachung von Versicherungsanspriichen konnte
sowohl den Versicherungen als auch den Biirgern mehr Rechtssicherheit
verschaffen.
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Wi chtigste Empfehlungen:

= Gewdhrleistung des freien Verkehrs und der Anerkennung von
offiziellen Dokumenten;

= Einflihrung einer ,,European Free Movement Card*;

= Fortschritte  bei  der  gegenseitigen  Anerkennung  von
zivilrechtlichen Akten im Zusammenhang mit Ehen von Partnern
aus verschiedenen Landern sowie flir Nachldsse und Testamente in
anderen Lindern;

= Erleichterung der grenziiberschreitenden Beitreibung von
Forderungen sowie hdufigere Nutzung des européischen Verfahrens
fiir geringfiigige Forderungen;

= Beseitigung der erneuten Erhebung der Zulassungssteuer fiir
Personenwagen.

Séarkung der Verbraucher

Die Verbraucher und ihr Wohl sollten bei der nidchsten Stufe des Binnenmarktes
im Mittelpunkt stehen. Eine mehr auf die Verbraucher ausgerichtete Politik
wirde bedeuten, Fragen im Zusammenhang mit Marktintegration und
Wettbewerb, Stiarkung der Rechte, des Schutzes und der Rechtsbehelfe sowie
einem besseren Zugang zu Grunddienstleistungen wieder stirkere Beachtung zu
widmen.

Eine Reihe von an anderer Stelle in diesem Bericht angesprochenen Punkten
und MaBnahmen leisten ihrerseits einen Beitrag zum Verbraucherwohl im
Binnenmarkt, etwa der Zugang zu Diensten von allgemeinem Interesse,
intelligente  Messung des  Energieverbrauchs, Berlicksichtigung der
Verbrauchersorgen bei der Marktbeobachtung, alternative
Streitbeilegungsverfahren und bessere Durchsetzung von Rechtsvorschriften.
Verbraucherschutz sollte bei der Entwicklung des Binnenmarktes in neuen
Bereichen wie der digitalen Wirtschaft oder dem elektronischen Handel als
Querschnittsaufgabe verstanden werden. Ausgangspunkt sollte aufseiten des
Gesetzgebers eine unverziigliche Einigung iiber den Entwurf einer Richtlinie
iiber Verbraucherrechte sein, damit die Verbraucher in einem integrierten
Einzelhandelsmarkt ein hohes Schutzniveau genief3en.

Die grofBere Auswahl an Waren und Dienstleistungen sowie der schérfere
Wettbewerb im Binnenmarkt sollte durch mehr Markttransparenz und
Vergleichbarkeit fiir die Verbraucher nutzbar gemacht werden. Fortschritte
wiren erforderlich in Bezug auf die Regelungen fiir unabhédngige Mittler wie
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Preisvergleichswebsites und Produkttester, damit die Verbraucher aus einem
breiten Spektrum an Produkten und Leistungserbringern EU-weit diejenigen
ermitteln konnen, die hochste Qualitét bei giinstigsten Preisen bieten. Bewusste
Verbraucherentscheidungen tragen dazu bei, dass die innovativsten und
leistungsfahigsten Unternehmen belohnt und gefordert werden.

EU-Regelung fiir kollektive Rechtsbehelfe

Da die Absatzmirkte tiber Landesgrenzen hinweg expandieren, kommt es immer
hiufiger vor, dass Verbrauchergruppen durch das gleiche unrechtméfBige
Geschiftsgebaren von Unternehmen geschéddigt werden, die hédufig in einem
anderen Mitgliedstaat niedergelassen sind. Grenziibergreifende Anspriiche
machen inzwischen 20 % der Massenforderungen aus, und dieser Anteil diirfte
in  Zukunft noch steigen. In diesen Féllen sind herkdmmliche
Streitbeilegungsverfahren weder fiir Verbraucher noch fiir Unternehmen
praktikabel oder kosteneffizient. Die Biindelung gleichgelagerter Einzelfille in
einem einzigen Verfahren wire sowohl fiir Verbraucher als auch fiir
Unternehmen mit Einsparungen aufgrund von GréBenvorteilen verbunden und
wiirde die Leistungsfahigkeit der innerstaatlichen Justiz steigern. Europa sollte
also die Schaffung eines eigenen Modells fiir kollektive Rechtsbehelfe
vorantreiben, dabei aber das Sammelklagemodell der USA auf EU-Ebene
vermeiden. Stattdessen sollte sowohl die gerichtliche als auch die
auBlergerichtliche Regelung von Massenforderungen unterstiitzt werden, was das
Vertrauen der Verbraucher in den Binnenmarkt stdrken, grenziibergreifende
Umsitze fordern und den Wettbewerb zwischen den Unternehmen anregen
wiirde. Dieser Punkt sollte beim elektronischen Geschiftsverkehr Prioritét
geniel3en.

Sérkere Integration bel Bankdienstleistungen fur Privatkunden

Weitere = MaBnahmen  zur  Beschleunigung  der  Integration  der
Bankdienstleistungen fiir Privatkunden wiirden es den Verbrauchern
ermoglichen, die Vorteile der Integration des europdischen Finanzsektors in
vollem Umfang zu nutzen. Die MafBlnahmen sollten auf die Verbesserung der
Transparenz der Bankgebiihren, die Verfligbarkeit standardisierter,
vergleichbarer Informationen iiber Finanzprodukte fiir Privatkunden und die
Erleichterung der Kundenmobilitit ausgerichtet sein. Letztlich sollte der
Wechsel der kontofiihrenden Bank nicht mehr Aufwand verursachen als der
Wechsel des Netzbetreibers beim Mobilfunk.
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Wichtigste Empfehlungen:
= Annahme der EU-Rechtsvorschriften tiber kollektive Rechtsbehelfe;

= Verbesserung der Transparenz der Bankgebiihren, Gewéhrleistung der
Verfiigbarkeit standardisierter, vergleichbarer Informationen {iber
Finanzprodukte fir =~ Privatkunden @ und  Erleichterung  der
Bankkundenmobilitit.

Schaffung gunstiger Rahmenbedingungen fur KMU

Das typische europdische Unternehmen ist ein KMU, und in neun von zehn
Féllen handelt es sich dabei um ein Mikro-Unternehmen mit weniger als zehn
Beschiéftigten. Die 20 Millionen mittleren, kleinen und kleinsten Unternehmen
in der EU bilden das Riickgrat der europdischen Wirtschaft, ihr Anteil an der
Wertschopfung steigt und sie leisten einen entscheidenden Beitrag zur
Schaffung von Arbeitsplidtzen. Der Binnenmarkt ist fiir diese Unternehmen zwar
ein wichtiger Wachstumsfaktor, er bietet ihnen aber leider nicht immer giinstige
Rahmenbedingungen. Nur 8 % der KMU sind grenziibergreifend titig und nur
etwa 5 % verfiigen iiber Tochterunternehmen oder Joint Ventures im Ausland.

In einer ganzen Reihe von Bereichen empfiehlt dieser Bericht Maflnahmen im
Hinblick auf die Schaffung von Rahmenbedingungen, die stirker auf die
Bediirfnisse der KMU zugeschnitten sind: Erleichterung des elektronischen
Handels, Ausweitung des Neuen Ansatzes auf andere Warenkategorien, bessere
Durchsetzung der EU-Rechtsvorschriften, klarere und wirksamere Information
tiber Moglichkeiten, die durch EU-Recht eroffnet werden, schneller arbeitende
Problemldsungsstrukturen, breiterer Zugang zu Offentlichen Auftrigen,
einfachere Regelungen fiir die elektronische Rechnungstellung, bessere
Rechtsetzung und Vereinfachung der Rechtsvorschriften sowie einfachere und
schnellere Standardisierungsprozesse.

Dafiir bedarf es nicht einmal der Anderung der derzeitigen Politik, da die von
der Kommission 2008 beschlossene spezielle Regelung fiir kleine Unternehmen
(Small Business Act) die besten Moglichkeiten bietet, um die
Wettbewerbsfahigkeit der KMU im Binnenmarkt und dariiber hinaus zu férdern.
Das Tempo der Umsetzung dieser Regelung und die jeweiligen Ansitze der
Mitgliedstaaten unterscheiden sich allerdings noch erheblich. Damit alle im
Binnenmarkt titigen KMU iiber gleiche Ausgangsbedingungen verfiigen, sollten
die Mitgliedstaaten mehr tun, um die in dem Small Business Act niedergelegten
Grundsitze und MafBnahmen vollstindig umzusetzen. Es sollten MaBBnahmen
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getroffen werden, die gewdhrleisten, dass die KMU uneingeschrinkt an der
Entwicklung von Normen teilhaben und diese angemessen nutzen konnen. Die
Bemiihungen um Vereinfachung und Beschleunigung von Insolvenzverfahren
im Falle nicht-betriigerischer Insolvenz sollten verstirkt werden.

Satut fur die Européische Privatgesell schaft

Die Annahme eines Statuts fiir die Europidische Privatgesellschaft sollte
beschleunigt werden. Dieses Statut wiirde es Unternehmern ermdoglichen, ihr
Unternehmen in ein und derselben Rechtsform zu griinden, unabhéngig davon,
ob sie in threm eigenen oder einem anderen Mitgliedstaat tétig sind.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Beschleunigung der Durchfiihrung des Small Business Act;
= Annahme des Statuts fiir die Europdische Privatgesellschaft.
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2.3. Den europdischen digitalen Binnenmar kt gestalten

Digitale Technologien bewirken einen radikalen Wandel unserer Lebens-,
Arbeits- und Interaktionsweise. Die Verbreitung der digitalen Technologie
geschieht im Wege eines spontanen Innovations- und Transformationsprozesses.
Tempo und AusmalB der Ubernahme neuer Technologien sowie Verbreitung des
mit einer digitalen Wirtschaft verbundenen Nutzens unterliegen jedoch dem
Einfluss regulatorischer und sozialer Bedingungen. Die EU kommt dabei
langsamer voran als die USA. Eine Reihe von Hindernissen mindert die
Féahigkeit der europdischen Wirtschaft, in der digitalen Sphire Innovationen
hervorzubringen und einen Mehrwert zu schaffen: zersplitterte Online-Markte,
den Anforderungen nicht entsprechende Vorschriften iiber geistiges Eigentum,
mangelndes Vertrauen, fehlende Interoperabilitit sowie Mangel an
Hochgeschwindigkeits-Infrastruktur und digitalen Kompetenzen. Viele dieser
Hindernisse haben eine ganz simple Ursache: das Fehlen eines digitalen
Binnenmarktes.

Die Kosten der Nichtverwirklichung eines digitalen Europas sind erheblich:
Einer kiirzlich vorgelegten Studie’ zufolge konnte das BIP der EU durch die
Forderung einer raschen Entwicklung des digitalen Binnenmarktes bis 2020 um
4 % wachsen. Dies entspricht einem Zuwachs von fast 500 Milliarden Euro —
der digitale Binnenmarkt hitte allein schon eine dem Programm fiir den
Binnenmarkt 1992 vergleichbare Wirkung.

In ihrer Strategie ,Europa 2020“ hat die Kommission die gewaltigen
Moglichkeiten eines digitalen Europas anerkannt. Es bedarf dringend
entsprechender Maflnahmen zur Beseitigung einer Reihe von Engpéssen, die die
rasche Entwicklung des digitalen Binnenmarktes derzeit noch hemmen. Der
Online-Binnenmarkt muss zum wichtigsten Motor einer europdischen digitalen
Agenda und der Umwandlung Europas in eine digitale Wirtschaft werden.

Einheitlicher Regelungsraum  fir ~ Telekommunikationsdienste  und
-infrastrukturen

In der EU sind Telekommunikationsdienste und -infrastrukturen nach wie vor
aufgrund nationaler Grenzen stark zersplittert. Das bestehende Regelwerk auf
EU-Ebene hat zwar die Markoffnung entscheidend vorangebracht, aber noch
keinen einheitlichen Regelungsraum fiir die elektronische Kommunikation
bewirkt. Die Zersplitterung des Marktes hat zahlreiche negative Auswirkungen:
sie erleichtert den Aufbau von Marktmacht, verhindert Skalenertrige bei den
Betreibern, verlangsamt Investitionen in neue Infrastrukturen und Dienste,

> Copenhagen Economics, The Economic Impact of a European Digital Single Market, Abschlussbericht, Mirz
2010.
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reduziert das Wachstumspotenzial und hemmt die Entwicklung von
europdischen Marktfiihrern und damit die Wettbewerbsfahigkeit Europas auf
dem Weltmarkt.

Auf kurze Sicht miissen die rasche und vollstindige Durchfiihrung des neuen
EU-Regelwerks sowie die energische Anwendung des Wettbewerbsrechts und
der Regeln fiir staatliche Beihilfen weiterhin Vorrang genieflen. Allerdings muss
mehr getan werden, um die Zersplitterung des Marktes zu liberwinden und
regelungsbedingte Hindernisse im Binnenmarkt zu beseitigen. Die Schaffung
eines nahtlosen Regelungsraums fiir Telekommunikationsdienste und
-infrastrukturen erfordert ein kohédrenteres Regelwerk mit folgenden
Schwerpunkten: Stiarkung der Regelungsaufsicht auf europidischer Ebene,
Einfiihrung eines gesamteuropdischen Lizensierungssystems sowie Verwaltung
und Zuteilung von Frequenzen auf europiischer Ebene. Die Kommission sollte
den Telekommunikationssektor einer umfassenden Uberpriifung unterziehen,
um daraufhin die zur Schaffung eines integrierten europaweiten Marktes fiir die
elektronische Kommunikation erforderlichen Vorschldge vorlegen.

Elektronischer Handel: ein gesamteuropaischer Online-Einzel handel smarkt

Die Bedeutung des elektronischen Handels wéchst rasch, da die Anzahl der
Privatpersonen in der EU27, die Waren und Dienstleistungen iiber das Internet
bestellen, stetig zunimmt. Der Anteil der Verbraucher in der EU, die in den
vorangegangenen zwOlf Monaten Waren oder Dienstleistungen iiber das Internet
erworben haben, ist von 20 % im Jahr 2004 auf 37 % im Jahr 2009 gestiegen.
Aufgrund der zersplitterten Mirkte und des Fortbestehens einer Reihe von
Hindernissen fiir den grenziibergreifenden elektronischen Handel bleibt jedoch
ein groB3es Potenzial ungenutzt.

Héufig machen Verbraucher die Erfahrung, dass Online-Unternehmer Auftriage
aus anderen Landern nicht akzeptieren. Die Verbraucher sind sich auch nicht
sicher, was die Vertraulichkeit ihrer Daten, die Sicherheit des Geschéfts und ihre
Rechte im Falle von Problemen anbelangt. Fiir die Einzelhdndler sind die
wichtigsten regelungsbedingten Hindernisse fiir den grenziibergreifenden
elektronischen Handel auf unterschiedliche Vorschriften in Bezug auf
Verbraucherschutz, MwSt sowie Recyclinggebiihren und -abgaben
zuriickzufiihren. Diese Unterschiede bewirken ein kompliziertes, schwer
einzuschitzendes Umfeld fiir die Unternehmen, was wiederum dazu fiihrt, dass
die Unternehmen, insbesondere die KMU, zdgern, auch iiber die Grenzen
hinweg zu verkaufen. Die EU sollte die noch bestehenden Hindernisse fiir die

® Europiische Kommission, Verbraucherbarometer, SEK(2010) 385 vom 29.3.2010.
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Schaffung eines gesamteuropdischen Online-Einzelhandelsmarktes bis 2012
dringend angehen.

Ein Binnenmarkt fir digitale Online-Inhalte

Die europdischen Mirkte fiir digitale Online-Inhalte sind noch immer
unterentwickelt, da Komplexitdt und Intransparenz des Urheberrechts fiir die
Unternehmen ungiinstige Rahmenbedingungen bewirken. Die Kldrung und
Verwaltung von Urheberrechten bedarf dringend der Vereinfachung durch
Erleichterung einer gesamteuropdischen Lizenzierung von  Inhalten,
Ausarbeitung EU-weiter Urheberrechtsvorschriften und Entwicklung eines
Regelwerks fiir die Verwaltung digitaler Rechte. Die Regelungen sollten auch
die Voraussetzungen fiir die Entwicklung der Markte fiir digitale Inhalte und der
Rundfunkmaérkte schaffen und sich dazu auch auf Lizenz- und
Urheberrechtsgebiihren erstrecken. Klare, einschitzbare EU-Regeln fiir den
Umgang mit ,,verwaisten Werken wiirden ein grofles ungenutztes Potenzial
freisetzen.

Um das Vertrauen der Rechteinhaber und -nutzer zu erhalten und die
grenziibergreifende Lizenzierung zu erleichtern, miissen die Regeln fiir die
transparente Verwaltung von kollektiven Rechten verbessert und dem
technischen Fortschritt angepasst werden. Einfachere, einheitlichere und
technisch neutrale Regeln fiir die grenziibergreifende und gesamteuropéische
Lizenzierung im audiovisuellen Sektor fordern die Kreativitdt und helfen sowohl
den Produzenten von Inhalten als auch den Rundfunkbetreibern zum Nutzen der
europdischen Biirger. Derartige Regeln sollten die Freiheit der Rechteinhaber
wahren, von ihnen gewihrte Lizenzen auf bestimmte Rdume zu beschrinken
und die Hohe der Lizenzgebiihren vertraglich festzusetzen.

Dariiber hinaus sollten MaBnahmen erwogen werden, um den Besonderheiten
der einzelnen Arten von Online-Inhalten Rechnung zu tragen, etwa eine weitere
Harmonisierung des Urheberrechts, die Schaffung eines EU-Rechtstitels fiir das
Urheberrecht unter Beachtung des Umstandes, dass grenziiberschreitende
Online-Umsiétze am Ort der Leistung bewirkt werden, und die Ausweitung der
kollektiven Lizenzierung.
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Wi chtigste Empfehlungen:
Telekommunikationsdienste und -infrastrukturen

= Uberpriifung des Sektors im Hinblick auf die Ausarbeitung von Vorschligen
zur Schaffung eines nahtlosen Regelungsraums fiir die elektronische
Kommunikation, zur Stirkung der Regelungsaufsicht auf EU-Ebene sowie
zur Frequenzzuteilung und -verwaltung auf EU-Ebene.

Elektronischer Handel

= Vorschldge zur Beseitigung der Zersplitterung des EU-Verbraucherrechts
und insbesondere zur Einfilhrung von harmonisierten Vorschriften tber
Liefer- und Gewihrleistungsbedingungen und zur Schlichtung von
Streitfillen;

= Vorschldge  zur  Vereinfachung der = Rahmenbedingungen  fiir
grenziiberschreitende FEinzelhandelsumsétze u.a. hinsichtlich der MwSt-
Vorschriften, des grenziibergreifenden Umgangs mit Recyclingvorschriften
und der Urheberrechtsabgaben filir unbeschriebene Datentrager und Gerite.

Digitale Online-Inhalte

= Vorschldge fiir ein EU-Urheberrechtsgesetz samt EU-Regelung fiir die
Kldrung und Verwaltung von Urheberrechten;
= Vorschlége fiir ein Regelwerk fiir EU-weiten Online-Rundfunk.
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24. Binnenmarkt und umwetfreundliches Wachstum: Energie,
Klimawandel, Umwelt

Der Energiesektor wurde erst spit in den Binnenmarkt einbezogen. Zugleich ist
dies der Sektor, an den heute die groBten Erwartungen gerichtet sind. 2012 wird
nicht der 20. Jahrestag des Energiebinnenmarkts sein, sondern lediglich den
Beginn der Konsolidierung eines gemeinsamen Energiemarkts darstellen. Wir
diirfen jedoch keine Zeit verlieren. Bei Strom und Gas ist es fiir Europa wichtig,
dass die im Rahmen des dritten Energiebinnenmarktpakets geschaffene neue
Regulierungsstruktur (Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulierungs-
behorden (ACER), Européisches Netz der Fernleitungsnetzbetreiber (ENTSOs),
Rahmenleitlinien und Netzkodizes, Zehnjahres-Netzentwicklungspléane usw.) bis
zu diesem Zeitpunkt vollstindig vorliegt. Im Binnenmarkt treffen alle energie-
politischen Ziele Europas zusammen: Wettbewerbsfihigkeit, Versorgungs-
sicherheit und Nachhaltigkeit. Europa braucht einen funktionierenden Energie-
binnenmarkt, der eine sichere und erschwingliche Versorgung seiner
Verbraucher und Unternehmen gewéhrleistet. Es muss alle seine Moglichkeiten
nutzen, um seine politische Vorreiterrolle beim Klimaschutz in konkrete
Chancen fiir seine innovativen Industriezweige umzumiinzen.

Mehr Vortelle fir die Verbraucher

Ein voll funktionierender Energiebinnenmarkt bedeutet fiir die Verbraucher
mehr Entscheidungsfreiheit und niedrigere Preise. Seit 2007 konnen die
Verbraucher in nahezu allen Mitgliedstaaten ihren Strom- und Gasversorger frei
wihlen, wihrend das dritte Energiebinnenmarktpaket den bestehenden gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen Rechnung trigt. Es muss noch mehr getan
werden (angefangen mit einer Verbesserung der allgemeinen Mindeststandards),
damit alle Verbraucher und besonders die schlechter gestellten unter ihnen vom
Wettbewerb und fairen Preisen profitieren konnen. AuBerdem miissen die
bisherigen Anstrengungen, die Bereitstellung von Informationen und die
Erreichbarkeit fiir die Verbraucher zu verbessern, aktiv fortgesetzt werden. Die
Entwicklung einer intelligenten Verbrauchsmessung, die den Verbrauchern
einen genauen Uberblick iiber ihre Verbrauchsmuster und die damit
verbundenen Kosten gestattet, erfordert weitere RegulierungsmaBBnahmen, die
die rasche Einfiihrung neuer Technologien und - durch Wettbewerb bei den
Energiediensten - mehr Effizienz gewdhrleisten. Zur Sicherung einer
transparenten Preisgestaltung muss ein europdischer Regulierungsrahmen fiir die
EnergiegroBhandelsmérkte geschaffen werden, mit dem ein Nebeneinander
unterschiedlicher einzelstaatlicher RegulierungsmaBBnahmen vermieden wird.
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Ver sorgungssicher heit durch Verknipfung der europdischen Energiemérkte

Gut integrierte Mérkte sind fiir die Versorgungssicherheit Europas von
ausschlaggebender Bedeutung. Sie ermoglichen den Mitgliedstaaten die
gemeinsame Nutzung von Ressourcen, so dass die Unterschiede in der
nationalen Energieversorgung, Flexibilitit der Nachfrage und Reserve-
kapazititen optimal genutzt werden konnen. Verknilipfungen und Netzflexibilitét
machen Europa widerstandsfahiger gegeniiber Versorgungsengpidssen und
starken die Position der EU gegeniiber ihren internationalen Partnern. Es muss
noch viel getan werden, um die Kapazitidten der Mitgliedstaaten miteinander zu
verkniipfen und neue — insbesondere grenziibergreifende - Infrastrukturen zu
schaffen. Alle neuen Regulierungs- und Investitionsplanungsinstrumente der EU
sollten dafiir eingesetzt werden, ein HochstmaB3 an privaten Investitionen zu
mobilisieren. Eine Mdglichkeit zur Beschleunigung groBer grenziibergreifender
Infrastrukturprojekte, bei denen es aufgrund komplexer und kontroverser
Genehmigungsverfahren haufig zu Verzogerungen kommt, bestiinde unter
Umstinden in der Errichtung eines Konsensbildungs-/Schlichtungs-
mechanismus, der das Verfahren erleichtern wiirde. Innovative Losungen fiir die
Schaffung von Anreizen und eine Erleichterung auf EU-Ebene wiirden dazu
beitragen, Durchbriiche zu erzielen und die Umsetzung von Vorhaben zu
beschleunigen.

Sarkere Verbreitung von Produkten und Technologien mit niedriger CO,-
Intensitat

Die globalen Mirkte fiir umweltfreundliche Produkte, Dienstleistungen und
Technologien mit niedriger CO,-Intensitit wachsen in einem gegeniiber allen
anderen Mairkten beispiellosen Tempo. Der globale Markt hat derzeit ein
Volumen von jédhrlich schitzungsweise 1 Billion EUR und wird Hoch-
rechnungen zufolge bis 2020 weltweit 3 Billionen EUR erreichen. Die Industrie
der EU i1st mit Marktanteilen von 30 % bis 50 % eine der wettbewerbsstirksten
und verzeichnet ein rasches Wachstum. Sie generiert bereits einen Umsatz von
300 Mrd. EUR und stellt knapp 3,5 Mio. Arbeitsplitze’. Unsere Wettbewerber
holen jedoch rasch auf, und Europas Vorreitervorteil konnte bald verlorengehen.
Ein Binnenmarkt fiir Energie ist die wichtigste Trumpfkarte, iiber die Europa
verfiigt, um den in der Europa2020-Strategie umrissenen Ubergang zu einem
ressourceneffizienten Wachstum mit niedriger CO,-Intensitét zu fordern und die
Vorteile aus dem erwarteten Wachstum in der Okoindustrie zu nutzen. Nur ein
Energiebinnenmarkt ist gro genug, um die Einfiihrung neuer, aufstrebender
COj-armer Technologien in der gesamten Energiewertschopfungskette zu

" Europaische Kommission, ,, EU Manufacturing Industry: What are the Challenges and Opportunities for the
Coming years?*, auf der 2. hochrangigen Konferenz zur Wettbewerbsfahigkeit der Industrie (26. April 2010)
vorgestelltes Papier.
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beschleunigen. Das Potenzial des Energiebinnenmarktes muss vollstindig
genutzt werden, um die Kosten zu senken und die Verbreitung dieser
Technologien in der EU zu beschleunigen. Dies erfordert die Schaffung eines
stabilen Regulierungsrahmens fiir groe Infrastrukturprodukte sowie eine
proaktive Normung zur Forderung innovativer griiner Produkte, wobei die
Anwendung des ,,New Approach® in diesem Bereich zu erproben wire. Auch in
der Wettbewerbspolitik sollte proaktiv vorgegangen werden, damit das richtige
Umfeld entsteht, in dem neue Technologien zur Marktreife gelangen und in den
Markt eintreten konnen.

Ein Pilotmarkt muss von vornherein ein Binnenmarkt sein. Es besteht die
Gefahr, dass das ,,Lastenteilungskonzept® fiir erneuerbare Energien, das den
Mitgliedstaaten die Wahl der politischen Instrumente iiberldsst, zu einer
,Renationalisierung® der Energiepolitik fiihrt. Die FoérdermaBnahmen fiir
erneuerbare Energien miissen Bestandteil des Energiebinnenmarktes werden,
damit keine Marktverzerrungen entstehen, die zu falschen Preissignalen fiir
Investoren fithren konnen. Die Anforderungen an andere Technologien und
Produkte mit niedriger CO,-Intensitét sollten weiterhin auf EU-Ebene festgelegt
werden, damit nicht eine Vielzahl unterschiedlicher nationaler Konzepte
entsteht. Ebenso sollten keine nationalen Giitesiegel fiir griine Produkte
eingefiihrt werden, da dies zu einer Zersplitterung des Marktes fiithren konnte.

Ein Investitionsbedarf von 50 Mrd. EUR:  Aufstockung der EU-
Finanzerungsmittel

In den kommenden zehn Jahren werden zusitzliche o6ffentliche und private
Investitionen in Hohe von 50 Mrd. EUR zur Einfiihrung von Energietechno-
logien benoétigt, die fiir die Verbesserung der Energiesicherheit und den
Klimaschutz erforderlich sind. Da der Energiesektor lange Vorlaufzeiten fiir
Investitionen und erhebliche Kapitalinvestitionen zur Gewahrleistung mittel- bis
langfristiger Ertrage erfordert, miissen fiir kiinftige Investitionsentscheidungen
von einem wettbewerbsorientierten Energiemarkt zuverldssige Preissignale auf
GroBhandelsebene ausgehen. Zugleich sollte {iberlegt werden, wie weit ein
Finanzierungsbeitrag der EU die vom Markt bereits aufgebrachten Mittel
erginzen konnte.

Ein kohirenter, gezielter Finanzierungsbeitrag der EU kann den Aufbau von
kritischen Verbindungskapazititen entscheidend beschleunigen, kritische
Reservekapazititen fiir die Versorgungssicherheit schaffen und die Vorlauf-
zeiten fiir die Markteinfithrung neuer CO,-armer Technologien verkiirzen. Bei
den Investitionsberatungen sollten auch die Fordermafinahmen zugunsten von
Technologien fiir erneuerbare Energien in den Mitgliedstaaten zur Sprache
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kommen.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Schaffung neuer EU-Regulierungsrahmen fiir die grofmaBstibliche
Nutzung erneuerbarer Quellen, intelligente Verbrauchsmessung,
intelligente Netze und transparente EnergiegroBhandelsmérkte;

= Errichtung eines Binnenmarktes fiir ,,griine* Produkte durch Entwicklung
EU-weiter Normen fiir die Messung und Priifung von CO,-Bilanzen
sowie fiir energieeffiziente Produkte, einschlieSlich Handelszertifikate fiir
Energieprodukte aus erneuerbaren Quellen;

= Aufstockung eines zielgerichteten EU-Finanzierungsbeitrags fiir die
Energieinfrastruktur.
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2.5. DieVorteile des Binnenmarkts fir Waren voll ausschopfen

Der Binnenmarkt fiir Waren ist heute voll und ganz verwirklicht. Die Priifung
des Binnenmarktes 1i1m Jahr 2007 ergab, dass alle technischen
Handelshemmnisse fiir Waren aufgehoben sind. Fiir viele Biirger bedeutet der
Binnenmarkt in erster Linie, dass sie in ithrem Land aus einer grofen Vielfalt
von Produkten wéhlen konnen. Der Handel mit Waren ist ein Hauptmotor fiir
das Wachstum des verarbeitenden Gewerbes in der EU. Etwa 25 % des BIP der
EU-27 werden im Warensektor erwirtschaftet. Der Warenverkehr innerhalb der
EU macht 75 % der Intra-EU-Handelsstrome aus und hat von 1999 bis 2007
jéhrlich um 7,6 % zugenommen.

Es wire aber falsch zu glauben, dass die Arbeit damit erledigt ist. Erstens ist die
Herstellung von Waren einem stindigen Wandel unterworfen, da auf
Innovationen, den verdnderten Geschmack der Verbraucher und neue
Technologien reagiert werden muss. Zweitens miissen Konzepte und rechtliche
Rahmenbedingungen -  gegebenenfalls auf der Grundlage von
Marktbeobachtungen - regelméfBig angepasst werden, damit sie auf dem
neuesten Stand bleiben. Genehmigungspraktiken und neue technische und
administrative Vorschriften auf nationaler Ebene filhren immer wieder zu
Hindernissen. Die Beitrdge der Interessentrdger zur Konsultation ergaben eine
lange Liste kleiner Hindernisse und Engpésse. Drittens birgt der Binnenmarkt
fiir Waren im Vergleich zu dem der USA noch ein betrichtliches ungenutztes
Potenzial. Das Verhiéltnis der Intra-US-Ausfuhren zum BIP ist immer noch etwa
70 % hoher als das Verhéltnis der Intra-EU-15-Ausfuhren zum BIP. Viertens
entstehen neue Herausforderungen, da sich nicht nur die Waren, sondern auch
die Miérkte weiterentwickeln. Beispiele hierfiir sind die Beschleunigung der
Produktzyklen oder die Globalisierung der Lieferketten. Fiinftens nimmt der
elektronische Handel immer mehr zu und bringt Herausforderungen mit sich, die
in diesem Bericht im Abschnitt {iber den digitalen Binnenmarkt erdrtert werden.

Ein dynamischer und expandierender Binnenmarkt fiir Waren erfordert die
vollstindige Umsetzung des 2008 angenommenen Binnenmarktpakets fiir
Waren, insbesondere in Bezug auf den Grundsatz der gegenseitigen
Anerkennung und die Marktiiberwachung. Die Anwendung der Grundsétze des
neuen Rechtsrahmens sollte auch auf andere Bereiche der Produktvorschriften
ausgeweitet werden, und der New Approach sollte generell in neue Bereiche
eingebracht werden.

Der Binnenmarkt fiir Waren kann sein Potenzial nur dann in vollem Umfang
entfalten, wenn er sich auf ein modernes Normungsverfahren, ein nahtloses und
effizientes Logistik- und Verkehrssystem und eine wirksame und zugéngliche
Regelung fiir den Schutz des geistigen Eigentums stiitzen kann.
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Reform des Nor mungspr ozesses

Normung ist der Schliissel fiir die Steuerung des Binnenmarkts. Europa braucht
heute ein schnelleres und effizienteres Verfahren fiir die Festlegung
interoperabler und marktrelevanter Normen auf der Grundlage international
anerkannter Modelle. Bei der notwendigen Uberpriifung des europiischen
Normungsprozesses muss das richtige Gleichgewicht zwischen der europdischen
und der einzelstaatlichen Dimension gefunden werden und gleichzeitig miissen
die Vorteile des derzeitigen Systems erhalten bleiben. Besonders wichtig ist es
dabei, den Zugang des Privatsektors zum Normungsprozess zu verbessern und
fiir KMU die Anwendung der Normen zu verbilligen und zu erleichtern.

Ein nahtloses, flexibles und effizientes Logistik- und Verkehr ssystem

Der Binnenmarkt fiir Waren kann nur dann seinen vollen Nutzen entfalten, wenn
ein nahtloses, flexibles und effizientes Logistik- und Verkehrssystem vorhanden
ist. Die Verkehrspolitik der EU, deren Bedeutung im Vertrag von Anfang an
anerkannt wurde, ist jedoch erst spét in Gang gekommen und hat sich bei den
einzelnen Verkehrstragern nicht gleichmiBlig weiterentwickelt. Die daraus
resultierende Zersplitterung wird zunehmend als Hindernis fiir den freien
Verkehr angesehen. Administrative und technische Hindernisse fiihren zu
Mobilititsengpdssen in Europa. Im Seeverkehr gibt es schlichtweg keinen
Binnenmarkt, da fiir Schiffe, die zwischen zwei europédischen Hifen verkehren,
nach wie vor dieselben Zollformlichkeiten gelten wie im internationalen
Seeverkehr. Im Bahnsektor unterscheiden sich Spurbreite, Energieversorgung
und Signalisierung von einem Mitgliedstaat zum anderen als Hinterlassenschaft
aus der Zeit, in der die Bahnen noch nationale Monopolgesellschaften waren.
Dies behindert den grenziiberschreitenden Bahnverkehr und erhéht die Kosten
des fiir internationale Operationen eingesetzten rollenden Materials, das mit
Mehrfachsystemen ausgestattet werden muss. AuBlerdem ist der Markt fiir
Schienenfrachtdienste immer noch nicht funktionsfahig, da die Mitgliedstaaten
die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften nicht korrekt oder nur unvollstindig
umgesetzt haben. Im Stralenverkehr wurden die nationalen Markte erst kiirzlich
fiir die ,,Kabotage* gedffnet. Europa muss im multimodalen Verkehr einen
Schritt vorankommen, was aber durch eine Vielzahl von rechtlichen,
administrativen und technischen Hindernissen erschwert wird. Es gibt kein
einheitliches Beforderungspapier; stattdessen sind bei den verschiedenen
Verkehrstragern  unterschiedliche  Dokumente  erforderlich. Bei den
Haftungsbestimmungen bestehen ebenfalls Unterschiede. Ein (moglichst
elektronisches) einheitliches Beforderungspapier und eine einheitliche
Haftungsregelung wiirden zu mehr Rechtssicherheit fithren und die Kosten fiir
Biirger und Unternehmen erheblich senken. Voraussetzung fiir die Schaffung
eines modernen Binnenmarkts ist, dass der mangelnden Interoperabilitit und den
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Infrastrukturliicken begegnet wird, die der Effizienz der Logistikbranche der EU
schaden und ihre weltweite Wettbewerbsfahigkeit beeintrichtigen.

Durchbruch beim europaischen Patent

Das Fehlen einer Einigung iiber ein EU-Patent ist eine der gravierendsten
Liicken im Binnenmarkt. Die nun durch Artikel 118 des Lissabonner Vertrags
und die Europa2020-Strategie geschaffene Rechtsgrundlage verleiht den
Bemiihungen um eine Einigung neuen Schwung, den es zu nutzen gilt, damit bei
der Frage der Ubersetzungsregelung fiir ein EU-Patent ein Durchbruch erzielt
werden kann. Ein europdisches Patent ist der Priifstein, an dem gemessen
werden kann, wie ernst die Bemiihungen zur Wiederbelebung des
Binnenmarktes gemeint sind. Unternehmen und Innovatoren brauchen eine
einheitliche Patentregelung —und ein einheitliches Patentrechtssystem — fiir
ganz Europa, das fiir die Nutzer attraktiv und kosteneffizient ist. Fiir KMU ist
ein kostengiinstiger und rechtssicherer Schutz der Rechte des geistigen
Eigentums von groBBer Bedeutung. Die Kommission sollte von ithren ehrgeizigen
Zielen in diesem Bereich nicht abriicken.

Wichtigste Empfehlungen:

= Bewertung der Auswirkungen des Binnenmarktpakets von 2008 auf die
Funktion des Binnenmarkts fiir Waren und Sondierung moglicher weiterer
Schritte

= Uberpriifung der EU-Regelung fiir die Festlegung von Normen mit dem
Ziel der Ausgewogenheit von EU- und nationaler Ebene

= Annahme neuer MaBnahmen zur Beseitigung der verbleibenden
technischen und administrativen Hindernisse, die der Schaffung eines
Binnenmarkts fiir den Bahnsektor entgegenstehen;

= FEinfilhrung eines einheitlichen Beforderungspapiers und einer
einheitlichen Haftungsregelung fiir den multimodalen Verkehr;

= umgehende Annahme eines EU-Patents und eines einheitlichen
Patentrechtssystems.
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2.6. De Binnenmarkt fur Dienstleistungen: Motor der europaischen
Wirtschaft

Die Dienstleistungssektoren sind von entscheidender Bedeutung fiir unsere
Volkswirtschaften. Sie erwirtschaften 70 % des BIP, sind die wichtigste Quelle
fiir auslidndische Direktinvestitionen und der einzige Sektor in der EU, in dem
netto Arbeitsplatze geschaffen werden. Dennoch sind die Dienstleistungsmarkte
noch stark fragmentiert, und nur 20 % der in der EU erbrachten Dienstleistungen
haben eine grenziiberschreitende Dimension. Infolgedessen st das
Produktivititsgefille zwischen den USA und dem Euro-Raum nach wie vor zu
grof3 (etwa 30 %).

Die Dienstleistungsrichtlinie bringt bedeutende Verbesserungen fiir die Funktion
des Binnenmarktes fiir Dienstleistungen. Verwaltung und Beaufsichtigung durch
die einzelstaatlichen Behorden werden vereinfacht und modernisiert. Die Rechte
von Nutzern und Verbrauchern werden gestirkt. Die potenziellen
wirtschaftlichen Vorteile der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie wurden
auf 60 bis 140 Mrd. EUR geschitzt. Das entspricht einem Wachstumspotenzial
zwischen 0,6 % und 1,5 % des BIP.

Engagement fir eine rasche Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie

Die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie  erfordert  beispiellose
Anstrengungen von den Mitgliedstaaten. Diese miissen umfangreiche
verwaltungstechnische und rechtliche Anderungen vornehmen und den
Rechtsrahmen fiir ein breites Spektrum von Wirtschaftstatigkeiten auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene von Grund auf iiberarbeiten.

Die bisherigen Ergebnisse sind ermutigend, aber es gibt keinen Grund fiir
Selbstgefilligkeit. Die Mitgliedstaaten miissen die Dienstleistungsrichtlinie so
bald wie moglich in vollem Umfang umsetzen. Hierbei sollte folgenden
Bereichen Prioritdt eingerdumt werden: Die Mitgliedstaaten, die die
Uberpriifung der Rechtsvorschriften noch nicht abgeschlossen haben, sollten
dies nun dringend tun. Alle betroffenen Mitgliedstaaten sollten der
Verabschiedung der noch ausstehenden Umsetzungsvorschriften hohe politische
Prioritdt einrdumen. Die Mitgliedstaaten, in denen die Gefahr groBerer
Verzogerungen bei den erforderlichen Anderungen besteht, sollten alles daran
setzen, den Prozess zu beschleunigen. Die Mitgliedstaaten, in denen noch keine
oder nicht geniigend einheitliche Ansprechstellen eingerichtet wurden, sollten
umgehend die notigen MaBBnahmen treffen, um die einschldgigen Auflagen der
Richtlinie zu erfiillen. AuBBerdem sollten die Mitgliedstaaten dafiir sorgen, dass
die nationalen Behorden das Binnenmarktinformationssystem (IMI) wirksam
nutzen, um ihrer Pflicht zur Zusammenarbeit nachzukommen.

Um die rasche und vollstindige Umsetzung der Richtlinie sicherzustellen, sollte
die Kommission alle notwendigen Durchsetzungsmaflnahmen ergreifen und den
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Druck auf die Nachziigler aufrechterhalten. Auflerdem sollte sie das Europédische
Parlament, den Rat und die Interessentrdger iiber den Stand der Umsetzung auf
dem Laufenden halten. Gleichzeitig sollte sie auch in Zukunft mit den
Mitgliedstaaten daran arbeiten, die Verwaltungsverfahren und die Mechanismen
der  Verwaltungszusammenarbeit zu  verbessern. Die  einheitlichen
Ansprechstellen sollten letztendlich zu umfassenden Online-Verwaltungszentren
werden, die auch fiir nicht unter die Richtlinie fallende Bereiche und Verfahren,
z. B. Steuern, zustindig sein konnten.

Dariiber hinaus sollten sich die Mitgliedstaaten und die Kommission ehrgeizige
Ziele fiir das in der Richtlinie fiir 2010 vorgesehene Verfahren der gegenseitigen
Evaluierung setzen. Die Ergebnisse dieser Evaluierung sollten herangezogen
werden, um die Ausrichtung weiterer und gezielterer MalBlnahmen zu
bestimmen.

I ndustriedienstleistungen

Die europédische Industrie muss stirker auf die Erbringung von Dienstleistungen
setzen, wenn sie auf globaler Ebene wettbewerbsfdhig bleiben will.
Unternehmen im Industrie- und Fertigungssektor miissen neue Geschiftsfelder
erschlieffen, indem sie verwandte Dienstleistungen wie Wartung, Unterstiitzung,
Schulung und Finanzierung fordern. Diese Dienstleistungen haben im
Allgemeinen ein viel groBeres Wachstumspotenzial als der eigentliche
Produktionsbereich. Die EU sollte den Binnenmarkt fiir Industrie- und
Wirtschaftsdienstleistungen stirken, indem sie die noch bestehenden
Hindernisse fiir den freien Verkehr dieser Dienste ausrdaumt, den Rahmen fiir die
Standardisierung von Dienstleistungen auf EU-Ebene verbessert und innovative
Dienstleistungen fordert.

Hindernisse bel der grenziiber schreitenden Gesundheitsver sorgung beseitigen

Die Dienstleistungsmirkte gehen iiber die von der Richtlinie abgedeckten
Branchen hinaus. Die Kommission sollte in diesem Zusammenhang
insbesondere priifen, was in Bezug auf zahlreiche Arten von Dienstleistungen
getan werden kann, die zurzeit nicht - oder nicht vollstdndig - von der Richtlinie
erfasst werden.

Ein Bereich, der nicht unter die Dienstleistungsrichtlinie fillt, dem aber
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte, ist der Gesundheitssektor.
Mit  der  vorgeschlagenen  Richtlinie  iiber  grenziiberschreitende
Gesundheitsversorgung soll ein klarer und transparenter Rahmen fiir die
Erbringung sicherer, hochwertiger und effizienter grenziiberschreitender
Gesundheitsversorgung in der EU geschaffen werden, also fiir Fille, in denen
Patienten in einem anderen Mitgliedstaat als ithrem Heimatland medizinische
Hilfe suchen. Dem Vorschlag zufolge wiirden den Patienten die Kosten bis zu
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dem Betrag erstattet, der auch bei Behandlung im Heimatland gezahlt worden
wire, aber sie tragen das finanzielle Risiko, dass zusétzliche Kosten anfallen.
Der Vorschlag von 2008 sollte nun dringend verabschiedet werden.

Dariiber hinaus sollte die Marktintegration im Gesundheitssektor durch
verschiedene MaBBnahmen unterstiitzt werden. Die Kommission sollte zusammen
mit den Mitgliedstaaten einen detaillierten Leistungsvergleich  der
Gesundheitssysteme in der Europdischen Union auf den Weg bringen.
Ausgehend vom Pilotprojekt fiir Gesundheitstechnologie sollte sie die
Kenntnisse liber die besten Technologien im Gesundheitssektor verbessern und
verbreiten. Zur Erleichterung der Entscheidungsfindung in Gesundheitssystemen
sollte der Einsatz von Online-Gesundheitstechnologien gefordert werden, damit
systematisch bewihrte Praktiken iibernommen werden. Um die Freiziigigkeit
von Patienten zu erleichtern, sollten gezielte Regeln festgelegt werden.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Priifung, welche Initiativen fiir Dienstleistungssektoren erforderlich sind,
die nicht oder nicht vollstindig von der Dienstleistungsrichtlinie
abgedeckt werden, und Ausarbeitung entsprechender Vorschldge

= Annahme der vorgeschlagenen Richtlinie iiber grenziiberschreitende
Gesundheitsversorgung und Festlegung flankierender Malnahmen,
insbesondere Durchfiihrung eines Leistungsvergleichs der
Gesundheitssysteme in den Mitgliedstaaten
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2.7. Arbetnehmer im Binnenmarkt: alte Probleme und neue
Herausforder ungen

Die landeriibergreifende Mobilitit von Arbeitskriften ist wichtig fiir Europa. Sie
tragt zu dem hoheren Mal} an Mobilitét bei, das allgemein als Voraussetzung fiir
den Erfolg Europas in jener Wirtschaft gilt, die aus der weltweiten Rezession
hervorgehen wird. Dies betrifft sowohl das Berufsleben (Mobilitdt zwischen
Arbeitspldtzen und Branchen) als auch die Gesellschaft (Mobilitidt zwischen
sozialen Gruppen). Abgeschottete Arbeitsmirkte der Mitgliedstaaten oder vom
Wettbewerb abgeschirmte Beschiftigungssektoren werden weder zu mehr
Arbeitspldtzen noch zu schnellerem Wachstum fithren. Die Mobilitdt der
Arbeitskrifte spielt zudem eine Schliisselrolle beim Auffangen asymmetrischer
Schocks und bei der Reaktion auf lokale Umstrukturierungsprozesse innerhalb
der Eurozone, da die nationalen Behorden dort nicht mehr auf die Instrumente
des Wechselkurses und der Wéhrungspolitik zuriickgreifen konnen. Dennoch
mangelt es Europa immer noch an der Arbeitskraftemobilitit, die notwendig ist,
um die Arbeitsmirkte wirksam zu stirken und das ordnungsgeméifle
Funktionieren der Wahrungsunion zu gewihrleisten.

Die Mobilitit der Arbeitskrifte zwischen den Mitgliedstaaten wird durch eine
Anzahl faktischer Hindernisse aufgrund von sprachlichen oder kulturellen
Aspekten, Familienstrukturen und dem Aufbau des Wohnungsmarktes
erschwert. Es besteht zwar auch weiterhin eine Reihe von rechtlichen und
administrativen Beschrankungen, doch ist die allgemeine Freiziigigkeit der
Arbeitnehmer aus rechtlicher Sicht ein Erfolg. Aus wirtschaftlicher und
politischer Sicht krankt sie dagegen immer noch an zwei Widerspriichen.

Zum Ersten ist die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer die umstrittenste und
zugleich die am wenigsten genutzte der vier Freiheiten. Wie die Debatten um
die EU-Erweiterung und um die Ratifizierung des Verfassungsvertrags und des
Vertrags von Lissabon gezeigt haben, ist ein grofler Teil der europidischen
Offentlichkeit besorgt, die Migration von Arbeitskriften konnte die Lohne
driicken, den einheimischen Arbeitnehmern Arbeitsplitze wegnehmen und die
Sozialversicherungssysteme belasten. Im krassen Gegensatz dazu ist die
Mobilitdt in Europa jedoch gering. Gegenwirtig leben nur 2,3 % der Europder
nicht in dem Mitgliedstaat, dessen Staatsbiirgerschaft sie besitzen. In einem
foderalen System und einheitlichen Wirtschaftsraum wie den Vereinigten
Staaten haben in demselben Jahr etwa dreimal so viele US-Biirger den Staat
gewechselt. Die Zahl der Menschen, die in einem anderen Mitgliedstaat
arbeiten, blieb im Laufe der Zeit stabil. Seit 2001 hat die Zahl der EU-Biirger,
die in einem anderen Mitgliedstaat leben, um etwa 4 Millionen zugenommen.
Die Migration aus Nicht-EU-Landern hat im Vergleich dazu weit groBere
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt der Mitgliedstaaten.
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Die Zahl der Menschen mit der Staatsangehorigkeit eines Nicht-EU-Landes
stieg 2008 in der EU auf 19,5 Millionen oder 3,9 % der Gesamtbevolkerung.
Eurobarometer-Umfragen belegen iiberdies, dass die meisten Europder kein
Interesse daran haben, anderswo in der EU zu arbeiten, oder zu viele
Hindernisse sehen. Bei dieser gleichgiiltigen Haltung gegeniiber der Mobilitét
gibt es keine erheblichen Unterschiede zwischen alten und neuen
Mitgliedstaaten.

Der zweite Widerspruch besteht darin, dass der Freiziigigkeit der Arbeitnehmer
eine geringere Zahl von Hindernissen entgegensteht als den drei anderen
Freiheiten, diese Hindernisse jedoch die bedeutendsten und die am schwersten
iberwindbaren sind. Fiir die Aktualisierung der Verordnungen zur
Koordinierung der Sozialversicherungssysteme waren elfjdhrige Verhandlungen
erforderlich.

Der wirtschaftliche Abschwung hat gezeigt, dass selbst in Krisenzeiten manche
Stellen in der EU unbesetzt bleiben. Sollen die Ziele von Europa 2020 erreicht
werden, muss Europa sich diesen Widerspriichen stellen und groBBere Mobilitét
und einen stirkeren Gebrauch der Freiziigigkeitsrechte fordern. Die steigende
Arbeitslosigkeit und die fortbestehenden Einkommens- und Lohnungleichheiten
zwischen verschiedenen europdischen Regionen werden nicht automatisch zu
mehr Mobilitdt fiihren und gewiss nicht zu jener Art von Mobilitét, die Europa
Gewinn bringt.

Den grofften Nutzen kann Europa aus der Mobilitdt von hochqualifizierten
Arbeitskriften in neuen und innovativen Wirtschaftssektoren ziehen, indem es
sich an neue, dynamische Arten der Mobilitét anpasst und Formen der zirkuldren
Mobilitdt innerhalb der EU fordert, welche die Abwanderung von geistigem
Potenzial durch die Gewinnung neuen Potenzials ausgleicht. Dies bedeutet
nicht, dass eingefiihrte politische Konzepte iiberdacht werden miissen. Vielmehr
muss gegen einige bekannte alte Hindernisse rechtlicher und administrativer Art
entschlossener vorgegangen werden, und es ist nach Wegen zu suchen, wie den
Herausforderungen durch neue und vielfdltigere Typen von mobilen
Arbeitnehmern begegnet werden kann.

Gewahrleistung der Koordinierung der Sozialversicherungsanspriiche und der
Ubertragbarkeit von Rentenansprtichen fur alle

Eine entscheidende Voraussetzung fiir die Freiziigigkeit der Arbeitskrifte ist,
dass ein Umzug innerhalb der EU den Sozialversicherungsstatus der
betreffenden Person nicht beeintrdachtigen darf. Durch das im Juli 2009 nach
langwierigen Verhandlungen verabschiedete Paket zur Koordinierung der
Sozialversicherungssysteme wurden Gemeinschaftsregelungen modernisiert, die
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bis in die fiinfziger Jahre zurlickreichten. Es stellt einen bedeutenden Fortschritt
dar, aber die Entwicklung ist seitdem bereits weitergegangen. Die bestehenden
Regelungen sind auf die Probleme und Bediirfnisse der Arbeitskraftemigration
zugeschnitten, wie sie fiir die Arbeitsmérkte der Vergangenheit kennzeichnend
waren. Sie bediirfen einer Anpassung an die Lage neuer und vielféltigerer Typen
von mobilen Arbeitskraften und miissen die besondere Situation von Pendlern
und von Arbeitnehmern, die in ithrem Heimatland nicht versichert sind,
berticksichtigen.

Ein besonderes Problem stellt die Ubertragbarkeit von Zusatzrenten und von
Krankenversicherungsanspriichen dar. Der derzeitige rechtliche Rahmen deckt
zwar Sozialversicherungsanspriiche ab, kann jedoch Verluste bei nicht
gesetzlichen Formen des sozialen Schutzes nicht verhindern. Dies bedeutet eine
besondere Benachteiligung von hochmobilen Arbeitskrdften, da sie oft
mehrmals in ithrem Leben zusammen mit dem Beschiftigungsstatus und der
Tatigkeit das System wechseln. Ein diesbeziiglicher Vorschlag der Kommission
hat seit 2008 den Rat trotz der nachdriicklichen Unterstiitzung des Europaischen
Parlaments noch immer nicht passiert.

In ihrer bevorstehenden Konsultation zu den Rentensystemen in Europa sollte
die Kommission das Problem der Behinderung der ldnderiibergreifenden
Arbeitskriaftemobilitdt vordringlich behandeln. In diesem Zusammenhang bietet
sich die Entwicklung eines ,,28. Regimes* fiir Zusatzrentenanspriiche sein.
Diese wiirde ausschlieBlich auf EU-Regelungen beruhen, jedoch als Option fiir
Unternehmen und Arbeitnehmer parallel zu den einzelstaatlichen Regelungen
bestehen. Ein Arbeitnehmer, der sich dafiir entscheidet, wiirde in Bezug auf
nicht gesetzliche Leistungen iiberall in FEuropa denselben Regelungen
unterliegen. Zur Vereinfachung konnte eine Unteroption geschaffen werden,
nach der diese Regelung nur Arbeitnehmern offen steht, die ihren ersten
Arbeitsvertrag abschliefen. Dies wire ein Mobilititsanreiz fiir bestimmte junge
Arbeitnehmer, die am meisten an internationaler Mobilitit interessiert sind.

Es sollte ebenfalls darauf geachtet werden, steuerliche Hindernisse fiir
grenziiberschreitende Arbeit zu beseitigen. Unterschiedliche Steuersdtze der
Mitgliedstaaten =~ machen  eine  vollig  neutrale  Behandlung  von
grenziiberschreitender Wirtschaftstitigkeit unmdoglich. Auf diesem Gebiet
konnten Fortschritte nur durch die Rechtsprechung des Europiischen
Gerichtshofes  erzielt  werden.  Moglicherweise  besteht  politischer
Handlungsbedarf, damit beispielsweise bei der fiskalischen Behandlung der
Teile des Einkommens, die auf Auslandszulagen beruhen, steuerliche Neutralitit
gegeben ist.
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Schnellere und einfachere Anerkennung ber uflicher Qualifikationen

Ein zweites wichtiges Hindernis fiir eine verstirkte grenziiberschreitende
Mobilitat der Arbeitnehmer ist die komplexe Lage bei der internationalen
Anerkennung beruflicher Qualifikationen. Nur in sieben von mehr als
800 Berufen werden die Qualifikationen automatisch anerkannt. In den anderen
Féllen tragen (schlechte) Verwaltungspraktiken, Verzégerungen beim
Anerkennungsprozess und Widerstinde von Berufsstinden auf nationaler Ebene
dazu bei, die Kosten und die Schwierigkeiten einer Berufsausiibung im Ausland
zu erhohen, was darauf hinausléduft, die Eintrittshiirden in reglementierte Berufe
zu erhohen. Der in der Richtlinie 2005/36/EG dargelegte derzeitige
Rechtsrahmen zur Vereinfachung der gegenseitigen Anerkennung von
Berufsqualifikationen zwischen den Mitgliedstaaten sollte daher geklart und
gestiarkt werden. Die Latte kann auf diesem Gebiet mittlerweile hoher gelegt
werden. Durch den Vertrag {iiber die Europdische Union wurde die
Einstimmigkeit im Ministerrat durch die qualifizierte Mehrheit ersetzt. Uberdies
besteht ein gesteigertes Bewusstsein dafiir, dass die Ausbildungsinhalte in den
verschiedenen Mitgliedstaaten sich trotz des Bologna-Prozesses nicht so weit
aufeinander zu entwickeln, dass weitere Mallnahmen tiberfliissig wéaren. Um die
Anerkennung von Berufsqualifikationen zu erleichtern, sollte der gemeinsame
Besitzstand auf diesem Gebiet modernisiert werden. Die automatische
Anerkennung von Qualifikationen fiir neue Berufe sollte zusitzlich zu den
derzeit sieben Berufen auf weitere Berufsfelder ausgeweitet werden, wobei
neuen Berufen, die fiir umweltfreundliche und digitale Wirtschaftszweige
notwendig sind, besonderes Augenmerk gelten sollte, damit die Mobilitét
hochqualifizierter Arbeitnehmer geférdert wird.

Ebenso grundlegende Bedeutung kommt der Entwicklung der europiischen
Taxonomie fir Qualifikationen und Kompetenzen (European Skills and
Competence Taxonomy, ESCT) zu. Durch dieses System wird sichergestellt,
dass die Qualifikationen und Kompetenzen von Arbeitssuchenden oder die
Anforderungen eines Arbeitsplatzes in einer Stellenanzeige iiberall in Europa
gleich verstanden werden und leicht iibertragbar sind.

Qualifikationen und offene Stellen im Binnenmarkt besser in Deckung bringen

Eine dritte Sorte von Behinderungen der Freiziigigkeit von Arbeitskriften
betrifft das Problem, Qualifikationen mit offenen Stellen in anderen
Mitgliedstaaten effizient in Deckung zu bringen. Handlungsbedarf besteht auf
zahlreichen Gebieten, und zwar sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene.
Das EURES-Netz ist eine Erfolgsstory. Es verwaltet zurzeit 1 000 000 offene
Stellen und spielt bei der umfassenden Beratung von Arbeitssuchenden und
Unternehmen zum Thema grenziiberschreitende Arbeit eine Schliisselrolle,
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indem es die Offentlichen Arbeitsvermittlungsstellen aller Mitgliedstaaten
miteinander verkniipft. Es hat sein Aufgabengebiet mit der Zeit erweitert und ist
von einer einfachen EU-weiten Datenbank zu einer Plattform fiir internationale
Arbeitsvermittlung in Europa geworden. Dieser Prozess sollte durch
Weiterentwicklung der Verbindungen zwischen EURES und o6ffentlichen
Arbeitsvermittlungsdiensten, Tarifpartnern und privaten Arbeitsagenturen, durch
Starkung seiner Kapazititen zur Qualifikationsanpassung und durch Abdecken
aller Mobilititsphasen fortgesetzt werden. EURES sollte ebenfalls
Verbindungen mit Informations- und Problemlosungsnetzwerken wie SOLVIT
aufbauen, um auf alle Sorgen und Probleme reagieren zu kdnnen, mit denen die
Biirger bei der Auslibung ihrer Mobilitdtsrechte konfrontiert sind. Der
Bereitstellung von Informationen sowie der Beratung von Arbeitnehmern, die
nach einer beruflichen Erfahrung im Ausland in ihre Heimatldnder zuriickkehren
wollen, und der Schaffung von Anreizen fiir diese Gruppe ist ebenfalls groBere
Aufmerksamkeit zu widmen. Die Riickkehr in das Herkunftsland féllt unter die
Freiziigigkeit der Arbeitnehmer, und die EU-Institutionen und die 6ffentlichen
Arbeitsvermittlungsstellen  der  Mitgliedstaaten  sollten  durch  ihre
Zusammenarbeit sicherstellen, dass die Mobilitdt auch fiir die Heimatldnder der
betreffenden Arbeitnehmer einen Mehrwert bringt.

Die offentlichen Arbeitsvermittlungsstellen der Mitgliedstaaten und nationale
politische MaBBnahmen koénnen aulerdem zusammen mit den Sozialpartnern auf
nationaler Ebene einen entscheidenden Beitrag zur Gestaltung eines
mobilititsfreundlicheren Umfeldes in Europa und zur Uberwachung der
ordnungsgeméfBen Umsetzung der Rechte und Pflichten von Arbeitnehmern und
Unternehmen leisten. Die Strukturfonds der EU, insbesondere der Européische
Sozialfonds, sollten Maflnahmen zur Forderung der Mobilitédt innerhalb der EU
unterstiitzen und erleichtern und Informations- und Beratungsdienste zu Rechten
im Zusammenhang mit Mobilitét starken.

Wichtigste Empfehlungen:

= Koordinierung der Sozialversicherungssysteme fiir hochmobile Personen,
insbesondere fiir Forscher,

= Einflihrung eines ,,28. Regimes® fiir Zusatzrentenanspriiche von
Grenzgingern;

= Beseitigung steuerlicher Hindernisse fiir grenziiberschreitende Arbeit,

= Ausweitung der automatischen Anerkennung von Qualifikationen;

= Starkung der Transparenz und der Anerkennung von Qualifikationen und
Fahigkeiten, Entwicklung nationaler Qualifizierungssysteme und
Einfiihrung des ESCT-Systems;
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= Starkung des EURES-Systems durch Umwandlung in eine vollgiltige
Arbeitsvermittlungsplattform im Binnenmarkt.
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2.8. Der Binnenmarkt fur Kapital und Finanzdienstleistungen

Aufsicht Uber den Binnenmarkt anstatt Fragmentierung des Binnenmarktes
durch Aufsicht

Der Binnenmarkt fiir Kapital und der eng mit diesem verkniipfte Binnenmarkt
fiir Finanzdienstleistungen sind entscheidend fiir eine effiziente Allokation der
Ressourcen — und damit fiir Wachstum und Beschiftigung — und fiir die
wirtschaftliche Stabilitit. In den siebziger und achtziger Jahren des vorherigen
Jahrhunderts wurden Investitionen und Wachstum insbesondere in Europa durch
ein straffes Netz wettbewerbsbeschrinkender Regelungen und Einschrinkungen
der Ressourcenallokation im Finanzdienstleistungssektor gehemmt, die oftmals
dazu dienten, oOffentliche Defizite zu finanzieren. Dass die anschlieende
Liberalisierung ab den neunziger Jahren insbesondere in den Vereinigten
Staaten nicht mit entsprechenden Verbesserungen auf der Regulierungs- und
Aufsichtsebene einherging, hat wesentlich zum Ausbruch der Finanzkrise
beigetragen.

Die Europdische Union setzt sich — auch innerhalb der G20 — derzeit fiir ein
ehrgeiziges Reformpaket ein, mit dem ein angemessenes Aufsichtssystem
geschaffen werden soll. Ausloser hierfiir war der von der Kommission in
Auftrag gegebene De Larosi¢re-Bericht.

Fiir die EU-Organe haben Fortschritte auf diesem Gebiet eine hohe Prioritit. Es
erscheint nicht erforderlich, an dieser Stelle auf diese laufenden Projekte
einzugehen (1).

Sehr wohl erforderlich erscheint hingegen der Hinweis, dass bei den
anstehenden Entscheidungen von Parlament und Rat tiiber entsprechende
Gesetzesvorhaben unbedingt die Auswirkungen auf den Finanzdienstleistungs-
Binnenmarkt im Zentrum stehen sollten. Die Aufsichtsstrukturen, die diese
neuen gesetzgerberischen Vorhaben schaffen werden, diirften die finanzielle
Landschaft der EU fiir lange Zeit prigen. Es wire daher ein schwerer
strategischer Fehler, wenn der Rat unter dem Druck von Mitgliedstaaten, fiir die
naturgemill der Schutz der nationalen Zustidndigkeiten im Aufsichtswesen im
Vordergrund steht, zu halbherzigen Losungen kdme. Dann liefen wir Gefahr,
einen fragmentierten und damit verwundbareren Binnenmarkt zu erhalten.
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Forderung des Binnenmarkts und der finanziellen Integration durch die
Ausgabe von EU-Anleihen

Die EU bendtigt ein modernes und hochentwickeltes Finanzsystem, in dessen
Mittelpunkt eine Anlagekategorie risikofreier liquider Vermogenswerte stehen
sollte, die fiir die Preisbildung bei anderen Anlageformen als Richtschnur dienen
und die Grundlage fiir eine effiziente Ressourcenallokation, fiir die Umlenkung
von Ersparnissen in Investitionen, fiir eine bessere Risikoverteilung und eine
gleichmiBigere Ubertragung der einheitlichen Geld- und Wihrungspolitik auf
die gesamte FEurozone bilden wiirde. Dadurch wiirden die Stdrken des
Binnenmarkts besser zur Entfaltung gebracht, der Euro als Weltwéihrung
gestiitzt und das reibungslose Funktionieren der europdischen Volkswirtschaften
sowohl in normalen Zeiten als auch in Zeiten externer Schocks und von
Finanzkrisen gefordert. Die Wachstums- und Beschiftigungsdividende fiir die
Mitgliedstaaten wiirde am Ende hoher ausfallen.

Seit der Einfilhrung des Euro hat der Markt fiir Staatsanleihen als Katalysator
fiir die Integration der europdischen Finanzmaérkte fungiert. Dazu beigetragen
haben die Entstehung einer groferen und vielféltigern Anlegerschaft und die
Reduzierung der Transaktions- und Finanzierungskosten der Staaten.
Gleichzeitig hat er die Weiterentwicklung der Mirkte fiir benachbarte
Anlageformen (Unternehmensanleihen, gedeckte Schuldverschreibungen,
forderungsbesicherte Wertpapiere und eine Vielzahl von Derivaten)
vorangetrieben.

Allerdings bleibt der Markt fiir Staatsanleihen fragmentiert, da die Emission
weiterhin auf nationaler Ebene erfolgt und bisher — abgesehen von mehr
Transparenz und der Koordinierung von Anleiheemissionen — nichts
unternommen wurde, um die durch den Euro moglich gewordenen
GroBenvorteile zu nutzen. Diese Fragmentierung hat zur Folge, dass der
europdische Anleihemarkt weniger liquide ist als die Anleihemirkte der USA
und Japans,® mit entsprechenden Kosten fiir Anleger, Emittenten, andere
Schuldner und letztendlich die europdischen Biirger. So zahlen beispielsweise
die Haushalte vollig unnotigerweise hohere Zinsen fiir ihre Hypotheken, weil fiir
diese die Staatsanleihen als MeBlatte herangezogen werden.” Unternchmen,
insbesondere  kleinere Unternehmen, konnen kaum Geld auf den
Anleihemérkten aufnehmen, und sind daher den Risiken ausgesetzt, die die
Eigenkapitalmirkte fiir die Unternehmensleitung beinhalten. Grofle 6ffentliche

8 Wie die niedrigen Umsitze auf dem Kassamarkt, der Abfluss von Liquiditdt hin zu den Derivatemérkten, die
relativ kleinen Emissionsvolumen und der Umstand, dass es noch kein effizientes und wirklich reprasentatives
Benchmark-Instrument iiber alle Laufzeiten und Formen hinweg gibt (Bundesanleihen fiillen diese Rolle nur
scheinbar aus) deutlich machen.

? Bei einem auf 10 Jahre angelegten Hypothekarkredit iiber 100 000 EUR macht jeder Basispunkt bei den
Zinsen, der auf die Ineffizienz des Staatsanleihen-Marktes zuriickgeht, in der Gesamtlaufzeit iiber 50 EUR an
zusitzlichen Zinsen aus.
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Infrastruktur, wie die Transeuropdischen Netze, passen wegen ihres
transnationalen Charakters nicht zu den derzeitigen, fragmentierten nationalen
Systemen, und ihre Finanzierung leidet unter dem Nichtvorhandensein eines
liquiden Marktes fiir Anlethen mit langen Laufzeiten. Fiir langfristig denkende
Anleger wie Pensionsfonds hingegen gibt es kein ausreichendes Angebot an
Anlethen, die ihrem Investitionsbedarf gerecht werden. Auch finanzielle
Transaktionen der EU-Organe sind wahrscheinlich teurer, als es sein miisste.
Die aktuelle Fragmentierung hélt ausldndisches Kapital von Europa fern.
Staatsfonds sind beispielsweise iiberhaupt nicht an Emissionen mit geringen
Volumina interessiert. Es ldsst sich nur anlocken, wenn es als Ausgleich fiir die
fehlende Liquiditdt des europdischen Anleihemarktes eine Primie erhilt, was
einen Netto-Vermogenstransfer in den Rest der Welt zur Folge hat. Schlielich
konnen auch Reformen in anderen Bereichen beeintrachtigt werden, wenn die
Finanzmérkte nicht funktionieren.'® Insgesamt gesehen wird das Potenzial des
Euro unvermeidlicherweise eingeschrankt, wenn es nicht durch adidquate
Finanzinstrumente fiir Anlageinvestitionen innerhalb eines echten Finanz-
Binnenmarktes unterlegt wird. Die Eurozone verliert so an Attraktivitdt als
Investitions-Standort, insbesondere in Krisenzeiten, wodurch sich das Europa
zur Verfiigung stehende Kapital und damit sein Wachstums- und
Beschéftigungspotential verringert.

In Europa gibt es eine Staatsanleihe, die als liquide und sichere Anlage
betrachtet wird: deutsche Bundesanleihen. Thre Stirke riihrt aus der Priferenz,
die diese Anleihen gegeniiber anderen Staatsanleihen in Europa bei den
Anlegern genielen. Aus globaler Sicht hingegen ist die Bundesrepublik ein
relativ kleiner Akteur. Der jiingste Kursriickgang des Euro wédhrend der
griechischen Haushaltskrise ist Ausdruck des Kapitalabflusses aus Europa hin
zu Finanzwerten in den USA, den selbst die Qualitidt der Bundesanleihe nicht
einddimmen konnten. Europa erwachsen ganz eindeutig Nachteile aus dem
Fehlen eines Instruments von Weltgewicht.

Wer die Fragmentierung des Staatsanleihen-Marktes beseitigen mdchte, muss
einen neuen, europaweiten Markt mit einer weltweiten Dimension schaffen.
Gleichzeitig gilt es, legitime Bedenken auszurdumen: jede erdenkliche Losung
muss sicherstellen, dass haushaltspolitisch verantwortungsvolle Lander nicht
dazu gezwungen werden konnen, undisziplinierten Mitgliedstaaten in der einen
oder anderen Form finanziell beizustehen. Schon die bloBe Befiirchtung, dass
ein solches ,,Bail-out” stattfinden konnte, wiirde ihre giinstige Marktposition
beeintrachtigen und jeden einschldgigen Vorschlag sofort unattraktiv machen.
Es gilt daher, umsichtige Verdnderungen an den Emissionspraktiken
vorzunehmen, so dass sie gleichzeitig das Funktionieren des Binnenmarktes

' Indem sie es den Wirtschaftsakteuren ermoglichen, kurzfristige Einnahmeausfille zu tiberbriicken und den
Verbrauch langerfristig anzupassen, riicken funktionierende Finanzmirkte die langerfristigen Vorteile von
Reformen in den Vordergrund.
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verbessern und die Einhaltung des ,Bail-out“-Verbots des Vertrags
gewihrleisten. Neben einer wirksameren multilateralen Uberwachung wiirde
auch das energische Vorgehen gegen fragwiirdige Geschiftspraktiken von einer
stirkeren Marktdisziplin gegeniiber nicht angemessen agierenden Staaten
profitieren.!' Hierzu sollten die Sensibilitit der Mirkte gegeniiber
Entwicklungen in den nationalen Haushalten erhoht und die Mdoglichkeiten der
anderen EU-Léinder zur Bewiltigung des Eventualfalls einer staatlichen
Zahlungsunfédhigkeit verbessert werden, so dass sie eher und leichter von den
Mirkten eingepreist werden konnte.

Vor diesem Hintergrund konnte die Kreditaufnahme in grofen Dimensionen
iiber eine europdische Einrichtung und die anschlieBende Weitergabe der
Kredite an die Mitgliedstaaten eine ausgewogene Losung darstellen. Die
Weitervergabe der Kredite an die Mitgliedstaaten sollte einen festen Anteil des
nationalen BIP (dieser Anteil sollte fiir alle Mitgliedstaaten gleich sein) nicht
iiberschreiten, so dass die Staaten fiir zusdtzlichen Finanzierungsbedarf wie
bisher eigene, nationale Schuldtitel begeben wiirden, fiir die sie auch separat
verantwortlich blieben.

Da sich die Mitgliedstaaten dank dieses Mechanismus billiger finanzieren
konnten, wiirden sie dieser europdischen Einrichtung gegeniiber den Glaubigern
threr auf dem Markt emittierten Anleihen einen Vorrang einrdumen, womit sie
theoretisch die Gefahr einer Zahlungsunfahigkeit lediglich letzteren gegeniiber
erhohen. Das wiederum diirfte den Druck der Mairkte auf die frei
aufgenommenen Kredite (und die Zinsen) nach oben treiben und damit den
betreffenden Mitgliedstaaten gegeniiber den Anreiz verstirken, diese Schulden
durch eine solide Haushaltspolitik rasch abzubauen.

Dieser Finanzierungsmechanismus konnte allen EU-Léndern offenstehen, wobei
die nicht der Euro-Zone angehorigen Liander auch auf Euro lautende Anleihen
erhielten. Das wiederum wiirde diese Lénder stirker dazu bewegen, die
Stabilitit ihrer Wahrungen gegeniiber dem Euro im Einklang mit den WKM-II-
Anforderungen zu gewihrleisten und auch die Ausweitung der Euro-Zone
fordern. Je mehr EU-Lander wiederum an dem Mechanismus teilnehmen, umso
groflere Emissionen kann diese europdische Einrichtung platzieren, und umso
mehr Liquiditdt und Volumen erreicht der europdische Anleihemarkt — und
damit letzten Endes der Binnenmarkt.

Es wire interessant, mit einer kleineren Zahl von Landern zu beginnen, sofern
der neu geschaffene Emittent grof3 genug ist, um als globaler Akteur aufzutreten.
Der Mechanismus wire bereits attraktiv, wenn EU-Mitgliedstaaten mit
geringem oder mittlerem Schuldenvolumen teilndhmen, und natilirlich umso
mehr, wenn auch Linder mit hohem Schuldenvolumen dabei wéren. In vollem

' Seit Beginn der WWU hat die Marktdisziplin eher wenig bewirkt, um die Anhiufung von Ungleichgewichten
zu verhindern, wodurch letztendlich sogar die Einhaltung des Bailout-Verbots des Vertrags gefahrdet wurde.
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Umfang wiirde die EU jedoch nur profitieren, wenn Deutschland bereit wire,
sich an diesem Verfahren zu beteiligen. Europa wiirde damit einen bedeutenden
Schritt hin zu einem effizienteren Finanzmarkt und einem stirkeren
Binnenmarkt vollziehen und den Euro als internationale Wihrung und die
europdische Wirtschaft insgesamt konsolidieren. Deutschland hétte die Chance,
eine Entwicklung zu steuern, die fiir Europa sowohl in politischer als auch in
wirtschaftlicher Hinsicht von hochster Relevanz wire, und die Gestaltung dieses
Mechanismus so zu beeinflussen, dass seinem Anliegen, eine stédrkere
Haushaltsdisziplin in der EU zu verankern und seine gilinstigen
Finanzierungskonditionen zu bewahren, Rechnung getragen wiirde.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Sicherstellen, dass die Neustrukturierung der Finanzaufsicht nicht zu
einer Fragmentierung des Binnenmarktes fiihrt.

= Priifung, ob die finanzielle Integration durch die Ausgabe von EU-
Anleihen gestirkt werden kann.
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2.9. Die Infrastruktur des Binnenmarkts — das Investitionsproblem
angehen

Ein gemeinsamer Markt ohne eine physische Verbindung zwischen den
nationalen Teilmérkten, d. h. ohne Verkehrs-, Strom-, IKT- und Wassernetze, ist
schlechthin unvorstellbar. Infrastruktur ist lebenswichtig zur Sicherung der
Mobilitét, auf die sich ein funktionierender integrierter Markt stiitzt, und zur
Forderung von Wachstum und nachhaltiger Entwicklung. Sie ist entscheidend
fiir den territorialen Zusammenhalt. Obwohl an der Bedeutung der Infrastruktur
fiir den Binnenmarkt kein Zweifel besteht und die zentrale Rolle der EU bei der
Entwicklung der transeuropidischen Netze unbestritten ist, bestehen nach wie vor
eine Reihe von Hindernissen, die verhindern, dass in diesem Bereich
,europdisch* gedacht wird.

Planung, Finanzierung und Management von Infrastrukturprojekten sind
vorwiegend national bestimmt. In dem MaBe, in dem die Integration von
Produktion und Vertrieb iiber die Landesgrenzen hinweg zunimmt und Sektoren
wie Energie und Kommunikation neue Verbindungen erfordern, werden die
Licken bei der grenziibergreifenden Infrastruktur immer gravierender. Zum
einen existieren im Binnenmarkt nach wie vor Engpésse, insbesondere in den
neuen Mitgliedstaaten. Zum anderen braucht Europa neue Infrastrukturen, wenn
es den Ubergang zu einer Okologischen, wissensbasierten Wirtschaft
beschleunigen will.

Diese Infrastrukturliicke zu schlieBen, ist nicht nur technisch und unter
Koordinierungsaspekten eine Herausforderung, sondern auch finanziell. Den
Kapazititen der Mitgliedstaaten, Mittel fiir neue Infrastrukturvorhaben
aufzubringen, wenn die Konsolidierung der offentlichen Finanzen eigentlich
Vorrang haben sollte, sind durch die Wirtschaftskrise enge Grenzen gesetzt.
Auch der private Sektor steht vor ernsten Finanzierungsproblemen und benotigt
in diesem Bereich Rechtssicherheit in Form klarer wettbewerbspolitischer
Leitlinien (Kartellrecht und staatliche Beihilfen) und Anreize flir Investitionen
in Infrastrukturnetze in einem dem Wettbewerb forderlichen Umfeld. Europa
muss grenziibergreifende Investitionen und innovative
Finanzierungsmoglichkeiten unvoreingenommen betrachten. Fiir Europa stellt
sich die Schliisselfrage, wie neue Mittel fiir mittel- und langfristige européische
Investitionsvorhaben mobilisiert werden konnen. Eine Moglichkeit besteht
darin, alle Kombinationen 6ffentlicher und privater Finanzierung auszuloten und
auch innovative Finanzierungsquellen wie Nutzergebiihren einzubeziehen.
Aufgrund des begrenzten finanzpolitischen Spielraums der Mitgliedstaaten
riicken Offentlich-private  Partnerschaften fiir die Realisierung von
Infrastrukturinvestitionen naturgemil3 stirker ins Blickfeld. Hier kommt es
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entscheidend darauf an, die Kombination aus 6ffentlich-privaten Partnerschaften
und Strukturfonds zu fordern.

Eine andere Option wére, mehr Anreize fiir Langzeitinvestoren (Finanzinstitute
mit einem Offentlichen Auftrag, aber auch private Investoren einschlielich
Pensionsfonds) vorzusehen, damit diese ihre Ressourcen auf langfristige
Infrastrukturprojekte ausrichten. Das Volumen der von Langzeitinvestoren
verwalteten Fonds wird weltweit auf 30 000 Mrd. € geschétzt, aber nur ein
Bruchteil davon wird fiir Infrastrukturinvestitionen eingesetzt. Jlingste
Erfahrungen mit innovativen Finanzierungsmethoden wie dem mit 1,5 Mrd. €
ausgestatteten Fonds Marguerite, einem Gemeinschaftswerk der Europdischen
Investitionsbank und o6ffentlichen Finanzinstituten aus sechs Mitgliedstaaten,
sind ein guter Anfang. Es sollte {iiberlegt werden, ob nicht fiir
Langzeitinvestoren eine europdische Ad-hoc-Regelung geschaffen werden
sollte, um diese Investoren starker fiir Infrastrukturinvestitionen zu interessieren
und dabei gleichzeitig den Besonderheiten und der Heterogenitit dieser Gruppe
von Investoren Rechnung zu tragen.

Mittel fiir Infrastrukturinvestitionen konnten zu guter Letzt auch durch die
Entwicklung eines liquiden Rentenmarkts fiir Papiere mit sehr langen Laufzeiten
mobilisiert werden. Auf diese Weise konnten Mittel fiir grofle
grenziibergreifende Investitionen auf EU-Ebene aufgebracht und gleichzeitig ein
ausreichendes Angebot an Anleihen bereitgestellt werden, um dem
Investitionsbedarf  von  Langzeitinvestoren  entgegenzukommen.  Die
Entwicklung eines solchen Markts setzt die Uberwindung der derzeitigen
Zersplitterung der Mérkte fiir Staatsanleihen in Europa voraus.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Forderung einer Kombination aus éffentlich-privaten Partnerschaften und
Strukturfonds

= Priifung des Bedarfs an einer europdischen Ad-hoc-Regelung mit
Anreizen fur Langzeitinvestoren fur Investitionen in
Infrastrukturvorhaben

= Gewdihrleistung eines Hochstmalles an Rechtssicherheit in Bezug auf die
Wettbewerbspolitik im Bereich von Infrastrukturinvestitionen und -
finanzierung.
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KAPITEL 3

ZUSTIMMUNG ZU EINEM STARKEREN BINNENMARKT FORDERN
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3.1. Ein Binnenmarkt fur eine ,in hohem M al3e wettbewer bsfahige soziale
Mar ktwirtschaft*

In diesem Bericht geht es vor allem darum, wie die Dynamik des Binnenmarkts
neu zu beleben ist. Liicken zu fiillen und neue Herausforderungen aufzuzeigen
sind entscheidende Voraussetzungen, um dem Binnenmarktprojekt neuen
Schwung zu verlethen und das Vertrauen in dieses Projekt wieder zu stdrken.
Moglicherweise reicht es nicht aus, das politische Klima fiir nachhaltige
MaBnahmen zu schaffen, wenn groBe Teile der Offentlichkeit in Europa —
manchmal auch fithrende Politiker und sogar Unternehmensleiter — die Vorteile
der Marktintegration bezweifeln und der Ansicht sind, dass der Prozess der
Marktoffnung iiber das Notwendige oder Wiinschenswerte hinausgegangen sei.

Im Laufe der Zeit haben sich im System der EU interne Asymmetrien zwischen
der Marktintegration auf supranationaler und der sozialen Sicherung auf
nationaler Ebene aufgebaut; dies erzeugt Reibungen und fiihrt zu einer
erniichterten, ablehnenden Haltung gegeniiber der Marktoffnung. Fiir eine
nachhaltige Neuordnung des Binnenmarkts ist es erforderlich, diese
Reibungsursachen gezielt zu beseitigen. In einigen Féllen impliziert dies eine
Anpassung bestehender Binnenmarktvorschriften, da der jeweilige soziale und
lokale Kontext beriicksichtigt werden muss. In anderen Féllen ist es notwendig,
die nationalen Regelungssysteme stirker zu koordinieren, damit sie kohdrent
sind und den EU-Grundsétzen entsprechen.

Auf den nidchsten Seiten befasst sich der Bericht mit den politischen
Herausforderungen und mdéglichen MafBnahmen in den Bereichen Freiziigigkeit
der Arbeitnehmer, soziale Dienstleistungen von allgemeinem Interesse,
offentliches Auftragswesen, Industriepolitik, Koordinierung der Steuerpolitik
und Regionalpolitik. Gestiitzt auf diese Aspekte lieBe sich der Binnenmarkt
getreu dem im Vertrag enthaltenen Grundgedanken einer ,,in hohem Malle
wettbewerbsfahigen sozialen Marktwirtschaft* mit der sozialen Dimension und
der Dimension der Biirgernidhe vereinen.

3.2. Wirtschaftliche Freitheiten und Rechte der Arbeitnehmer nach den
Rechtssachen Viking und L aval

Von 2007 bis 2008 rissen die Entscheidungen des Europdischen Gerichtshofs in
den Rechtssachen Viking Line, Laval, Riiffert und Kommission vs. Luxemburg
eine alte, nie verheilte Wunde auf: die Spaltung zwischen den Befiirwortern
eines stirker integrierten Markts und jenen, die befiirchten, dass der Ruf nach
wirtschaftlichen Freiheiten und dem Niederreilen aufsichtsrechtlicher Barrieren
ein Codewort fiir den Abbau auf nationaler Ebene geschiitzter sozialer Rechte
ist.
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Durch die Neubelebung dieser Spaltung konnte sich ein Teil der offentlichen
Meinung — die Arbeiterbewegung und die Gewerkschaften, die lange Zeit
wichtige Beflirworter der wirtschaftlichen Integration waren — vom Binnenmarkt
entfremden.

Die vom Gerichtshof zu entscheidenden Fille offenbarten die
Verwerfungslinien, die zwischen dem Binnenmarkt und der auf der nationalen
Ebene verwirklichten sozialen Dimension in zweierlei Hinsicht verlaufen.

Erstens wurde durch diese Rechtssachen deutlich, welchen Belastungen der
aktuelle Regelungsrahmen fiir die Entsendung von Arbeitnehmern im Kontext
divergierender sozialer Gegebenheiten und unterschiedlicher
Beschiftigungsbedingungen in den Mitgliedstaaten und angesichts verschérfter
Sensibilisierung im  Hinblick auf wahrgenommene Gefahren des
Sozialdumpings und des unlauteren Wettbewerbs ausgesetzt ist. Zweitens
zeigten die Entscheidungen des Gerichtshofs, dass sich das Unionsrecht auch
auf Tarifstreitigkeiten erstreckt. Dadurch riickten die Sozialpartner und
Arbeitskampfe ins Zentrum der Wirtschaftsverfassung des Binnenmarkts.
Gleichzeitig bedeutete dies, dass sowohl die nationalen Systeme der
Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern als auch die Ausiibung
des Streikrechts moglicherweise den 1im  Vertrag festgeschriebenen
wirtschaftlichen Freiheiten angepasst werden miissen.

Spezifische und normative Aspekte sind hier eng miteinander verwoben.
Praktisch gesehen lautet die Frage, ob die Entsenderichtlinie noch eine
angemessene Grundlage zur Regelung des wachsenden Stroms zeitweilig
grenziiberschreitend entsandter Arbeitnehmer bei gleichzeitigem Schutz der
Arbeitnehmerrechte darstellt. Auf der normativen Ebene stellt sich die Frage, wo
das Recht der Arbeitnehmer auf Arbeitskampfmalnahmen innerhalb des
Binnenmarkts angesiedelt ist und welchen Status es im Verhiltnis zu den
wirtschaftlichen Freiheiten genief3t.

Vielen Politikern ist bewusst, dass eine Kldarung dieser Fragen nicht etwaigen
kiinftigen Rechtsstreitigkeiten vor dem EuGH oder nationalen Gerichten
iiberlassen bleiben sollte. Hier miissen die politischen Kréfte eine Losung
anstreben, die dem Vertragsziel der ,,sozialen Marktwirtschaft* gerecht wird.

Prisident Barroso hat vor dem Europdischen Parlament erklért, er beabsichtige,
eine Verordnung zur verbesserten Auslegung und Umsetzung der
Entsenderichtlinie vorzuschlagen. Die Kluft, die zwischen den Sozialpartnern
hinsichtlich ihrer Positionen und Forderungen in dieser Frage besteht, macht ein
solches Vorhaben zu einem duflerst heiklen Unterfangen.
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Angesichts der Bedeutung der Angelegenheit wurden bei der Erstellung des
vorliegenden Berichts die Meinungen und Anliegen der Sozialpartner besonders
beriicksichtigt. So wurde mit dem Europidischen Gewerkschaftsbund (EGB) und
BUSINESSEUROPE, der Vereinigung der Industrie- und Arbeitgeberverbande
in Europa, eine gemeinsame Konsultation organisiert. Die Sozialpartner hatten
Gelegenheit, ihre Bedenken zu erdrtern; sie stiitzten sich dabei auf Positionen,
die im ,,Report on joint work of the European Social Partners on the ECJ rulings
in the Viking, Laval, Riiffert and Luxembourg cases* dargelegt sind. Dieser
Bericht wurde am 19. Mérz 2010 von vier dieser Organisationen als Reaktion
auf eine Einladung der Kommission und des franzdsischen Ratsvorsitzes der EU
verabschiedet. Die Konsultation ergab, dass die Positionen immer noch weit
voneinander entfernt sind, aber Bereiche existieren, in denen Bedenken geteilt
werden; gestiitzt auf diese Bereiche konnten sich die Parteien einander
anndhern. Eine Moglichkeit, dieses Aufeinanderzugehen zu erleichtern,
bestlinde darin, in der Debatte sowohl die in Frage stehenden praktischen als
auch die normativen Probleme zu behandeln. Doch die beiden Aspekte
verlangen unterschiedliche Strategien zur Herstellung eines Gleichgewichts
zwischen Binnenmarkt und sozialen Erfordernissen.

Grolere Klarheit bel der Umsetzung der Entsenderichtlinie

Um einen gerechten und ausgewogenen juristischen Rahmen fiir die Entsendung
von Arbeitnehmern zu gewéhrleisten, muss die Moglichkeit, dass Unklarheiten
bei der Auslegung und Umsetzung der Entsenderichtlinie entstehen, verringert
werden. Die Mitgliedstaaten, in denen die gravierendsten Probleme auftraten,
passten — manchmal in einem schwierigen politischen Prozess — die
Durchfiihrungsbestimmungen an. MaBBnahmen auf europidischer Ebene wiren
jedoch hilfreich, um die weiter bestehenden Unklarheiten beziiglich der
Auslegung der Richtlinie zu beseitigen; dies konnte durch eine Erleichterung des
Zugangs zu Informationen, eine Stirkung der Zusammenarbeit zwischen den
Verwaltungen der Mitgliedstaaten und eine schlagkriftigere Sanktionierung von
Rechtsverletzungen geschehen. In diesem Zusammenhang ist es auch von
besonderer Bedeutung, dass der Kampf gegen ,,Briefkastenfirmen® intensiviert
und der Zugang entsandter Arbeitnehmer zu Beschwerdemoglichkeiten bei
Rechtsverletzungen im Gastland verbessert wird.

Arbeitnehmerrechte schiitzen, Protektionismus zurtickweisen
Die zweite Frage lautet, wie auf die Bedenken der Gewerkschaften zu reagieren

ist, dass die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Freiheiten den Schutz des
Streikrechts verringere.
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Die EuGH-Urteile gehen dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon zeitlich
voraus; in diesem wird die soziale Marktwirtschaft ausdriicklich als ein Ziel der
Union benannt und die Charta der Grundrechte der Europdischen Union auf
Vertragsebene als rechtlich verbindlich festgeschrieben. Diese Elemente diirften
einen neuen rechtlichen Kontext formen, in dem die von den Gewerkschaften
geduBerten Fragen und Bedenken hoffentlich eine angemessene Antwort finden.
Sollte dies jedoch nicht der Fall sein, wire auszuloten, welcher Spielraum fiir
weitere politische MaBBnahmen besteht.

Theoretisch bestiinden zwei Moglichkeiten, ein Gleichgewicht zwischen
wirtschaftlichen Freiheiten und Streikrecht herzustellen.

Einerseits schlagen die Gewerkschaften vor, den Vertrag um eine Klausel zu
ergdnzen, der zufolge das Streikrecht aus dessen Geltungsbereich ausgenommen
wiirde (,,Klausel iiber den sozialen Fortschritt). Diese Bestimmung wiirde
entsprechend Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2679/98 des Rates iiber das
Funktionieren des Binnenmarktes im Zusammenhang mit dem freien
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten gestaltet. Eine ,,Klausel iiber den
sozialen Fortschritt wiirde das Streikrecht, wie es auf nationaler Ebene
anerkannt ist, gegeniiber den Auswirkungen der Binnenmarktvorschriften
~immunisieren®“. Es  erscheint allerdings unrealistisch,  kurzfristig
Vertragsdnderungen anzustreben.

Dem gegeniiber steht die alternative Strategie einer Regelung des Streikrechts
auf EU-Ebene; eine solche Lésung ist laut Vertrag eindeutig verboten.

Die Logik eines Binnenmarkts, der der nunmehr durch den Vertrag von
Lissabon angenommenen Vorgabe einer ,,sozialen Marktwirtschaft” entspricht,
legt eine dritte Strategie nahe: eine gezielte Intervention zur besseren
Koordinierung der Wechselwirkung zwischen sozialen Rechten und
wirtschaftlichen Freiheiten innerhalb des EU-Systems. Es geht darum,
Gewerkschaften und Arbeitnehmern einen angemessenen Handlungsspielraum
zu garantieren, in dem sie ihre Interessen verteidigen und ihre Rechte bei
Arbeitskampfmalinahmen schiitzen konnen, ohne sich durch
Binnenmarktvorschriften auf unzuldssige Weise eingeschrinkt zu fiihlen. In
diesem Zusammenhang konnte die Verordnung (EG) Nr. 2679/98 des Rates eine
Grundlage fiir eine Losung bieten, obwohl sich die Verordnung auf Situationen
bezieht, die von Tarifstreitigkeiten vollig verschieden sind.

Bei der Verordnung geht es ndmlich um die Erneuerung des Engagements fiir
den freien Warenverkehr, wihrend gleichzeitig jede Beeintrdchtigung der
Ausiibung des Streikrechts ausgeschlossen wird. Durch die Verordnung werden
Handlungen untersagt, die ,,das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes
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schwerwiegend beeintrachtigen und fiir die betroffenen Personen ernsthafte
Schéden verursachen®; gleichzeitig wird eingerdumt, dass das Streikrecht durch
dieses Verbot nicht beeintrachtigt wird. Es wird ein Friihwarnsystem fiir
Behinderungen des freien Warenverkehrs und ein Informationsaustausch
zwischen den betroffenen Mitgliedstaaten eingerichtet, um gegenseitig
Vertrauen aufzubauen. Der Kommission kommt eine Schiedsrichterrolle zu,
denn sie kann den betroffenen Mitgliedstaat zur Beseitigung der ermittelten
Behinderungen des freien Warenverkehrs innerhalb einer bestimmten Frist
auffordern.

Ohne die Entsenderichtlinie antasten zu miissen, konnten die Kommission und
die Sozialpartner bei der Verabschiedung von Maflnahmen zur Klarstellung der
Anwendung dieser Richtlinie in diesem Zusammenhang priifen, ob das in der
Verordnung (EG) Nr. 2679/98 vorhandene Modell herangezogen werden sollte.
Zu diesem Zweck miisste eine Bestimmung eingefithrt werden, die
gewihrleistet, dass die Entsendung von Arbeitnehmern im Kontext einer
grenziiberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen das Recht zu
Arbeitskampfmalinahmen und das Streikrecht, wie es von der Charta der
Grundrechte  der  Europdischen  Union sowie gemdll  nationalen
Rechtsvorschriften und Praktiken im Hinblick auf das Gemeinschaftsrecht
geschiitzt wird, nicht beriihrt. SchlieBlich wurde eine dhnliche Bestimmung zum
Schutz des Arbeitsrechts in  den Text der Dienstleistungsrichtlinie
aufgenommen, allerdings in einer von der Verordnung (EG) Nr. 2679/98 leicht
abweichenden Formulierung'’. Eine derartige Bestimmung konnte durch ein
System zur informellen Beilegung von Streitigkeiten iiber die Anwendung der
Entsenderichtlinie ergénzt werden, wenn die Gefahr besteht, dass diese
Streitigkeiten das Funktionieren des Binnenmarktes gravierend behindern. In
solchen Situationen sollten die Sozialpartner den Gaststaat mit der
Angelegenheit befassen. Der Mitgliedstaat sollte eine informelle Beilegung
anstreben und dabei die Kommission sowie das Herkunftsland der entsandten
Arbeitnehmer und der betroffenen Unternehmen laufend unterrichten. Weisen
die Parteien die vorgeschlagene Losung zuriick, stlinde es ihnen frei, ihre Rechte
vor Gericht zu verteidigen.

Die vorgeschlagene Regelung wiirde die Bedenken hinsichtlich der Stellung des
Streikrechts im Kontext der Freiziigigkeit der Arbeitnehmer beriicksichtigen und
zur Vertrauensbildung zwischen den Sozialpartner beitragen. Es handelt sich um
eine konkrete Moglichkeit zu signalisieren, dass der Binnenmarkt mit einer
sozialen Marktwirtschaft vollstindig vereinbar ist.

12 Artikel 1 Absatz 6 der Richtlinie 2006/123/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 12.
Dezember 2006 iiber Dienstleistungen im Binnenmarkt. Siehe auch Erwagungsgrund 14.
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Wi chtigste Empfehlungen:

= Klarstellung der Umsetzung der Entsenderichtlinie und verstarkte
Verbreitung von Informationen iiber die Rechte und Pflichten von

Arbeitnehmern und Unternehmen, verstarkte
Verwaltungszusammenarbeit und Sanktionen im Rahmen von
Freiziigigkeit und grenziiberschreitender Erbringung von
Dienstleistungen;

= Falls MaBnahmen zur Klarstellung der Auslegung und Umsetzung der
Entsenderichtlinie beschlossen werden, Aufnahme einer Bestimmung zur
Gewihrleistung des Streikrechts nach dem Modell des Artikels 2 der
Verordnung (EG) Nr.2679/98 des Rates und eines Mechanismus zur
informellen Beilegung von Tarifstreitigkeiten hinsichtlich der Anwendung
der Richtlinie.
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3.3. Soziale Dienstleistungen und der Binnenmarkt

Seit den 90er Jahren bildet der Stellenwert Offentlicher Dienstleistungen
innerhalb des Binnenmarktes ein Reizthema in der europiischen Offentlichkeit.
Die Diskussion, welche Rolle diesen Dienstleistungen innerhalb des Vertrags
zugewiesen wird, hétte sich mit dem Vertrag von Lissabon erledigt haben sollen.
Das neue Protokoll des Vertrags und ein gednderter Artikel 14 AEUV schaffen
eine kohdrente Basis, die es den zustindigen Behorden erlaubt, Biirgern in der
gesamten EU hochwertige im allgemeinen Interesse liegende Dienstleistungen
anzubieten.

Trotz dieser neuerlichen Verpflichtung im Vertrag von Lissabon bleibt die
Frage, wie die Wechselbeziechungen zwischen EU-Vorschriften und dem
Ermessen der nationalen und lokalen Behorden genau beschaffen sind, ein
aktuelles Diskussionsthema. Wiahrend sich die Debatte in Europa urspriinglich
auf das grofle Thema der Liberalisierung der netzgebundenen Wirtschaftszweige
konzentrierte, hat sich der Schwerpunkt heute auf die sozialen und lokalen
offentlichen Dienstleistungen verlagert. Das grundlegende Problem fiir die
Bereitstellung dieser Dienste besteht darin, Qualitit und Umfang angesichts des
wachsenden Drucks auf die 6ffentlichen Finanzen beizubehalten, was manchmal
schwierige Kompromisse erfordert. Da diese Dienstleistungen im Wesentlichen
von den Mitgliedstaaten finanziert werden, kommt es in erster Linie ihnen und
nicht der EU zu, sich mit dieser Herausforderung zu befassen. Gleichwohl gibt
es Moglichkeiten, die Mitgliedstaaten bei der Modernisierung dieser Dienste zu
unterstiitzen und die Dienstleistungen im Hinblick auf Umfang und Qualitit
einem sich wandelnden Umfeld und den sich entwickelnden Bediirfnissen der
Biirger anzupassen. Gleichzeitig kann die Kommission dazu beitragen, dass
dort, wo EU-Vorschriften auf diese Dienstleistungen angewandt werden, die
Vorschriften berechenbar und verhéltnisméafig sind.

Berechenbarkeit und Flexibilitat: Scherstellen, dass Dienste von allgemeinem
Interesse ihren Gemeinwohlauftrag erftllen

Die anhaltende Diskussion und eine Reihe von Konsultationen haben gezeigt,
dass die Berechenbarkeit und VerhdltnismiBigkeit des EU-Rahmens,
insbesondere hinsichtlich der Anwendung von Beihilfevorschriften und der
Regeln beziiglich der Auswahl des Dienstleistungserbringers, fiir viele
Stakeholder wesentliche Fragen sind. Uber etliche Jahre hinweg hat sich die
Kommission deshalb um eine Kliarung der Auswirkungen der anwendbaren
EU-Vorschriften bemiiht, um zu gewéhrleisten, dass Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse ihre Aufgabe erfiillen und zu einer hdheren
Lebensqualitédt der Biirger Europas beitragen.
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Es besteht Spielraum zur Verstirkung des 2005 verabschiedeten allgemeinen
Ansatzes in dem MaBnahmenpaket zur Erh6hung der Rechtssicherheit beziiglich
des finanziellen Ausgleichs fiir zahlreiche kleine, haufig lokale offentliche
Dienstleistungen; dieser Ansatz wurde von einem breiten Spektrum der
Stakeholder begriiBt. Auf der Basis der Ergebnisse ihrer fortlaufenden
Beurteilung des Pakets sollte die Kommission alle Mdglichkeiten priifen, die
Flexibilitdt der auf den finanziellen Ausgleich anwendbaren Vorschriften zu
erhohen; dies konnte durch eine Anhebung der Schwellenwerte geschehen
und/oder durch eine Ausweitung der Liste von Aktivitdten, fiir die ein Ausgleich
unabhingig von den fraglichen Betrdgen nicht gemeldet werden muss.

Was die Anwendung der EU-Vorschriften auf die Auswahl der
Leistungserbringer betrifft, wurden &hnliche Bedenken im Hinblick auf
mangelnde Rechtssicherheit und Flexibilitdt sowie beziiglich des durch die
Unionsvorschriften {iber das oOffentliche Auftragswesen verursachten
Verwaltungsaufwands geduBert. Im Bereich des 6ffentlichen Auftragswesens hat
die Kommission allerdings noch keine Initiative eingeleitet, die dem hinsichtlich
des finanziellen Ausgleichs verabschiedeten Paket entspriache. Angesichts des
allgemein duBerst positiven Echos auf das Paket zu den Beihilfen sollte die
Kommission die Beschaffungsvorschriften mit dem Ziel iiberpriifen, diese den
Regeln iiber den finanziellen Ausgleich anzugleichen, um hinsichtlich kleiner
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse einen kohérenten
Ansatz zu gewihrleisten.

Inklusivitat: Scherstellen, dass alle Birger vom Binnenmarkt profitieren kénnen

Um tatsdchlich am Binnenmarkt teilnehmen zu konnen, brauchen die Biirger
Zugang zu einer Reihe grundlegender Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse, insbesondere im Bereich der netzgebundenen
Wirtschaftszweige wie Post-, Verkehrs- oder Telekommunikations-
dienstleistungen. In den netzgebundenen Industriezweigen wurde die
Marktoffnung auf EU-Ebene deshalb stets von MalBlnahmen zur
Aufrechterhaltung eines Universaldienstes begleitet.

Der neue Artikel 14 des AEUV bekriftigt erneut die gemeinsame
Verantwortung der EU und ihrer Mitgliedstaaten fiir das angemessene
Funktionieren der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
und bietet eine konkrete Rechtsgrundlage fiir EU-Verordnungen. Es wurde
vorgeschlagen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse in einer horizontalen Rahmenverordnung zu regeln. Aus der
Konsultation ging jedoch klar hervor, dass ein Vorschlag fiir eine solche
Regelung wenn iiberhaupt nur begrenzten Mehrwert brachte, und dass seine
Chancen, angenommen zu werden, duflerst gering wéren. Zum gegenwirtigen

87



Zeitpunkt scheint es der Kommission daher nicht angemessen, einen solchen
Vorschlag vorzulegen.

Bei einer Neubelebung des Binnenmarktes sollten die EU-Bestimmungen {iiber
Universaldienste allerdings auf Liicken gepriift werden, die eine malgebliche
Zahl von EU-Biirgern vom effektiven Zugang zum Binnenmarkt abhalten
konnten. In diesem Zusammenhang sollte die Kommission erwédgen, ob sie —
moglicherweise gestiitzt auf Artikel 14 AEUV — eine Verordnung vorschligt,
nach der alle Biirger Anspruch auf einige grundlegende Bankdienstleistungen
haben. Heutzutage ist ein Bankkonto eine Vorbedingung fiir den Zugang zu
einer Reihe von Dienstleistungen und eine umfassende Nutzung des
Binnenmarktes. Gleichwohl verfiigen laut einer 2008 fiir die EU-Kommission
durchgefiihrten Untersuchung 20 % der Erwachsenen in der EU-15 und fast die
Hilfte (47 %) der Erwachsenen in der EU-10 noch nicht iiber ein Bankkonto;
die politische Reaktion auf diese Tatsache ist in den einzelnen Mitgliedstaaten
sehr unterschiedlich. Ein EU-Rahmen fiir die finanzwirtschaftliche
Eingliederung zur Vervollstandigung der fortlaufenden umfassenden Reform der
Finanzdienstleistungsregelungen auf EU-Ebene wiirde es einem wesentlichen
Teil der Bevolkerung, insbesondere in den neuen Mitgliedstaaten, gestatten,
einen umfassenderen Nutzen aus dem Binnenmarkt zu ziehen.

In dhnlicher Weise lassen sich die Vorteile des Binnenmarktes im Bereich des
Internets nur {iiber eine schnelle Breitband-Internetverbindung nutzen.
Angesichts der Ergebnisse der fortlaufenden 6ffentlichen Konsultation tliber den
Universaldienst in elektronischer Kommunikation sollte die Kommission auch
priifen, ob etwas dafiir spricht, unter Heranziehung von Artikel 14 AEUV den
Universaldienst in elektronischer Kommunikation auf die Bereitstellung eines
Breitbandzugangs auszuweiten.

Dariiber hinaus sollten aufgrund der Lehren, die aus den Folgen des jiingsten
Ausbruchs des Vulkans Eyjafjallajokull auf Island zu =ziehen sind, die
Verpflichtungen zu 6ffentlichen Dienstleistungen im Verkehr beurteilt und die
Rechte von Fluggisten gestirkt werden.
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Wi chtigste Empfehlungen:

= Weitere Erhohung der Flexibilitdt der fiir finanziellen Ausgleich geltenden
Beihilfevorschriften;

= Uberpriifung der Beschaffungsvorschriften mit dem Ziel, sie den Regeln iiber
finanziellen Ausgleich anzugleichen;

= Vorschlag einer — moglicherweise auf Artikel 14 AEUV gestiitzten —
Verordnung, nach der alle Biirger Anspruch auf einige grundlegende
Bankdienstleistungen haben;

= Prifung der Argumente fiir eine — mdoglicherweise auf Artikel 14 AEUV
gestiitzte —  Ausweitung des Universaldienstes in  elektronischer
Kommunikation auf die Bereitstellung eines Breitbandzugangs. Stiarkung der
Rechte von Fluggisten.
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3.4. Das offentliche Auftragswesen fir die politischen Ziele Europas
nutzen

Das offentliche Auftragswesen, d. h. der Erwerb von Waren, Bauleistungen und
Dienstleistungen auf dem Markt durch Behorden und offentlich-rechtliche
Einrichtungen, macht einen betrdchtlichen Anteil des BIP der EU aus. Im Jahr
2008 belief sich der Gesamtwert Offentlicher Auftrige auf rund 2 155 Mrd.
EUR, was 17-18 % des BIP der EU entspricht. Davon fielen Ausschreibungen
im Wert von ca. 389 Mrd. EUR unter die EU-Richtlinien fiir die 6ffentliche
Auftragsvergabe.

Das EU-Recht tliber das 6ffentliche Auftragswesen spielt eine Schliisselrolle fiir
den Aufbau und das Funktionieren des Binnenmarktes. Es gewdahrleistet, dass
Anbieter und Dienstleister aus anderen Mitgliedstaaten nicht vom Markt fiir
offentliche Auftrage ausgeschlossen werden und dass die natiirliche Préferenz
von Behorden, Waren und Dienstleistungen im eigenen Land zu erwerben, nicht
zu einer Abschottung von Teilen des EU-Marktes flihrt. Das Unionsrecht sorgt
fir einen diskriminierungsfreien Zugang zu offentlichen Ausschreibungen und
soll damit auch zur Erreichung der Ziele hinsichtlich Effizienz und
verantwortungsvoller Staatsfithrung beitragen.

Es steht auller Zweifel, dass das Unionsrecht liber das 6ffentliche Auftragswesen
weitgehend als Erfolg zu verbuchen ist und sich zu einem der am weitesten
entwickelten und technisch ausgefeiltesten Bereichen des Binnenmarktes
gemausert hat. Die Zahl der Auftragsbekanntmachungen auf EU-Ebene wichst
stetig, die Verfahren sind zweifellos transparenter als frither, und die
Auswirkungen auf den Wettbewerb sind beachtlich. Bei einer auf EU-Ebene
verdffentlichten Ausschreibung reichen im Durchschnitt fiinf Bieter Angebote
ein. Auch die Erwartung, dass sich das Preis-Leistungs-Verhiltnis verbessert,
hat sich erfiillt: Schitzungen zufolge sparen Behorden beim Einkaufspreis
zwischen 5 und 8 % ein.

Es werden jedoch zunehmend Forderungen laut, die Politik fiir das o6ffentliche
Auftragswesen — aus unterschiedlichen Griinden und mit unterschiedlichen
Zielsetzungen — zu tiberpriifen. Im Zentrum der Diskussion stehen zwei Fragen:
Sollten Reformen durchgefiihrt werden, und sollten diese Reformen auf eine
starkere Integration bereichsilibergreifender politischer Ziele in das o6ffentliche
Auftragswesen abzielen? Als Grundlage fiir kiinftige Reformen hat die
Kommission eine horizontale Evaluierung der Richtlinien fiir die offentliche
Auftragsvergabe veranlasst. Darauf aufbauend konnen weitere Uberlegungen
zum Thema angestellt werden. Eine Neuausrichtung der Politik erscheint
durchaus angezeigt, primdr um die Vorschriften fiir die Offentliche
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Auftragsvergabe zu vereinfachen, weiter zu modernisieren und wirksamer zu
gestalten.

Vereinfachung und weitere Modernisierung der Vorschriften fur die offentliche
Auftragsvergabe

Durch eine bessere Durchsetzung der Vorschriften und durch groflere Offenheit
gegeniiber grenziiberschreitenden Angeboten lassen sich eindeutig Einsparungen
erzielen. Diese Einsparungen, deren Hohe je nach Branche variiert, kommen vor
allem groflen oder zentralisierten 6ffentlichen Auftraggebern zugute. Der Erfolg
der direkten grenziiberschreitenden Auftragsvergabe ist allerdings noch recht
beschrinkt; sie macht im Durchschnitt nur 2 % der Auftrige aus. Zudem sind
manche Arten von Dienstleistungen von der vollstindigen Anwendung der
EU-Richtlinien fiir die 6ffentliche Auftragsvergabe ausgenommen. Wahrend fiir
einige Dienstleistungen, z. B. bestimmte soziale Dienstleistungen, eine groBere
Flexibilitdt wiinschenswert ist, sollte bei anderen, derzeit ausgeschlossenen
Dienstleistungskategorien iiberpriift werden, ob dieser Ausschluss noch sinnvoll
ist.

Die Reform des offentlichen Auftragswesens sollte genutzt werden, um
,Kinderkrankheiten® wie Komplexitidt, Verwaltungsaufwand und Hiirden fiir
KMU auszumerzen. Es sollten alle Moglichkeiten ausgeschopft werden, um fiir
Vereinfachung zu sorgen. Zudem sollten die Mitgliedstaaten aufgefordert
werden, ihr einzelstaatliches Vergaberecht zu iiberpriifen, das in vielen Fillen
die Ursache fiir die Komplexitdt und den Verwaltungsaufwand ist, unter denen
offentliche Auftraggeber und kleine Unternehmen zu leiden haben.

Die Mitgliedstaaten sollten umfassend vom Verhaltenskodex Gebrauch machen,
der als Teil des ,,Small Business Act“ angenommen wurde, um KMU den
Zugang zu Offentlichen Auftragen zu erleichtern.

Besser e Ber licksi chtigung bereichsliber greifender Belange

Bei der Uberpriifung der Vorschriften fiir die offentliche Auftragsvergabe
sollten auch die ,,Reibungsflichen* beziiglich der politischen Autonomie
nationaler und lokaler Behorden bertlicksichtigt werden. Zum einen empfinden
die Kommunen die EU-Vorschriften fiir oOffentliche Auftrige oft als
einschrankend, da sie bewirken, dass Dienste fiir die Biirger nicht in der
(traditionell) bevorzugten Art und Weise erbracht werden konnen, etwa wenn
eigentlich ,,interne” Dienste oder Kooperationen mit anderen Offentlichen
Stellen vorgezogen werden. Zum anderen herrscht die Auffassung vor, dass die
EU-Vorschriften angestrebte oder verbindliche politische Zielvorgaben nicht
hinreichend unterstiitzen, z. B. Bewiltigung des Klimawandels, Innovation,
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Gleichstellung der Geschlechter, Beschéftigungsforderung und soziale
Eingliederung.

Was den ersten Punkt betrifft, wire eine umfassendere Klarstellung des Begriffs
»intern® auf Grundlage der jlingsten Rechtsprechung des EuGH sinnvoll. Um
den Handlungsrahmen der Behorden auszuweiten, sollte der gesamte Spielraum
des WTO-Ubereinkommens iiber das offentliche Beschaffungswesen
ausgeschopft werden. Auch die Zulassung des Verhandlungsverfahrens mit
vorheriger Veroffentlichung einer Bekanntmachung als Standardverfahren im
,.klassischen® Bereich konnte sehr hilfreich sein. Auflerdem ist es denkbar, auf
offentliche Auftraggeber (insbesondere auf lokaler Ebene) die flexibleren
Regelungen der ,,Sektorenrichtlinie* beziiglich Eignungslisten anzuwenden.

Zum zweiten Punkt ist anzumerken, dass es wahrscheinlich Spielraum dafiir
gibt, das oOffentliche Auftragswesen umfassender zur Erreichung der auf
EU-Ebene festgelegten politischen Zielsetzungen zu nutzen. Offentliche
Auftrige konnen innovativen Produkten und Technologien in den Bereichen
Energie und Klimawandel Auftrieb geben. Sie konnen Forschung und
Innovation voranbringen, den sozialen Zusammenhalt fordern und zur
Erreichung der strategischen Ziele in den Bereichen Armutsbekdmpfung und
Beschéftigung beitragen. Zur Ausschopfung dieses Potenzials o6ffentlicher
Auftrage muss auch gepriift werden, inwieweit in den einschldgigen Richtlinien
verbindliche Vorgaben in Bezug auf die oben genannten politischen Ziele
festgeschrieben werden konnten. Um die Umsetzung solcher Vorgaben klar zu
regeln, sollten Vorschriften auf Grundlage delegierter Rechtsakte erlassen
werden.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Neuausrichtung der Politik im Bereich des offentlichen Auftragswesens,
um die Auftragsvergabe fiir lokale und nationale Behorden einfacher,
wirksamer und weniger belastend zu gestalten; Forderung der Beteiligung
von KMU durch Anwendung des Verhaltenskodex im ,,Small Business
Act;

= Klarstellung der fiir die ,jinterne* Leistungserbringung geltenden
Vorschriften;

= Nutzung des oOffentlichen Auftragswesens fiir die Forderung von
Innovation, ,,griinem* Wachstum und sozialer Eingliederung durch die
Festlegung konkreter verbindlicher Vorgaben.
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3.5. Steuern im Binnenmarkt: Kooperation =zur Erhaltung der
Steuer souver anitat

Fiir den Bereich der Steuerpolitik bringen weder die Beflirworter des
Binnenmarktes noch seine radikalsten Kritiker gro3e Sympathien auf. Dabei gibt
es fiir beide Seiten gute Griinde, sich ausfiihrlicher damit zu befassen.

Verringerung des Verwaltungsaufwands im Seuerbereich und der
Befolgungskosten fir Unternehmen und Blrger

Europas Steuerlandschaft ist stark fragmentiert. 27 unterschiedliche
Steuerordnungen verursachen in vielen Bereichen fiir Biirger und
grenziibergreifend titige Unternechmen erhebliche Befolgungskosten und
Verwaltungslasten. Auf europdischer Ebene bestehende
Steuerrahmenregelungen sind wenig transparent, sie fiihren zu Schlupfléchern
und Unsicherheit dariiber, welche Vorschriften anzuwenden sind, oder konnen
Doppelbesteuerung oder Steuerdiskriminierung zur Folge haben. Im Interesse
von Unternehmen und Biirgern miissen Hindernisse fiir innereuropiische
Transaktionen beseitigt werden, und das erfordert es, die Frage des
grenziibergreifenden Verlustausgleichs fiir Unternehmen anzugehen, die
Vorschriften fiir die Mehrwertsteuer-Rechnungstellung zur Erleichterung der
elektronischen Rechnungstellung zu vereinfachen und zu modernisieren, einen
verbindlichen Streitbeilegungsmechanismus bei Doppelbesteuerung zu Lasten
natiirlicher Personen einzufiihren und die Zinsbesteuerungsrichtlinie zur
Beseitigung noch bestehender Schlupfldcher auszuweiten.

Zudem konnen steuerpolitische Fortschritte es der EU in einigen Bereichen
ermoglichen, mit dem Instrument der Besteuerung bestehende Regelungen zu
erginzen, um vereinbarte politische Ziele zu erreichen. So schwécht
beispielsweise die mangelnde Einigung iiber den Vorschlag fiir die
Mehrwertsteuer fiir Postdienste die fiir 2010 vorgeschlagene Liberalisierung der
Postdienste im Binnenmarkt, und mit entsprechenden Steuern im
Umweltbereich konnten die politischen Initiativen zum Kampf gegen den
Klimawandel gestiitzt werden.

Vermeidung der negativen Auswirkungen von Steuerwettbewerb auf die
Beschaftigung innerhalb der EU

Ein zweiter wichtiger Aspekt verletht dem Steuerwesen grundlegende
Bedeutung fiir den wirtschaftlichen Integrationsprozess. Das Funktionieren des
Binnenmarktes stellt — zusammen mit dem Globalisierungsprozess — eine
wachsende Herausforderung fiir die nationalen Steuersysteme dar und kann
langfristig gesehen deren Einnahmepotential und ihre Fahigkeit, auf nationaler

93



Ebene sozialpolitische und Umverteilungsmallnahmen  durchzufiihren,
schwichen. Das Bemiihen, diese latente Spannung zwischen Marktintegration
und Steuersouverdnitit unter Kontrolle zu halten, ist ein Weg, die
Marktanforderungen mit der sozialen Dimension des Binnenmarktes in Einklang
zu bringen.

Steuerwettbewerb gehort zu den weit verbreiteten Praktiken eines integrierten
Marktes, da die einzelstaatlichen Systeme Steuern als Instrument einsetzen
konnen, um ihre Attraktivitit als Standort fiir Unternehmen und Kapital zu
erhohen. Steuerwettbewerb dient bis zu einem gewissen Grad dem Zweck, einen
heilsamen Druck auf Regierungen auszuiiben, damit diese ihre Ausgaben
begrenzen. Allerdings hat er auch eine Kehrseite. Die Liberalisierung der
Finanzmérkte und die Erweiterung des Binnenmarktes erlauben es den
Unternehmen, Strategien zur Steuerminimierung zu verfolgen und das
Steuergebiet zu wihlen, das fiir sie die giinstigsten Regelungen bietet. Als
Reaktion darauf hat sich die Steuerbelastung innerhalb der EU-Mitgliedstaaten
immer mehr von mobileren Steuergrundlagen (Kapitaleinkommen und
Unternehmenseinkommen) auf eine stirkere Besteuerung weniger mobiler
Steuergrundlagen, insbesondere des Faktors Arbeit, verlagert. In den
vergangenen zwei Jahrzehnten haben fast alle Mitgliedstaaten ihre
Regelsteuersitze fiir Unternehmen gesenkt, um im Wettbewerb um international
mobiles Kapital mithalten zu konnen. Der Durchschnittssatz der EU-15 sank
von fast 50 % im Jahr 1985 auf etwas unter 30 %. Der Durchschnitt der zwolf
Staaten, die der Union 2004 und 2007 beigetreten sind, liegt um etwa
10 Prozentpunkte darunter. Gleichzeitig haben die Mitgliedstaaten ihre
Steuerbemessungsgrundlagen erweitert, um Moglichkeiten zur
Steuervermeidung auszurdumen und ihr Steueraufkommen zu erhalten. Im Jahr
2007 machten die Steuern auf den Faktor Arbeit im arithmetischen EU-
Durchschnitt 46 %  des  gesamten  Steuerautkommens  aus, die
Unternehmensteuern 9,8 %. Im  Jahr 2007 betrug der implizite
Unternehmensteuersatz in  der EU-25 im Durchschnitt 25,5 %, der
entsprechende Satz der Steuern auf Arbeit 34,8 %.

Daraus ist ersichtlich, dass in Europa im vergangenen Jahrzehnt ein hoherer
Anteil der Steuerlast tendenziell auf weniger mobile Grundlagen entfiel, d.h. auf
den Faktor Arbeit in Form von personlichen Einkommensteuern und
Sozialabgaben. Dieser Trend wurde nicht durch den Binnenmarkt
hervorgerufen, er wird aber — unbeabsichtigt - durch das Funktionieren des
Binnenmarktes noch verstirkt. Das hat Auswirkungen darauf, wie gerecht die
Steuersysteme sind und inwieweit sie langfristig in der Lage sind, Mittel zur
Finanzierung sozialpolitischer Programme zu vereinnahmen, wihrend
gleichzeitig durch Steuervermeidung und —hinterziechung HaushaltseinbuB3en
entstehen. Daher miissen Losungen zur Einschrinkung des schédlichen
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Steuerwettbewerbs und zur Beseitigung der systemimmanenten Tendenz zur
Besteuerung weniger mobiler Grundlagen gefunden werden. Das bedeutet aber
nicht, dass den einzelnen Mitgliedstaaten ein Instrument genommen werden soll,
mit dem sie das Potential des Binnenmarkts voll ausschopfen konnen. Aus
Erhebungen bei Unternehmen geht hervor, dass die Hohe der
Unternehmensteuer nur einer unter vielen anderen Faktoren ist, die von
Unternehmen berticksichtigt werden, um die Attraktivitit alternativer Standorte
fiir direkte Investitionen zu prifen. Anderen Faktoren, wie einem stabilen
politischen und rechtlichen Umfeld, der Infrastruktur, der Produktivitdt und den
Arbeitskosten, wird mehr Gewicht beigemessen als der Unternehmensteuer.

Der automatische Informationsaustausch im Steuerbereich und ganz allgemein
die Zusammenarbeit zwischen den Steuerverwaltungen der Mitgliedstaaten
sollten ebenfalls verbessert werden, um zu einer effektiveren und gerechteren
Steuerhebung zu gelangen.

Es ist also moglich, MaBlnahmen zur Steuerkoordinierung zu erkunden, mit
denen Verzerrungen oder Anreize zur Steuerumgehung beseitigt werden konnen
und gleichzeitig die Steuersouverdnitit gewahrt bleibt. Bilaterale Ldsungen
hitten nicht die gleiche Auswirkung und wiren rechtlich nicht tragfiahig. Auch
eine  Harmonisierung allein  erscheint nicht erstrebenswert. Die
Steuersouverdnitit, die sich darin zeigt, dass sich das Steuerniveau nach den
lokalen Préferenzen richtet, ist im demokratischen System verankert. Sie verfiigt
damit tlber solide Grundlagen, die jeden Versuch einer Harmonisierung,
ausgenommen in begrenzten Bereichen, die enger mit dem Funktionieren des
Binnenmarktes zusammenhidngen (Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern),
iberfliissig und nicht sehr realistisch machen.

Steuerliche Strategien zur Uberwindung der Krise und Steuerkoordinierung

Ein weiteres Argument fiir MaBBnahmen zur Koordinierung der Steuerpolitik
ergibt sich aus den Herausforderungen, die die Steuerbehdrden der
Mitgliedstaaten bei der Entwicklung iiberzeugender Strategien im Steuerbereich
zur Uberwindung der Krise bewiltigen miissen. Die Wirtschafts- und
Finanzkrise hat die Staatsschulden in Europa und weltweit explosionsartig in die
Hohe getrieben. Innerhalb der EU trieben die massiven Anreizpakete, die die
Regierungen auf Initiative und in Koordinierung mit der Kommission aufgelegt
haben, Staatsdefizite und —schulden in die Hohe. Im EU-Durchschnitt werden
die Staatsdefizite fir 2010 auf 7,5 % und fiir 2011 auf 6,9 % prognostiziert,
wiahrend fiir 2011 mit einer Verschuldung auf EU-Ebene in Hohe von 83,7 %
gerechnet wird. Eine Senkung der riesigen Staatsverschuldung wird in mehreren
Liandern nicht nur Ausgabensenkungen und Finanzdisziplin, sondern auch
Steuererhohungen erfordern. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass
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Konsolidierungsbemiihungen mit einer Verlagerung von der
Einkommensbesteuerung zur indirekten Besteuerung und dem verstdrkten
Einsatz weniger wachstumverzerrender Steuern, vor allem Umweltsteuern,
einhergehen werden. Unter diesen Umstinden konnte die Koordinierung
steuerpolitischer MaBBnahmen ein wichtiger Bestandteil einer EU-Strategie zur
Fiskalkonsolidierung sein und die Wirksamkeit nationaler MafBnahmen
verstirken. Ein Vorteil der Koordinierung liegt darin, dass mobile
Steuergrundlagen effektiver ins Visier genommen und die Liicken geschlossen
werden konnten, die Steuerarbitrage und —vermeidung ermoglichen. AuBerdem
wiirde die Auswirkung auf die Wettbewerbsfahigkeit verringert, wenn die
Besteuerung auf Produkte abzielt, die einen Input fiir die Industrieproduktion
darstellen, wie im Fall der Energiebesteuerung. FEin dritter Vorteil eines
koordinierten Vorgehens besteht darin, dass die Fragmentierung bei
Rechtsvorschriften und Steuern begrenzt werden konnte, die den Wettbewerb im
Binnenmarkt verzerren und die Befolgungskosten fiir die Unternehmen in die
Hohe treiben wiirde. Zudem wiirde damit die Bedrohung durch steuerinduzierte
asymmetrische Erschiitterungen des Euro-Gebiets abgewendet, was es wiederum
der Europdischen Zentralbank erleichtern wiirde, ithre Wéhrungspolitik zu
betreiben. Kurz gesagt, konnten einige Koordinierungsmaflnahmen ein
Verlustspiel innerhalb des Binnenmarktes in eine Win/win-Situation verwandeln.

Fur steuer politische Koor dinierungsmal3hahmen geeignete Bereiche

Drei Bereiche konnten auf ihre Eignung zur Steuerkoordinierung untersucht
werden. Der erste ist der Bereich der Unternehmensteuern. Bereits 2001 wurde
mit den Arbeiten fiir eine gemeinsame Definition der Unternehmensteuer-
Bemessungsgrundlagen zur Ersetzung der Vielzahl von Regelungen in den
einzelnen Mitgliedstaaten begonnen. Die Ausgestaltung des Vorschlags ist in
allen Details sorgfaltig zu priifen, aber die Zeit scheint reif zu sein, um weitere
Schritte zu unternehmen. Die Arbeitsgruppe Verhaltenskodex fiir schidliche
Unternehmensbesteuerung, die mit Beschluss des ECOFIN-Rates vom
1. Dezember 1997 im Rat eingesetzt wurde, hat wertvolle Arbeit zur Erkennung
und Beseitigung schédlicher Steuerpraktiken geleistet. Im Rahmen der
politischen Neubelebung des Binnenmarktkonzepts sollten jedoch die Rolle und
der Status des Kodex iiberpriift werden, um eine noch gréfere politische
Koordinierung in diesem Bereich sicherzustellen, wobei die Auswirkungen
schiadlicher Regelungen, von Ungleichgewichten und andere negative
Auswirkungen des Steuerwettbewerbs weiter untersucht werden sollten. Die
Gruppe Verhaltenskodex konnte thr Mandat auch auf bestimmte Fragen der
Einkommensbesteuerung, die im Zusammenhang mit schidlichem Wettbewerb
bei der Unternehmensteuer relevant sind, ausweiten und sich verstarkt mit
vereinbarten Definitionen von Steuermissbrauch befassen.
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Ein zweiter Bereich fiir mogliche Uberlegungen ist der Bereich der
Verbrauchsteuern. Verdnderungen der MwSt-Sétze wirken sich zumindest kurz-
und mittelfristig auf Kapital- und Handelsbewegungen aus und beeinflussen das
Funktionieren des Binnenmarktes. Angesichts der Tendenz zu hoheren
Verbrauchsteuern konnte sich die Koordinierung von MaBBnahmen zur Erhéhung
der Mehrwertsteuer-Normalsidtze oder die eingeschrinkte Anwendung
ermifBigter Mehrwertsteuersétze positiv auswirken.

Der dritte fiir die Koordinierung relevante Bereich ist die Umweltbesteuerung.
Diesem Bereich diirfte kiinftig wesentliche Bedeutung zukommen. Es wire von
grofftem Vorteil, wenn die Frage der Umweltbesteuerung im weiteren Kontext
der Steuerkoordinierung erortert wiirde, damit auch die Vorteile einer geringeren
Besteuerung des Faktors Arbeit klar hervortréten.

Arbeitsgruppe Steuerpolitik

Um mehr Zusammenarbeit und mehr Koordinierung zu erreichen, miisste ein
entsprechendes steuerpolitisches  Diskussionsforum eingerichtet werden.
Solange Steuerfragen fragmentarisch und aus rein technischen Gesichtspunkten
behandelt werden, bleiben die Positionen verhiartet und fithren oft in
Ermangelung umfassenderer Moglichkeiten, Kompromisse zu erzielen, in eine
Sackgasse. Als Ausweg daraus sollte ein Forum fiir einen engeren politischen
Dialog zwischen der Kommission und den hdchsten politischen Vertretern der
Steuerbehorden der Mitgliedstaaten geschaffen werden. Eine Arbeitsgruppe
Steuerpolitik unter Vorsitz des fiir Steuern zustindigen Kommissionsmitglieds,
die sich aus den personlichen Vertretern der Finanzminister der Mitgliedstaaten
zusammensetzt, wire das geeignetste Forum flir einen strategischen Dialog tiber
den moglichen Nutzen und die Grenzen der Zusammenarbeit und Koordinierung
im Steuerwesen innerhalb des Binnenmarkts. Eine solche Arbeitsgruppe konnte
die Kommission bei der Wahrnehmung ihrer Initiativfunktion wirksam
unterstiitzen, was durch einen offenen und konstruktiven Dialog auf politischer
Ebene, bei dem die Mitgliedstaaten ihre Erwartungen und Bedenken
austauschen konnten, noch gefordert wiirde. Vorsitzender der Arbeitsgruppe
Steuerpolitik, mit deren Hilfe die Kommission ihre Initiativen in voller Kenntnis
der Standpunkte der Mitgliedstaaten ausrichten konnte, sollte das fiir Steuern
zustindige Kommissionsmitglied sein. Ein Pridzedenzfall dafiir ist die 1996
eingesetzte Arbeitsgruppe fiir Steuerpolitik unter Vorsitz des zustindigen
Kommissionsmitglieds, die die Zustimmung zu der EntschlieBung vom
Dezember 1997 im ECOFIN-Rat ermoglicht hat.
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Wi chtigste Empfehlungen:

= Weitere Bemiihungen um den Abbau von Steuerschranken im
Binnenmarkt, Modernisierung der Vorschriften fiir elektronische
Rechnungstellung, aktualisierte Vorschriften fiir grenziibergreifenden
Verlustausgleich, Einflihrung verbindlicher Streitbeilegungsmechanismen
bei Doppelbesteuerung zu Lasten natiirlicher Personen und Uberarbeitung
der Zinsbesteuerungsrichtlinie; Bemiihungen um eine gemeinsame
Definition der  Korperschaftsteuer-Bemessungsgrundlagen  und
Fortfilhrung der  Arbeit der Gruppe Verhaltenskodex  fiir
Unternehmensbesteuerung;

= Binnenmarktorientierte Reform der MwSt-Vorschriften;

= Entwicklung des Bereichs Umweltsteuern im weiteren Kontext der
Steuerpolitik und ihrer Auswirkung auf Wachstum und Beschiftigung;

= FEinigung auf die Einsetzung einer Arbeitsgruppe flir Steuerpolitik, auf
Initiative der Kommission, unter Vorsitz des flir Steuern zustindigen
Kommissionsmitglieds, die sich aus den personlichen Vertretern der
Finanzminister der Mitgliedstaaten zusammensetzt und als Forum fiir die
strategische und umfassende Diskussion steuerpolitischer Fragen dient.
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3.6. Wettbewerbsfahigkeit und Kohasion: die regionale Dimension des
Binnenmarkts

Die  Verkniipfung zwischen der allgemeinen  Wirtschafts-  und
Wihrungsintegration und der Entwicklung der Regionen ist ein roter Faden, der
sich durch die verschiedenen Stufen der europidischen Integration zieht — vom
Werner-Bericht bis zur Ara Delors, als die gemeinschaftliche Regionalpolitik
nach ihrer Reform zu einer der wesentlichen Komponenten des Strategiepakets
wurde, mit dem der Binnenmarkt wieder in den politischen Vordergrund geriickt
werden sollte.

In der politischen Vision von Jacques Delors, die auf den Schlussfolgerungen
des Padoa-Schioppa-Berichts iiber Wirtschaftlichkeit, Stabilitit und
Gerechtigkeit basiert, ist eine Marktintegration nur dann fiir alle von Nutzen,
wenn sie von Mallnahmen auf EU-Ebene begleitet wird, mit denen strukturelle
Ungleichgewichte auf subnationaler Ebene korrigiert werden. Diese
MafBnahmen wiirden Randgebieten helfen, die andernfalls nicht in vollem
Umfang am Binnenmarkt teilhaben konnten, und sie wiirden verhindern, dass
die wirtschaftlich weniger entwickelten Regionen erleben miissen, wie die Kluft
zwischen ihnen und den leistungsstarksten Volkswirtschaften wéchst.

Im Laufe der Zeit wurde in der Kohésionspolitik der EU der urspriingliche
Kerngedanke der ,,Strukturanpassung® nuanciert und groBBeres Gewicht auf die
zukunftsweisende Dimension gelegt, so dass nunmehr die Verwirklichung der
politischen Ziele der Union und die Forderung der Entwicklung im Vordergrund
stechen. Die FEuropa2020-Strategie der Kommission beweist, dass die
Kohésionspolitik in den libergeordneten langfristigen politischen Prioritdten der
EU einen festen Platz hat und dass die Strukturfonds einer der wichtigsten
Umsetzungskanéle fiir die strategischen Ziele sind, zu denen auch die soziale
Integration gehort. Da die Diskussion iiber die Zukunft der europidischen
Kohisionspolitik nun in die aktive Phase iibergehen wird, sollten auch
Uberlegungen zu einer Untersuchung der territorialen Auswirkungen der
geplanten Neuordnung des Binnenmarkts angestellt werden.

Der Ubergang zu einer ,.griinen* und digitalen Wirtschaft, der Wandel der
verarbeitenden Industrie zu Hochtechnologiesektoren und die groBBere Mobilitét
der Arbeitskréifte innerhalb der EU werden zu verschiedenen Verdnderungen
fiihren. Dadurch werden alle Regionen der Europdischen Union mit einem Mix
von Chancen und Herausforderungen an ihre Anpassungsfahigkeit konfrontiert.
Die Kohisionspolitik wird auch weiterhin eine Schliisselrolle fiir die
Modernisierung der Infrastrukturen neuer Mitgliedstaaten — einer Voraussetzung
fir den Verbund im Binnenmarkt — spielen. In Anbetracht all dieser Elemente
bedarf es einer eingehenden Analyse der Anforderungen eines grof3eren
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dynamischen Binnenmarkts an die Regionalpolitik. Dabei sollte auch betrachtet
werden, wie die neue Kohésionspolitik, bei der im Interesse ihrer Wirksamkeit
auf strenge Auflagen gesetzt wird, aussehen sollte, damit alle Regionen das
Potenzial des Binnenmarkts voll ausschépfen konnen.

Kohasiongpolitik als Instrument zur Forderung der Einhaltung der
Binnenmar ktvor schriften durch die Mitgliedstaaten

Da die neue Kohisionspolitik darauf abzielt, allen Regionen und Mitgliedstaaten
bei der Nutzung der Vorteile ihrer Eingliederung in den Binnenmarkt zu helfen,
und da mehr Gewicht auf strengere Auflagen gelegt wird, spricht vieles dafiir,
dass die Hebelwirkung der finanziellen Unterstiitzung durch die EU auch als
Anreiz zur fristgerechten Umsetzung der Binnenmarktvorschriften eingesetzt
wird. Eine Moglichkeit wire, zu Beginn des Programmplanungszeitraums eine
leistungsgebundene Reserve in Hohe von z. B. 1 % des Kohédsionsbudgets fiir
jeden Mitgliedstaat einzubehalten. Diese Reserve wiirde den Mitgliedstaaten
dann auf der Grundlage eines objektiven Indikators flir ihre Umsetzungsbilanz,
wie z.B. der Notifizierungen der MaBnahmen zur Umsetzung der
Binnenmarktrichtlinien, zugewiesen. Der Mitgliedstaat wiirde die Mittel dann
fiir seine leistungsfahigsten Programme verwenden.

Verscharfung der Bestimmungen CUber Sandortverlagerungen in den
kohasionspolitischen Verordnungen

In der o6ffentlichen Meinung ist die Sorge weitverbreitet, dass die Entscheidung
von Unternehmen, ihren Standort in einen anderen Mitgliedstaat zu verlagern,
durch die Aussicht auf — moglicherweise mit EU-Geldern kofinanzierte —
Subventionen im Bestimmungsland beeinflusst wird. Im derzeitigen
Programmplanungszeitraum wurden Vorschriften eingefithrt, die eine
systematische Suche nach Fordermitteln, das sogenannte ,,Fund-Shopping®,
verhindern sollen. Diese Vorschriften haben sich nicht als uneingeschrankt
wirksam erwiesen. In den kohésionspolitischen Verordnungen fiir den
kommenden Programmplanungszeitraum sollten die Bestimmungen iiber
Standortverlagerungen  verschirft werden, und es sollten adédquate
Moglichkeiten geschaffen werden, die Verwendung von EU-Kohisionsmitteln
und die Genehmigung staatlicher Beihilfen zugunsten derselben Unternehmen
zu koordinieren.
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Wi chtigste Empfehlungen:

= Evaluierung der etwaigen Auswirkungen der Neuordnung des
Binnenmarkts auf die Regionen in der EU;

= Einfitlhrung einer Konditionalititsklausel in die Strukturfonds zur
Belohnung der Mitgliedstaaten, die bei der Umsetzung der
Binnenmarktrichtlinien die grof3te Disziplin zeigen;

= Verscharfung der Vorschriften, die die Verwendung von
Strukturfondsmitteln zur Verlagerung von Betriebsstitten verbieten.
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3.7. Binnenmarkt und Industriepolitik

Der Begriff ist nicht linger tabu. Die fithrenden Politiker Europas erdrtern
wieder die Vorteile und die Nachteile einer aktiven Industriepolitik. Das
wiedererwachte Interesse fiir Industriepolitik geht Hand in Hand mit einer
erneuten Aufmerksamkeit fiir die Bedeutung der verarbeitenden Industrie fiir die
europdische Wirtschaft und einer allgemeinen Besorgnis angesichts der durch
die Krise ausgelosten tiefgreifenden Umwélzung der européischen
Industriebasis.

In einigen Kreisen wird beflirchtet, dass sich Industriepolitik und
Wettbewerbsvorschriften nicht miteinander vereinbaren lassen. Jenen Kreisen
zufolge konnte eine Industriepolitik in Europa nur durch eine weniger strenge
Durchsetzung der  Wettbewerbsregeln  bzw. eine Lockerung  der
Beihilfevorschriften entstehen. Eine solide Wettbewerbs- und Beihilfepolitik
und eine fundierte Industriepolitik schlieBen einander nicht aus. Im Gegenteil —
Wettbewerb ist unerldsslich fiir die Vielfalt, die Wettbewerbsvorteile und die
Produktivitidtsgewinne, die der Ndhrboden fiir Wachstum und Innovation sind.

Fusionskontrolle: kein Hindernis fur industriepolitische Bestrebungen, aber es
bedarf einheitlicher Ansatze

Die EU braucht eine Industriepolitik, die ihren Wettbewerbsregeln nicht
entgegensteht, sondern darauf aufbaut. Die Wettbewerbsregeln stehen dem
Streben europdischer Unternehmen nach den besten Rahmenbedingungen fiir
ihre internationale Wettbewerbsfahigkeit mit Sicherheit nicht im Wege. Die
europdischen Wettbewerbsregeln haben die Entstehung zahlreicher européischer
Spitzenunternehmen von EADS bis hin zu AirFrance-KLM, um nur zwei zu
nennen, und selbst nationaler Spitzenunternehmen nicht verhindert. Selbst wenn
die europidischen Regeln weniger streng gewesen widren, so wiren die
Zusammenschliisse unter die Zustindigkeit der US-amerikanischen oder
japanischen Wettbewerbsbehdrden gefallen und ohnehin nicht zustande
gekommen. Europa braucht europdische Spitzenunternehmen, die auf ihren
eigenen Errungenschaften aufbauen und mit ihren eigenen Leistungen im
globalen Wettbewerb bestehen konnen. Nationale Strategien zur Forderung
nationaler Spitzenunternehmen wiirden zu Veto-Koalitionen fiihren, die den
Binnenmarkt ldhmen und sein Potenzial als Antriebskraft fiir industrielle
Innovation und strukturellen Wandel mindern wiirden. Um europdische und
nicht nationale Spitzenunternehmen aufzubauen, sind
Fusionskontrollmechanismen unerldsslich. Aus diesem Grund ist eine groBere
Anndherung bei den materiellen Priifungen in Fusionsfillen und der
Uberpriifung  auf nationaler Ebene von Interesse. Um  gleiche
Ausgangsbedingungen zu gewdhrleisten, damit nationale ordnungspolitische
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Bedenken bei grenziibergreifenden Fusionen nicht zum Tragen kommen, und
die Behandlung von Fusionen iiber eine einzige Anlaufstelle zu ermoglichen,
damit parallele Uberpriifungen durch nationale Wettbewerbsbehdrden
vermieden werden, miissten die nationalen Wettbewerbsbehdrden in den Fillen,
in denen eine Fusion grenziibergreifende Auswirkungen hat, die materiellen EU-
Fusionskontrollvorschriften auch auf nationaler Ebene anwenden. Gleichzeitig
sollte auch die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Wettbewerbsbehorden
verbessert werden, damit eine verfahrenstechnische und inhaltliche Konvergenz
sowohl zwischen ihnen als auch mit der EU-Ebene gewéhrleistet ist. Eine
radikalere Option wire die Uberarbeitung der Fusionskontrollmechanismen fiir
die Verweisung von Fillen. Dies wiirde das Ende der sogenannten ,Zwei-
Drittel-Regel*“ bedeuten, die besagt, dass Fusionen, die zwar fiir eine Priifung
nach der EU-Fusionskontrollverordnung in Frage ké&men, dennoch von den
nationalen Wettbewerbsbehorden bearbeitet werden, wenn mehr als zwei Drittel
des Umsatzes der beteiligten Unternehmen in demselben Mitgliedstaat
erwirtschaftet werden. Dies wédre von Vorteil, weil Fusionen in wichtigen
Bereichen der EU-Wirtschaft einheitlicher behandelt wiirden.

Gute Grunde fur die Kontrolle staatlicher Beihilfen

Fusionskontrolle wird in der ganzen Welt betrieben, die strenge Kontrolle
staatlicher Beihilfen ist hingegen ein europiisches ,,Unikum®. Sollte Europa
denn eine sehr viel entspanntere Haltung gegeniiber 6ffentlichen Subventionen
auf nationaler Ebene einnehmen? Weil Europa strengere Beihilfevorschriften
anwendet als seine wichtigsten Konkurrenten — so die Argumentation —, haben
auBBerhalb von FEuropa ansédssige Unternehmen mehr Moglichkeiten zur
Steigerung ihrer Wettbewerbsfahigkeit und auBereuropdische Linder gewinnen
fur in Europa ansdssige Unternehmen an Attraktivitit. Diese Argumentation ist
normativ schwach und beruht nicht auf Fakten.

Normativ spricht fiir strenge Beihilferegeln, dass die EU kein Staat ist, sondern
ein supranationales System, das sich iliber eine Vielzahl nationaler Systeme
erstreckt. Die Beihilfekontrolle ist ein wesentliches Instrument, mit dem der
Binnenmarkt offen, integriert und wettbewerbsfahig erhalten wird. Wiirden die
Mitgliedstaaten einen Wettlauf um die Forderung ihrer jeweiligen Unternehmen
veranstalten, so wiirde dies zu Stérungen im Binnenmarkt fiihren, weil die
reicheren Mitgliedstaaten die kleineren Mitgliedstaaten ausstechen wiirden.
Dabei wiirden in groBem Umfang offentliche Mittel in unrentablen Investitionen
gebunden.

Es trifft auch nicht zu, dass die EU-Beihilfevorschriften staatliche

Interventionen an sich verhindern. Sie bilden einen Rahmen, der staatliche
Beihilfen so kanalisiert, dass allgemeine ordnungspolitische Ziele unterstiitzt
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und Fille von Marktversagen behoben werden. In der EU wird nicht weniger fiir
die Unterstiitzung von Unternechmen aufgewendet als in anderen
Rechtsordnungen. Unabhingige Studien zeigen, dass die Beihilfen zur
Forderung der Wettbewerbsfahigkeit in Frankreich 0,34 %, in Deutschland
0,43 %, in Japan 0,35 % und in den USA 0,24 % des BIP ausmachen. Selbst im
Bereich Forschung, Entwicklung und Innovation (FuEul) bewegt sich die
offentliche Forderung in Europa, Japan und den USA auf sehr &dhnlichen
Niveaus. Die iiberwiegende Mehrheit der in den USA, Japan, China und
Stidkorea gewihrten FuEul-Beihilfen wéren auch nach dem geltenden FuEul-
Rahmen der EU zuldssig. Das Argument, dass Europa wegen der
Beihilfekontrolle fiir auslédndische Investoren weniger attraktiv ist, entspricht
nicht den Fakten. Die EU war wihrend fast der gesamten letzten zwanzig Jahre
der groBte Empfanger ausldndischer Direktinvestitionen. Sowohl der Anteil
ausliandischer Direktinvestitionen am BIP als auch die Zahl der auslédndischen
Beihilfevorhaben, die zur Vorabpriifung durch die Kommission nach dem
multisektoralen Gemeinschaftsrahmen und den Leitlinien fiir Regionalbeihilfen
angemeldet werden, weisen einen Aufwirtstrend auf. Und Investitionsbeihilfen
konnen zwar Entscheidungen iiber Standortverlagerungen innerhalb von Europa
beeinflussen, aber wohl kaum von der EU in andere Rechtsordnungen wie die
USA, Japan, China oder Siidkorea. Die Unterschiede zwischen den Inputpreisen
sind so hoch, dass eine Lockerung der Beihilfevorschriften keine Auswirkungen
auf Standortentscheidungen hétte, sondern eher Alternativkosten bedeuten
wiirde.

Fortschritte bel der Formulierung einer neuen Industriepolitik

Die EU sollte daher darauf vertrauen, dass der Binnenmarkt ihre erste und ihre
beste Industriepolitik ist. Dennoch, wie in allen Strategiepapieren seit der
Mitteilung zur Industriepolitik von 2002 in Erinnerung gerufen, kann die
Dynamik eines paneuropdischen Marktes am besten genutzt werden, wenn sie
von einer weit vorausschauenden Industriepolitik begleitet wird. Dies ist
gleichzeitig Beweggrund und Zielvorgabe fiir die Konzipierung aktiver,
umsichtiger und wirksamer MaBnahmen zur Férderung von Unternehmen und
Unternehmertum. Dabei sollten alle Synergien zwischen Wettbewerbs- und
Industriepolitik genutzt und sdmtliche regulatorischen und politischen
Instrumente flexibel gehandhabt werden. Europa 2020 umreilit die Konturen
einer solchen modernen Industriepolitik, die horizontale Merkmale und die
Forderung der Wettbewerbsfahigkeit von Sektoren, ob sie nun die
Globalisierung zu spiiren bekommen oder aber vor dem Ubergang zur ,,griinen‘
und digitalen Wirtschaft stehen, in sich vereint. Es herrscht ferner Einigkeit
dariiber, dass ein Tétigwerden der EU einige vertikale Elemente aufweisen
sollte, die dazu beitragen, dass der Schwerpunkt nationaler Strategien auf
ausgewdhlten vielversprechenden Sektoren wie Energie, innovative Industrien
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und umweltfreundlichen Kraftfahrzeugen liegt, ohne die Bediirfnisse der
verarbeitenden Industrien zu vergessen. Die EU sollte die Formulierung ihrer
neuen, aktiven Industriepolitik in Ergidnzung zur Neubelebung des
Binnenmarktkonzepts vorantreiben.

Wichtigste Empfehlungen:

= Neufassung der Fusionskontrollverordnung mit Abschaffung der
sogenannten ,,Zwei-Drittel-Regel*;

= Entwicklung einer neuen Herangehensweise an die Industriepolitik, die
auf einem gegenseitig vorteilhaften Verhiltnis zum Binnenmarkt und zu
den Wettbewerbsregeln aufbaut.
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3.8. Offen, aber nicht wehrlos: die externe Dimension des Binnenmar kts

Offenheit fiir weltweiten Handel und weltweite Investitionen ist fiir den
langfristigen Wohlstand Europas von entscheidender Bedeutung. Die
europdische Wirtschaft war 2006 mit einem Anteil von 36 % an den
ausldndischen Direktinvestitionen (FDI) weltweit fithrend im FDI-,,Export* und
mit einem Anteil von 16,2% an den Ausfuhren weltweit fiihrend 1m
Warenexport. Die Entstehung globaler Wertschopfungsketten und die raumliche
Aufsplitterung der Produktionsprozesse haben eine immer stiarkere Verflechtung
der Volkswirtschaften der EU mit der {ibrigen Welt und insbesondere mit den
Volkswirtschaften der Schwellenlinder zur Folge. 65 % der in die EU
eingefiihrten Waren werden zur Herstellung von Produkten der EU verwendet.

Dennoch betrachtet Europa die externe Dimension seines Binnenmarkts mit
zwiespéltigen Gefiihlen. Die Mitgliedstaaten und die EU-Unternehmen wissen
sehr genau, welche enormen Vorteile ein EU-weiter Binnenmarkt auf globaler
Ebene mit sich bringt: Er macht die EU zu einem &uflerst attraktiven Standort
fur  auslandische  Investitionen  und  stirkt ihre  Position in
Marktzugangsverhandlungen  mit  Handelspartnern. Er  schafft ein
Wettbewerbsumfeld, das der EU-Wirtschaft die Expansion ins Ausland
ermoglicht.

Gleichzeitig ist aber auch der Eindruck weit verbreitet, dass fiir die europdischen
Unternehmen  strenge  Beihilfevorschriften  gelten,  widhrend  ihre
auBlereuropdischen =~ Wettbewerber  verschiedene ~ Formen  staatlicher
Unterstiitzung mit weniger Kontrollen in Anspruch nehmen konnen.
Europdische Unternehmen in Branchen wie Schiffbau, Luft- und Raumfahrt
oder Halbleiterindustrie beklagen sich oft, wegen der Beschrinkungen zu Hause
hitten sie 1im globalen Wettbewerb Nachteile gegeniiber weniger
eingeschriankten Wettbewerbern. Unlauterer Wettbewerb tragt zusétzlich dazu
bei, dass sich Unternehmen auf ausldndischen Markten benachteiligt fiihlen. Die
Vergabe von Subventionen ist weniger transparent und die Offentliche
Beschaffung mehr auf die Vergabe von Auftrigen im eigenen Land ausgerichtet
als in Europa. Die Rechte des geistigen Eigentums werden ebenfalls als
problematischer Bereich angesehen. Auch der Anstieg staatlich finanzierter
Investitionen verstirkt die Befiirchtung, dass es ausldndischen Unternehmen zu
leicht gemacht wird, europdische Vermdgenswerte in liberalisierten Sektoren
aufzukaufen.

Um den Zwiespalt der Gefiihle gegeniiber den Auswirkungen des Binnenmarkts
auf die Stellung der EU auf dem Weltmarkt zu iiberwinden, muss Europa die
MafBnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit seiner Unternehmen und
die Anstrengungen zur weltweiten Angleichung der Rahmenbedingungen fiir
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den Wettbewerb besser aufeinander abstimmen. Die gemeinsame Handelspolitik
gibt der EU die fiir wirksames Handeln auf der Weltbiihne erforderlichen
Befugnisse und Instrumente an die Hand. Europa sollte diese Instrumente zur
aktiven, entschlossenen Verfolgung und Forderung seiner Interessen gegeniiber
seinen Handelspartnern nutzen, um den Marktzugang zu gewéhrleisten und um
die Konvergenz im Regulierungsbereich zu fordern.

Forderung der Konvergenz im Regulierungsbereich und der Transparenz der
Beihilfepolitik auf globaler Ebene

In der Mitteilung ,,Das globale Europa‘“ von 2006 heif3t es ausdriicklich, dass die
Ablehnung von Protektionismus innerhalb des Binnenmarkts Hand in Hand mit
aktiven Bemiihungen um offene Mirkte und gleiche Rahmenbedingungen fiir
den Handel gehen muss. In der Praxis ist dies leider nicht geschehen. Europa
sollte mehr Mittel und mehr politisches Kapital einsetzen, um auf die
Beseitigung von jenseits der Grenzen liegenden Hindernissen zu drdngen, von
technischen Normen bis hin zu Rechten des geistigen Eigentums, vor allem aber
Subventionen. Es muss mehr fiir groBere Transparenz und die Stirkung der
internationalen Vorschriften fiir Subventionen getan werden, sowohl auf
multilateraler Ebene als auch in bilateralen und regionalen Ubereinkiinften. Die
EU darf ihrer Wirtschaft nicht den Eindruck vermitteln, dass sie die einzige
Weltregion bleiben wird, in der Wettbewerbs- und Beihilfevorschriften
konsequent angewendet werden. Die weltweite Diskussion liber den Ausweg aus
der Krise bietet hier eine Chance, die nicht vertan werden sollte.

Frankreich fiihrt 2011 den Vorsitz in der G 20. Dies bietet die Gelegenheit, diese
Frage auf die Tagesordnung zu setzen und den Anstof3 zu einer globalen Debatte
zu geben. Europa sollte auch auf mehr Aktivitdt auf WTO-Ebene dridngen, auf
der die Handelspartner der EU ihre Anmelde- und Transparenzpflichten noch
nicht optimal erfiillen. In der OECD sollte Europa die Subventionsdebatte
anfithren und auf die Entwicklung eines Verhaltenskodex und gemeinsamer
Leitlinien dringen. Das Potenzial des Transatlantischen Wirtschaftsrats sollte
voll ausgeschopft werden, um die Konvergenz mit den USA und Kanada zu
fordern.

Gleichzeitig sollte sich Europa stirker darum bemiihen, Subventions- und
Regulierungsfragen zum Gegenstand bilateraler Verhandlungen zu machen.
Bestimmungen iiber Subventionen gibt es in allen Freihandelsabkommen, sie
haben jedoch keine Schlagkraft und werden in der Praxis selten angewendet. Mit
dem vor kurzem geschlossenen Freihandelsabkommen mit Korea wurde ein
neuer Ansatz eingefiihrt. Es enthdlt WTO-plus-Bestimmungen iiber
Subventionen, die auf der Grundlage eines Informationsaustausches und eines
regelméfBigen Dialogs zur Behandlung moglicher Konflikte besseren Schutz vor
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unfairen Subventionen bieten werden. Die EU sollte um Aufnahme dhnlicher
Bestimmungen in die zurzeit ausgehandelten Freihandelsabkommen ersuchen,
beginnend mit Indien, dem ASEAN, Zentralamerika, Kanada und der Ukraine.
Europa sollte auch darauf dridngen, dass die Handelspartner ihre
Beschaffungsmarkte stirker offnen, und dafiir sorgen, dass der hierzu auf
internationaler Ebene eingegangenen Verpflichtung in vollem Umfang
nachgekommen wird. Unter Beriicksichtigung der vergleichsweise groferen
Offenheit der Beschaffungsméirkte der EU sollte gepriift werden, wie die
Position der EU in internationalen Verhandlungen tiber das oOffentliche
Beschaffungswesen gestirkt werden kann.

Zur Bekdmpfung unlauteren Steuerwettbewerbs sollte die EU auf den Arbeiten
der G 20 zum verantwortungsvollen Handeln im Steuerwesen aufbauen und sich
konsequenter darum bemiihen, dass eine Bestimmung iiber die drei Grundsitze
verantwortungsvollen Handelns im Steuerwesen in internationale Ubereinkiinfte
aufgenommen wird.

Gestaltung der globalen Wettbewerbsbedingungen durch vorausschauende
Regulierung und Normung

Europa sollte stirker darauf achten, bei der Ausarbeitung neuer
Rechtsvorschriften der internationalen Dimension Rechnung zu tragen, damit
die Konvergenz auf globaler Ebene erleichtert wird und Unternehmen beim
Eintritt in ausldndische Mirkte weniger Hindernisse iliberwinden miissen.
Gegebenenfalls sollte in der Folgenabschitzung fiir Gesetzgebungsvorschliage
auf die Regulierungslosungen hingewiesen werden, die in den Rechtsordnungen
der wichtigsten Handelspartner gefunden wurden.

Und schlieBlich sollte Europa offensiv. EU-weite Normen fiir innovative
Produkte und Technologien festsetzen, zum Beispiel im Bereich der
emissionsarmen Wirtschaft und fiir Informations- und Kommunikationsdienste
und -technologien. EU-Normen zu exportieren, diirfte zwar schwierig sein, ihr
Bestehen konnte Europa aber die Moglichkeit erdffnen, stirker auf
internationaler Ebene Einfluss auf bestimmte Entwicklungen zu nehmen.

Eine neue EU-Palitik fir auslandische Direktinvestitionen

Investitionen haben einen immer grofBeren Anteil am globalen Handel. Sie
nehmen einen wichtigen Platz in den von den Mitgliedstaaten geschlossenen
bilateralen Abkommen ein. Mit dem Vertrag von Lissabon sind auslédndische
Direktinvestitionen in die Handelspolitik, die unter die ausschlieBliche
Zustiandigkeit der EU fillt, einbezogen worden. Die EU sollte schnell handeln
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und eine neue umfassende Investitionspolitik entwickeln, die Unternehmen und
Investoren gleichermaflen dient.

Wichtigste Empfehlungen:

= eine proaktive Agenda fiir den Marktzugang im Rahmen der G 20 und
anderer multilateraler Gremien fordern;

= auf die Aufnahme von Bestimmungen iiber Subventionen in bilaterale
Auflenhandelsabkommen drangen;

= auf eine stirkere Offnung der Beschaffungsmirkte dringen, vor allem in
den BRIC-Staaten.
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KAPITEL 4

DURCHSETZUNG EINES STARKEN BINNENMARKTS
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4.1. Regulierung desBinnenmarktes, " ma non troppo" *®

Der Gemeinsame Besitzstand umfasst derzeit 1521 Richtlinien und
976 Verordnungen zu verschiedenen Bereichen der Binnenmarktpolitik. Eine
MaBlnahme zur Vertiefung des Binnenmarktes wird daher aller
Wahrscheinlichkeit nach nicht zu einer neuen Welle von Verordnungen und
Richtlinien fiihren, wie dies infolge des Weibuchs von 1985 geschah. Uberdies
enthilt die EU-Agenda fiir eine bessere Rechtsetzung strenge Vorgaben fiir die
Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften. Hierbei stellt sich jedoch die Frage,
welche Formen der Regulierung und welche Methode der Politikentwicklung fiir
eine Regulierung des Binnenmarkts am besten geeignet sind.

Bislang werden 80 % der Binnenmarktvorschriften durch Richtlinien geregelt.
Diese haben den Vorteil, dass die Vorschriften besser an lokale Priaferenzen und
Gegebenheiten angepasst werden konnen. Von Nachteil sind die zeitliche
Verzogerung zwischen der Verabschiedung auf EU-Ebene und der Umsetzung
vor Ort sowie die Gefahr einer Nichtumsetzung oder ,,Ubererfiillung* (,,Gold-
Plating-Effekt*) auf nationaler Ebene. Die aktuelle Debatte iiber eine
Regulierung im Bereich der Finanzdienstleistungen verdeutlicht die Vorteile
eines einheitlichen europdischen Rechtsrahmens. Es besteht somit eine
zunehmende Tendenz, dass Verordnungen als rechtstechnisches Mittel zur
Regulierung des Binnenmarkts gegeniiber Richtlinien der Vorzug gegeben wird.
Regulierung schafft Klarheit, Vorhersehbarkeit und Effizienz. Sie bietet Biirgern
wie Unternehmen gleiche Ausgangsbedingungen sowie mehr Potenzial fiir
private Rechtsdurchsetzung. Regulierung ist jedoch kein Allheilmittel.
Verordnungen sind nur dann ein geeignetes Instrument, wenn wesentliche
rechtliche Vorbedingungen erfiillt sind. Sie kann auch nicht zu mehr Effizienz
fiilhren, wenn die Debatte, die auf nationaler Ebene zum Zeitpunkt der
Umsetzung gefiihrt worden wire, auf europidische Ebene zum Zeitpunkt der
Annahme durch Rat und Parlament stattfindet.

Eine Harmonisierung durch Verordnungen gelingt dann am besten, wenn neue
Bereiche vollig neu geregelt werden, und sie erfolgt leichter, wenn die
betroffenen Bereiche eine eingeschriankte Interaktion zwischen EU-Recht und
nationalen Systemen erlauben. In anderen Fillen, in denen eine Harmonisierung
von vornherein nicht moglich ist, konnte ein EU-weiter Rechtsrahmen
(,,28. Regime*) als Alternative zu nationalen Vorschriften, ohne diese jedoch zu
ersetzen, in Erwdgung gezogen werden. Diese Regelung bietet Unternehmen
und Biirgern fiir ihre Tétigkeit im Binnenmarkt mehr Moglichkeiten. Wenn sie
vorwiegend im Binnenmarkt titig sind, konnen sie sich fiir einen
standardisierten und einheitlichen Rechtsrahmen entscheiden, der in allen

13 doch nicht zu sehr*.
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Mitgliedstaaten giiltig ist. Wenn sie vorwiegend auf nationaler Ebene tétig sind,
gelten fiir sie die nationalen Vorschriften. Dieses Modell hat den weiteren
Vorteil, dass es eine Grundlage und einen Anreiz fiir eine Anndherung der
nationalen Systeme schafft. Bislang wurde das ,,28. Regime® selten als
Alternative genutzt (Statut der Europdischen Gesellschaft). Es sollte in Bezug
auf im Ausland titige Arbeitnehmer oder Geschéftsvertrage eingehender gepriift
werden, da mithilfe eines Bezugsrahmens flir Geschiftsvertrage Hindernisse im
grenziiberschreitenden Geschéftsverkehr ausgerdumt werden konnten.

Bei einer ,Intelligenten Rechtsetzung® sind Methoden der Politikentwicklung
ebenso wichtig wie Rechtsetzungstechniken. Intelligente Rechtsetzung bedeutet,
dass ausschlaggebende Faktoren hinreichend beriicksichtigt wurden und ihre
etwaigen Folgen fiir die Wirtschaft, das soziale Umfeld und die Umwelt genau
bekannt sind. Das Engagement fiir eine bessere Rechtsetzung sollte fortgesetzt
werden. Folgenabschitzungen und eine Befragung der Beteiligten bringen
eindeutige Vorteile im Bereich der Qualitdt der Rechtsetzung, der Transparenz
und der Rechenschaftspflicht. Hierbei handelt es sich um Schliisselmerkmale fiir
eine effiziente Reform der Binnenmarktpolitik. Die soziale Dimension sollte
stirkere Beachtung finden, indem der Verpflichtung zu echten ,,sozialen
Folgenabschiatzungen®, die auf der Entwicklung préaziserer Methoden und auf
umfassenderen statistischen Daten beruhen, nachgekommen wird. Ein breiter
und gleicher Zugang fiir alle Kategorien von Beteiligten ist ein entscheidendes
Element, um einen echten demokratischen und ordnungsgeméfen
Gesetzgebungsprozess zu gewihrleisten. Ein positiver Aspekt des EU-Systems
besteht darin, dass es im Gegensatz zu vielen nationalen Systemen seltener zu
einer Vereinnahmung und Beeinflussung von Rechtsvorschriften kommt. Daran
sollte sich nichts dndern. Das Register der Interessenvertreter ist hierbei ein
Fortschritt. Ferner sollte die Kommission sicherstellen, dass alle
Interessenverbiande an ihren Arbeitsgruppen und Ausschiissen teilnehmen
konnen, insbesondere diejenigen, die die Interessen der Allgemeinheit vertreten,
wie Umwelt- und Verbraucherbiande. Alle Ausschiisse und Arbeitsgruppen
sollten in einem offen zugidnglichen Verzeichnis eingetragen sein. Die
Kommission sollte erforderlichenfalls ihre Anzahl iiberpriifen, da eine Vielzahl
von Ausschiissen konsequentes politisches Handeln und moglicherweise auch
die volle Einbeziechung derjenigen Organisationen der Zivilgesellschaft
behindert, die nur {iber wenige Mitarbeiter und eingeschriankte Ressourcen
verfiigen.

Eine Schwerpunktverlagerung von politischen MaBnahmen in einzelnen
Bereichen auf gesamte Politikbereiche sowie von einer Ex-ante-
Folgenabschidtzung auf eine Ex-post-Bewertung dariiber, was in einem
bestimmten Bereich funktioniert und was nicht, kann sich auf die
Binnenmarktvorschriften positiv auswirken. Seit der Uberpriifung der
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Binnenmarktpolitik 2007 wurde die Moglichkeit, Marktbeobachtung als ein
Instrument einzusetzen, mit dem der Regulierungsbedarf anhand einer
umfassenden Analyse iiber das Funktionieren von Mérkten durch die gesamte
Lieferkette hindurch ermittelt wird, stdrker beriicksichtigt. Bei der ersten
Anwendung hat sich diese Methode als geeignet erwiesen, allerdings birgt sie
auch ihre eigenen Herausforderungen. Eine Marktbeobachtung ist mit einem
hohen Zeit- und Ressourcenaufwand verbunden, erfordert eine genaue
Schwerpunktsetzung und einen festgelegten Anwendungsbereich. Sie sollte als
Werkzeug dienen, mit dem einige ausgewihlte und fiir weitere Mallnahmen
vorrangige Bereiche gepriift werden. Hierbei konnte nicht nur in etablierten
Bereichen, in denen Engpisse und Marktversagen festgestellt werden, sondern
auch in neuen oder aufstrebenden Marktsektoren untersucht werden, ob die EU
beitragen kann, dass sie ihr Wachstumspotenzial voll entfalten. Die
Verbraucherdimension und die Bewertung des Umsetzungsstandes von EU-
Vorschriften sind integrale Bestandteile der Marktiiberwachung.

Funktionierende Mairkte erfordern wirksame Vorschriften, die die richtigen
Anreize flir wirtschaftliche Tatigkeit schaffen. Intelligente Rechtsetzung
bedeutet somit eine qualitativ hochwertige Rechtsetzung, aber auch eine
Rechtsetzung, die Unternehmen wie Biirgern keine unnétigen Verwaltungslasten
aufbiirdet und auch nicht mit hohen Kosten verbunden ist. Weitere
entschlossene Mallnahmen zur Vereinfachung sowie zur Verringerung des
Verwaltungsaufwands tragen entscheidend zur Verbesserung der Chancen fiir
KMU und Unternehmen im Kampf gegen die Wirtschaftskrise bei. Letztlich
wird dadurch auch der negative Eindruck ausgerdumt, dass der Binnenmarkt mit
zu detaillierten und unnotigen Vorschriften gleichzusetzen ist. Die Kommission
sollte alles dafiir tun, damit die Verwaltungskosten wie geplant bis 2012 um
25 % reduziert werden konnen. Die Mitgliedstaaten sollten gleichermaen dazu
verpflichtet werden, durch die Ergédnzung von EU-Vorschriften (,,Gold-Plating*)
keine zusétzlichen Verwaltungslasten zu schaffen.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Verordnungen sollten Richtlinien moglichst vorgezogen werden;
= gegebenenfalls ist das ,,28. Regime* als Ad-hoc-Lsung anzuwenden.

113



4.2. Stérkung der Rechtsdurchsetzung

Der Binnenmarkt ist ein auf Rechtsvorschriften beruhendes Gebilde. Es ist daher
wichtig, dass Mitgliedstaaten ithre Verpflichtung zur zeitgerechten Umsetzung
und korrekten Anwendung der von ihnen vereinbarten Vorschriften ernst
nehmen.

Aus dem letzten Binnenmarktanzeiger der Kommission geht hervor, dass mit
0,7 % das bislang niedrigste durchschnittliche Umsetzungsdefizit innerhalb der
EU verzeichnet wurde; es liegt sogar unter dem von den Staats- und
Regierungschefs festgesetzten Zielwert von 1 %. Bei genauerem Hinsehen wird
allerdings deutlich, dass dieses Defizit ebenso bestindig wie besorgniserregend
1st.

Der Binnenmarkt ist immer noch sehr uneinheitlich. Ende 2009 hatten
74 Binnenmarktrichtlinien aufgrund fehlender nationaler UmsetzungsmafBnahmen
in einem oder mehreren Mitgliedstaaten noch nicht ihre volle Wirkung innerhalb
der gesamten EU entfalten konnen. Der Binnenmarkt ist also ein Motor, der nur
zu 95 % ausgelastet ist. Ferner haben die Mitgliedstaaten eine ziemlich entspannte
Haltung gegeniiber Umsetzungsfristen. Die Annahme von
Durchfiihrungsbestimmungen erfolgt im Durchschnitt neun Monate nach
Fristablauf. Bei 16 Richtlinien benétigten einige Mitgliedstaaten sogar liber zwei
Jahre. Insgesamt werden 55 % der EU-Richtlinien nicht fristgerecht umgesetzt.
Auch  die  zeitgerechte  und  ordnungsgemidBe  Umsetzung  der
Binnenmarktvorschriften schlie3t eine uneinheitliche Umsetzung nicht aus. Die
Nicht-Umsetzung bzw. nicht korrekte Umsetzung in den letzten Jahren ergeben
zusammen ein durchschnittliches Umsetzungsdefizit zwischen 1,5 % und 1,8 %.
Auch bei den VerstoBen ist die Bilanz eher bescheiden. Ende 2009 gab es 1206
offene Verfahren. Auch wenn die Zahl der Verstoe im Laufe der Jahre stabil
geblieben ist, nimmt die Beilegung der Fille mehr Zeit in Anspruch: 28 Monate
in den 15 alten EU-Mitgliedstaaten und 16 in den 12 neuen EU-Mitgliedstaaten.
Ein Fiinftel der Félle wird erst nach Ablauf von iiber drei Jahren beigelegt bzw.
vor Gericht gebracht. Auch die Anwendung der Verordnungen kann sich in der
Praxis als problematisch erweisen. Es hat sich gezeigt, dass die Anwendung in
den Mitgliedstaaten sich oft wesentlich von den Vorschriften, wie sie auf EU-
Ebene erlassen wurden, unterscheidet. Durch dieses ,,Geflecht an Vorschriften®
droht der Binnenmarkt an Glaubwiirdigkeit und Ansehen zu verlieren.

Paradoxerweise gehoren die zwolf Mitgliedstaaten, die mit der Umsetzung am
starksten in Verzug sind, der Euro-Zone an. Die Mitglieder der Euro-Zone
stehen auch an oberster Stelle auf der Liste fiir die noch nicht umgesetzten oder
nicht ordnungsgemifl umgesetzten Richtlinien. Dass die Mehrheit der
geforderten nationalen Umsetzungsmallnahmen aussteht, ist nicht nur ein
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Problem fiir die rechtliche Kohédrenz und Transparenz des Systems. Eine
verspitete Umsetzung schadet der Effizienz von Rechtsvorschriften. Im
Durchschnitt schneiden hier die Mitglieder der Euro-Zone erneut sehr viel
schlechter ab als Lénder, die nicht der Euro-Zone angehdren. Bei den
Vertragsverletzungsverfahren verhilt es sich dhnlich.

Bei einer politischen Neuausrichtung auf den Binnenmarkt gibt es gute Griinde
dafiir, die Rechtsdurchsetzung sehr ernst zu nehmen. Problematisch ist hierbei,
dass sich im Binnenmarkt derzeit Erfolge und Misserfolge sowie Neuerungen
und alte Probleme abwechseln. Die Kommission hat im Rahmen ihrer Agenda
fiir eine bessere Rechtsetzung der korrekten Anwendung von EU-Gesetzen
Vorrang eingerdumt. Vorbeugende Maflnahmen wurden in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten intensiviert. Das Vertragsverletzungsverfahren wurde
effizienter und zielgerichteter eingesetzt. Auf Druck des Européischen
Parlaments und des Biirgerbeauftragten wurden Verfahrensgarantien eingefiihrt,
etwa durch ein System fiir den Umgang mit Beschwerden (CHAP — complaints
handling system). Ferner gibt es neue Werkzeuge, die eine informelle
Problemldsung mithilfe sehr erfolgreicher Mechanismen (z. B. SOLVIT und
EU-Pilotprojekt) erleichtern sollen. Dennoch funktioniert das
Rechtsdurchsetzungssystem anndhernd gleich wie in den letzten Jahren, fiir viele
alles andere als zufriedenstellend.

Die unangenehme Wahrheit ist, dass das dezentralisierte System, in dem die
Mitgliedstaaten fiir die Umsetzung von EU-Recht verantwortlich sind und die
Kommission ihre MaBnahmen iiberwacht, viele Vorteile bringt, doch eine
vollstindige und einheitliche Einhaltung nicht gewdhrleistet werden kann.
Private Rechtsdurchsetzung ist ein zusidtzliches Mittel, das jedoch auch
Einschrankungen birgt. Gleichzeitig ist es weder moglich noch wiinschenswert,
den Binnenmarkt nur von Briissel aus zu iiberwachen. Als Abhilfe gegen dieses
suboptimale Rechtsschutzsystem miissen die Rechtsdurchsetzung im Wege des
Vertragsverletzungsverfahrens und  die  private  Rechtsdurchsetzung
gleichermallen gestiarkt werden. Gleichzeitig soll entschlossen gepriift werden,
wie ein neuer Ansatz angewandt werden kann, der auf netzgestiitzter
Governance und Partnerschaft griindet. Dieser konnte am besten bei der
alternativen Streitbeilegung zur Anwendung kommen sowie bei der
Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den nationalen Verwaltungen.
Oberstes Ziel wire die Ausarbeitung eines umfassenden Rechtsschutzsystems,
in dem Vertragsverletzungsverfahren, informelle Problemlésungsmechanismen
und private Rechtsdurchsetzung durch nationale Gerichte ein einheitliches Netz
an AbhilfemaBBnahmen bei VerstoBen gegen EU-Recht bilden. Notig ist ein
vereinter Druck auf die Akteure, die Vorschriften einzuhalten, wobei geeignete
Verbindungen zwischen diesen Mechanismen bestehen und die einzelnen
Elemente des Rechtssystems sich gegenseitig ergdnzen sollen.
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Proaktive Rechtsdurchsetzung

Das Vertragsverletzungsverfahren ist das zentrale und entscheidende Werkzeug,
um eine wirksame Durchsetzung der Binnenmarktvorschriften sicherzustellen. Die
Kommission hat vor dem Hintergrund eines vielfaltigeren und erweiterten Europas
der Vertragsverletzungspolitik Prioritdt eingerdumt. Auf der Grundlage der 2007
eingeflihrten Strategie konnten in vielen Bereichen entscheidende Fortschritte
verzeichnet werden. Die Kommission muss Vertragsverletzungsverfahren
entschlossener einsetzen. Auch in Féllen, in denen Mitgliedstaaten konkret Gefahr
laufen, dass gegen sie Zwangsmallnahmen verhdngt werden, ndmlich bei Klagen
der Kommission wegen Nichtbefolgung fritherer Gerichtsurteile und
Kommissionsbeschliisse liber das Verbot staatlicher Beihilfen und die
Riickforderung bereits gezahlter Betrdge. Bei einer Konfrontation mit den
Mitgliedstaaten konnten Spannungen aufkommen und der politische Preis konnte
hoch sein, doch eine objektive Rechtsdurchsetzung liegt langfristig im Interesse
aller Mitgliedstaaten. Die Rechtsdurchsetzungsmaflnahmen seitens der
Kommission sollten nicht von politischen Erwédgungen beeinflusst werden, und
thre ,,Abgrenzung® von politischer Einflussnahme sollte durch geeignete
Verfahren und Zustindigkeiten sichergestellt werden.

Vertragsverletzungsverfahren, insbesondere wegen Nichtumsetzung, sollten
rascher abgewickelt werden. Die Kommission sollte eine politische
Verpflichtung eingehen und die Verfahrensdauer fiir Fille, in denen keine
Umsetzungsmalinahmen mitgeteilt wurden, auf hochstens sechs Monate (derzeit
durchschnittlich 14 Monate) und in allen anderen Fillen nach
Artikel 260 AEUV auf zwolf Monate (von 26 Monaten) verringern. Nach
Fristablauf entscheidet die Kommission, ob der Fall vor Gericht geht oder
geschlossen wird. Die Einhaltung dieser Frist wird durch eine regelmifBige
interne Uberpriifung sichergestellt. Die Kriterien fiir die Auswahl prioritirer
Fille sollten noch klarer definiert werden, und im Jahresbericht iliber die
Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts ist angemessen iiber ihre
Anwendung zu berichten. Anstehende und langwierige Verfahren sollten
endgiiltig beendet werden.

Langfristig gesehen sollte gepriift werden, ob die Befugnisse der Kommission
bei Vertragsverletzungsverfahren nicht auf die Befugnisse im Bereich der
Wettbewerbspolitik abgestimmt werden sollten. Wenn die Kommission einen
Verstol} festgestellt hat, sollte der betroffene Mitgliedstaat durch den Beschluss
zur unverziiglichen Einhaltung verpflichtet sein, unbeschadet seines Rechts, vor
dem  Europdischen Gerichtshof Beschwerde einzulegen. Verstirkte
Rechtsdurchsetzungsbefugnisse sind durch geeignete administrative Garantien
fiir Mitgliedstaaten und Privatpersonen auszugleichen.
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Um gleiche Bedingungen im Binnenmarkt zu schaffen, miissen die Instrumente,
mit denen die Kommission priift, ob sich die Mitgliedstaaten an die
Beihilfevorschriften halten, iiberarbeitet und gestirkt werden. Die derzeitigen
Beihilfevorschriften sind noch lange nicht so ausgereift wie die bestehenden
Vorschriften im Bereich Fusions- und Kartellrecht. Eine Anderung der aktuellen
Verfahrensverordnung konnte eine Reform und Uberarbeitung der
Ermittlungsmethoden im Bereich der staatlichen Beihilfen bewirken.

Wichtigste Empfehlungen:

= Festsetzung einer Frist fiir die durchschnittliche Dauer von
Vertragsverletzungsverfahren (sechs Monaten bei Verfahren wegen
Nichtmitteilung und zwolf Monate bei anderen
Vertragsverletzungsverfahren);

= Untersuchung der Moglichkeiten fiir eine Anpassung der Befugnisse
der Kommission zur Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens
an die Befugnisse im Wettbewerbsbereich;

= Anderung der Verfahrensverordnung fiir staatliche Beihilfen mit dem
Ziel, das Verfahren zu reformieren und die Ermittlungsbefugnisse der
Kommission zu stdrken; Anpassung an die Vorschriften im Bereich
Fusions- und Kartellrecht.

Mafnahmen zur Einhaltung der Vorschriften durch die Mitgliedstaaten:
vorbeugende Maflinahmen, Uberwachung der Umsetzung und gegenseitige
Evaluierung

Um Effizienz zu gewéhrleisten, muss die Frage der Rechtsdurchsetzung in allen
Phasen der Politikgestaltung berticksichtigt werden. Die Frage der Qualitét der
von den EU-Organen ausgearbeiteten Rechtsvorschriften stellt sich zum
Zeitpunkt ihrer Umsetzung. Leichte Umsetzbarkeit ist integraler Bestandteil bei
der Ausarbeitung neuer politischer Mallnahmen und Vorschriften. Klar gefasste
und einfache Vorschriften sowie angemessene Umsetzungsfristen erleichtern die
von den Mitgliedstaaten zu treffenden FolgemaBnahmen erheblich. Die
rechtzeitige Sensibilisierung fiir die Umsetzungsfrage ist durch die Vorbereitung
von Umsetzungspldnen und den Entwurf  neuer, wichtiger
Gesetzgebungsinitiativen zu fordern. Der Rat und das Parlament sollten auch
thren Beitrag leisten und zustimmen, dass die neuen Vorschriften die
Verpflichtung fiir die Mitgliedstaaten enthalten, bei der Verabschiedung von
Durchfiihrungsrechtsakten ~ Ubereinstimmungstabellen — auszuarbeiten.  Die
Kommissionsdienststellen geben technische Hilfe durch
Sachverstindigensitzungen, Leitlinien und die Zusammenarbeit der
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Verwaltungen, um den Weg fiir eine ordnungsgemife Anwendung neuer
Vorschriften ebnen zu kénnen.

Vorbeugende MaBnahmen sollten Hand in Hand gehen mit einer Uberwachung
der korrekten Umsetzung auf nationaler Ebene und einer Bewertung der
tatsdchlichen Auswirkungen von Vorschriften. Transparenz, Gruppendruck und
administrative Zusammenarbeit gelten in diesem Bereich als Allheilmittel. Der
Binnenmarktanzeiger ist ein sehr wirksames Instrument fiir Transparenz und
Gruppendruck. Es sollte stirker eingesetzt werden. Nach Mitteilung der
MafBnahmen fiihrt die Kommission eine Konformitétspriifung durch.
Konformititspriifungen sind heutzutage allerdings mit einem hohen
verwaltungstechnischen Aufwand verbunden. Um nur ein Beispiel zu nennen:
Die Dienststelle fiir reglementierte Berufe zdhlt 20 Mitarbeiter. Diese miissen
bewerten, ob die auf {iber 6000 Seiten dargelegten und in 23 Amtssprachen
abgefassten  nationalen = MafBnahmen konform sind. Im  Bereich
Gesellschaftsrecht und Bekdmpfung der Geldwische haben die Mitgliedstaaten
nationale UmsetzungsmaBBnahmen auf rund 10 000 Seiten mitgeteilt. Um eine
solche Fiille von Rechtsakten bewiltigen zu konnen, bietet sich eine
Risikoanalyse an. Eine Aufstockung der Ressourcen fiir die Uberwachung und
Uberpriifung der ordnungsgemiBen Anwendung wire eine Alternative.
Langerfristig gesehen besteht auch die Moglichkeit, in den Kommissions-
Vertretungen in den Mitgliedstaaten eine Stelle fiir Binnenmarktangelegenheiten
einzurichten. Diese konnte eine erste Uberpriifung der nationalen
Umsetzungsmalinahmen vornehmen und die zentralen
Kommissionsdienststellen nur bei einem spezifischen Problem benachrichtigen.

Eine regelmifBige Berichterstattung seitens der Mitgliedstaaten und eine
gegenseitige Bewertung kann weitreichende positive Auswirkungen auf die
Konformitdt der  Durchfithrungsvorschriften = haben. Das in  der
Dienstleistungsrichtlinie fiir 2010 vorgesehene Verfahren der gegenseitigen
Bewertung ist eine neue Art, wie mithilfe von Gruppendruck die
Umsetzungsqualitit verbessert und der Austausch bewédhrter Methoden
erleichtert werden, und gibt Aufschluss liber etwaige Anpassungen bestehender
Vorschriften. Dieses Modell konnte auch bei anderen wichtigen
Regulierungsmaflnahmen angewandt werden. Eine gegenseitige Bewertung
wiare moglicherweise auch ein geeignetes Instrument in den Programmen fiir
makroregionale Zusammenarbeit, etwa im Ostseeraum oder in naher Zukunft im
Donauraum. Makroregionale Zusammenschliisse konnen den Austausch
zwischen nationalen Systemen erleichtern, ohne dass es erneut zu Hemmnissen
zwischen Gruppen von Mitgliedstaaten kommt. Bei der Bewertung der
Binnenmarktvorschriften in einem bestimmten Bereich sollten auch
Marktbeobachtungsstudien der Kommission, mit denen festgestellt werden soll,
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ob ein Marktversagen moglicherweise auf eine unzulidngliche Umsetzung der
Richtlinien zuriickzufiihren ist, beriicksichtigt werden.

Das Gewicht und die Legitimitit des Europidischen Parlaments und der
nationalen Parlamente sollten in diesem Bereich ebenfalls beriicksichtigt
werden. Der Vertrag von Lissabon stirkt die Befugnisse des Europiischen
Parlaments und der nationalen Parlamente im Gesetzgebungsprozess.
Gesetzgeber sollten sich auch die Frage der Umsetzung stellen, indem die
Umsetzung und Durchfiihrung von EU-Vorschriften gepriift werden. Nationale
Parlamente sind schlieBlich hdufig an der Verabschiedung von
Durchfiihrungsbestimmungen beteiligt. Das Europidische Parlament und die
nationalen Parlamente konnten jedes Jahr eine Rechtsvorschrift oder ein
gesamtes Rechtsgebiet im Binnenmarktbereich auswéhlen und eine Bewertung
der Umsetzung auf nationaler Ebene durchfithren, um Unzulidnglichkeiten bei
der Umsetzung oder unerwartete negative Auswirkungen festzustellen. Die
COSAC konnte in das Verfahren einbezogen werden. Das Ergebnis dieser
Priifung konnte zu weiteren Maflnahmen auf EU- oder nationaler Ebene fiihren.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Starkung der vorbeugenden Mallnahmen durch leicht umsetzbare und
auf einer Folgenabschitzung beruhende Vorschriften, die
systematische Einfithrung von Ubereinstimmungstabellen sowie durch
eine Verstiarkung der technischen Hilfe fiir nationale Verwaltungen,;

= Einrichtung von Stellen fiir Binnenmarktangelegenheiten, die die
Konformitdt zwischen Binnenmarktvorschriften und nationalen
Durchfiihrungsvorschriften vorab priifen;

= Anwendung des Verfahrens der gegenseitigen Bewertung auf neue
Gesetzgebungsinitiativen;

= Ex-post-Bewertung des Umsetzungsstands in einem bestimmten
Sektor im Rahmen der Marktanalyse;

= jdhrliche Auswahl einer oder mehrerer EU-Vorschriften fiir eine

Priifung durch das EP, unter Einbeziehung der nationalen Parlamente
und der COSAC.

Schwerpunkt Netze und Partnerschaften: Mechanismen zur alternativen
Streitbeilegung und Zusammenar beit zwischen den nationalen Verwaltungen

Zur Gewibhrleistung einer wirksamen Rechtsdurchsetzung miissen die Biirger

thre  Rechte  kennen und  leichten @ Zugang zu  informellen
Streitbeilegungsverfahren haben.
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Damit Biirger ihre Rechte aus dem Vertrag wahrnehmen und gegen
Rechtsverstole vorgehen konnen, miissen sie diese Rechte kennen. Zwar gibt es
heute genug EU-finanzierte Informationsquellen {iber EU-Recht und EU-Politik,
aber hiufig sind die Informationen nicht leicht zugénglich, nicht unbedingt
sachdienlich oder unvollstindig. Es gibt viele Zentren, die grundlegende
Informationen und Rechtsberatung in EU-Angelegenheiten anbieten, so z. B das
Europe Direct Network, das Portal Europa fir Se, der Wegweiserdienst fir die
Burger, das Entreprise Europe Network und das Netzwerk fur die
Zusammenarbeit im Verbraucherschutz. Sie richten sich an unterschiedliche
Zielgruppen, bieten unterschiedliche Dienstleistungen an und haben
unterschiedliche Ziele. Vielfach ist nicht klar, in welcher Beziehung sie
zueinander stehen. Interessenten werden oft von einer Anlaufstelle zu der
nichsten geschickt, ohne zu wissen, warum ihre Anfrage nicht bearbeitet wird.
AuBerdem sind diese Stellen nicht gut an Problemldsungsnetze wie SOLVIT
angebunden.

SOLVIT hat sich in den letzten Jahren erheblich weiterentwickelt. Dennoch
wird es mit nur 1600 bearbeiteten Fillen noch nicht ausreichend genutzt. Das
Netz deckt alle 30 Lander des Europdischen Wirtschaftsraums ab, was bedeutet,
dass die Zentren in den einzelnen Landern im Durchschnitt kaum mehr als einen
Fall pro Woche behandeln. Da die Zentren des Netzes von den nationalen
Verwaltungen Dbetriecben werden, gibt es bestimmte Defizite, wie
Personalmangel, zu wenig Kontrolle seitens der Kommission und eine Vielzahl
an Verfahren und Qualititsstandards. Sehr gute Erfahrungen im Bereich der
informellen Streitbeilegung wurden mit dem im April 2008 von der Kommission
ins Leben gerufenen Projekt EU-PILOT gemacht, mit dem Verst6en gegen das
EU-Recht frithzeitig entgegengewirkt werden soll, so dass es nicht zu einem
Vertragsverletzungsverfahren kommt. Allerdings sind dieser Struktur nur
fiinfzehn Mitgliedstaaten angeschlossen. In diesem Zusammenhang geht es
immer wieder um die Frage, in welcher genauen Beziehung EU-PILOT zum
Vertragsverletzungsverfahren einerseits und zu SOLVIT andererseits steht.

Eine erste VerbesserungsmaBnahme ist der Ausbau der bereits bestehenden
Mechanismen zur informellen Streitbeilegung. So sollte SOLVIT durch eine
klarere Rechtsgrundlage, Bestimmungen iiber die personelle Mindestausstattung
und eine gewisse EU-Kofinanzierung gestarkt werden. EU-PILOT sollte auf alle
Mitgliedstaaten ausgeweitet werden. Ferner sollte sichergestellt werden, dass es
auf eine Weise an die Vertragsverletzungsverfahren angegliedert wird, dass sich
diese dadurch nicht indirekt verldngern.

Eine umfassendere Losung wiére die Einrichtung eines EU-Netzes von Zentren

fiir die alternative Streitbeilegung nach dem Vorbild des 2004 im Rahmen der
Dezentralisierung der Wettbewerbspolitik  eingerichteten = Europaischen
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Wettbewerbsnetzes (ECN). Dabei wiirden alle auf nationaler Ebene bestehenden
(Informations-, Beratungs- und Problemlosungs-)Zentren zu einer einzigen
Biirgeranlaufstelle (,,One-Stop-Shop*) zusammengefasst, die sich sowohl mit
Féllen der fehlerhaften Anwendung von EU-Vorschriften als auch mit Fillen
geringfiigiger VerstoBBe gegen das EU-Recht befasst. Diese Anlaufstelle wiirde
nach wie vor auf mitgliedstaatlicher Ebene verwaltet, damit weiterhin die
Vorteile der Biirgerndhe und der Kenntnis des einzelstaatlichen Rechts sowie
der Subsidiarititsgrundsatz gewahrt werden konnen. Struktur und Befugnisse
dieser Zentren sowie die fiir sie geltenden Verfahren sollten nach EU-Recht
festgelegt werden. Auch konnte gepriift werden, inwiefern bestimmte Formen
der Kofinanzierung aus dem Haushalt der Europdischen Union in Frage
kommen. Den einzelnen Zentren in den Mitgliedstaaten wére ein Partner in der
Kommission zugeordnet, der ihre Arbeit beaufsichtigt, gegebenenfalls als
Rechtsberater fungiert oder sich in das Verfahren -einschaltet, wenn
Beschwerdefiihrer z. B. nicht mit dem Ergebnis zufrieden sind oder wenn keine
Losung fiir ihr Problem gefunden werden konnte. Dieses Netz der
Problemldsungszentren sollte von der Kommission mit dem =zentralisierten
Bereich der Rechtsdurchsetzung mittels geeigneter Regeln und Verfahren
koordiniert ~ werden. Es  konnte zudem = Entlastung bei  den
Vertragsverletzungsverfahren schaffen.

Des Weiteren konnten die Biirger ihre Rechte im Binnenmarkt besser
wahrnehmen, wenn die grenziiberschreitende Verwaltungszusammenarbeit
zwischen den mitgliedstaatlichen Verwaltungen vereinfacht und beschleunigt
wiirde. Das mit der Dienstleistungsrichtlinie eingefiihrte
Binnenmarktinformationssystem (IMI) hat sich fiir die Vernetzung der
nationalen Verwaltungen als sehr niitzlich erwiesen und sollte iiber den
Dienstleistungsbereich hinaus ausgeweitet werden. Die Kommission sollte sich
zudem fiir Netze der nationalen Verwaltungen in den Bereichen Umsetzung,
Verbesserung des Best-Practice-Austauschs, Ausbildung und Ausarbeitung von
Leitlinien iiber die Anwendung der Binnenmarktvorschriften einsetzen.

Wi chtigste Empfehlungen:

= Ausweitung von EU-PILOT auf alle 27 Mitgliedstaaten und Stirkung von
SOLVIT durch EU-Kofinanzierung und klarere Rechtsgrundlage;

= Intensivierung der Verwaltungszusammenarbeit durch die Ausweitung
des Binnenmarktinformationssystems (IMI) auf andere Rechtsbereiche;

= Langfristig Schaffung eines EU-Netzes von Zentren fiir die alternative
Streitbeilegung.
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Private Rechtsdur chsetzung

In der Rechtsordnung der EU konnen Biirger und Unternehmen ihre Rechte vor
den einzelstaatlichen Gerichten einklagen. Folglich ist die private
Rechtsdurchsetzung ausschlaggebend, wenn Defizite bei der Rechtsbefolgung
verringert und die Wirksamkeit des Binnenmarktes sichergestellt werden soll.
Die private Rechtsdurchsetzung kann auf zweierle1 Weise gefordert werden.

Erstens spielen die Richter in den Mitgliedstaaten eine Schliisselrolle, wenn es
darum geht, das EU-Recht zusétzlich zum nationalen Recht auszulegen und
anzuwenden. Die Kommission sollte in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten
ihre Unterstlitzung fiir Ausbildungsprogramme und -moéglichkeiten aufstocken,
damit Richtern und anderen Angehdrigen der Rechtsberufe in den
Mitgliedstaaten umfassende Kenntnisse der Binnenmarktvorschriften, die sie in
vielen Fillen anwenden miissen, vermittelt werden.

Zweitens gilt das Recht auf Schadensersatz im Falle der Verletzung von EU-
Recht fiir alle EU-Biirger gleichermallen. Aber nicht alle EU-Biirger haben
gleichermallen die Moglichkeit, dieses Recht einzuklagen. Rechtsmittel und
Verfahren sind je nach Mitgliedstaat unterschiedlich und in der einzelstaatlichen
Rechtsordnung festgelegt. Daraus ergeben sich unter den Mitgliedstaaten grof3e
Ungleichheiten bei der Wahrung des Rechts auf Schadensersatz. Nach
Expertenberechnungen bleiben in der EU jdhrlich Schadensersatzanspriiche von
mehr als 20 Mrd. EUR unerfiillt. Dieses Problem sollte insbesondere im Bereich
der VerstoBe gegen das Wettbewerbsrecht angegangen werden. Eine
Rechtsetzungsinitiative konnte darauf abzielen, in allen Mitgliedstaaten
Mindeststandards einzufithren, die den Opfern von Verstofen gegen das
Wettbewerbsrecht die Mdglichkeit gébe, ihr Recht auf Schadensersatz bei den
einzelstaatlichen Gerichten einzuklagen.

Wichtigste Empfehlungen:

= Mehr Initiativen flir AusbildungsmaBBnahmen fiir Richter und Angehorige
der Rechtsberufe in Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten;
= Mindeststandards zur Wahrung des Rechts auf Schadensersatz.
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KAPITEL 5

EINE POLITISCHE INITIATIVE
ZUR STARKUNG DESBINNENMARKTS

(UND DER WIRTSCHAFTS- UND WAHRUNGSUNION)
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5.1. Eine neue politische I nitiative

Prasident Barroso hat den Binnenmarkt zu einem wichtigen strategischen
Ziel erklart, das mit frischem politischen Willen verfolgt werden miisse.
Seiner Auffassung nach sollte die Kommission in diesem Prozess in enger
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, dem Europiischen Parlament und
allen sonstigen Beteiligten die Fiihrungsrolle iibernehmen.

Dieser von Prisident Barroso in Auftrag gegebene Bericht soll fiir die
Kommission als moglicher Input bei der Ausarbeitung einer neuen Strategie
dienen.

Hierbei handelt es sich um eine umfassende Strategie, die auf weitreichenden
Konsultationen aufbaut und aus MaBBnahmen besteht, die auf die Stirkung
des Binnenmarkts, die Zustimmung zu einem solchen sowie auf seine
Durchsetzung abzielen. Ein Strategiepaket ist eine mogliche Losung.

Hierzu bedarf es einer ausgereiften politischen Initiative, die auch schon
lange anstehenden Vorschldgen den den notigen Schwung verleihen konnte.

Es reicht nicht, wenn wir uns ausschliefflich auf einzelne MalBnahmen
konzentrieren, wir miissen vielmehr darauf achten, wie die EU-Organe mit
dem Binnenmarkt umgehen und wie die Rolle des Binnenmarktes bei der
allgemeinen EU-Politikgestaltung neu definiert werden kann.

5.2. Palitische Neuausrichtung der EU-Organe auf den Binnenmar kt

Die Kommission, die den Binnenmarkt auch in der bislang schwersten Krise
stets verteidigen konnte, sollte dies weiterhin tun, erforderlichenfalls auch
durch eine stirkere Wahrnehmung ihrer Durchfiihrungsbefugnisse. Sie sollte
bei den von ihr eingeleiteten Gesetzgebungsverfahren auf die Integritit des
Prozesses achten, damit ihre Vorschldge, bei denen das Parlament und der
Rat natiirlich das letzte Wort haben, nicht wie bisher bisweilen ithre Substanz
verlieren. Die Riicknahme eines Vorschlags kann unter Umstdnden besser
sein als ein duBerst unzufriedenstellendes Ergebnis. Ferner sollte die
Kommission den Rat auffordern, in den zahlreichen dafiir vorgesehenen
Bereichen umfassenden Gebrauch von der qualifizierten Mehrheit zu
machen, anstatt in endlosen Bemiihungen die Zustimmung aller
Mitgliedstaaten erreichen zu wollen, um letztendlich nur ein schwammiges
Ergebnis zu erzielen.

Bei ihrer internen Vorgehensweise, die selbstverstandlich nur vom
Prasidenten und dem Kollegium bestimmt wird, ist fiir die Kommission bei
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der Formulierung politischer Strategien fiir den Binnenmarkt ein
umfassenderer Ansatz offenbar am geeignetsten. Schlieflich sind zahlreiche
Ressorts stark eingebunden.

Die Fiihrungsrolle des Prisidenten ist fiir die Gesamtperspektive besonders
wichtig. Eine Gruppe von Kommissaren, die allesamt fiir wirtschaftliche
Integration zusténdig sind, konnte unter dem Vorsitz des Présidenten oder —
im Falle seiner Abwesenheit — des Kommissars fiir Binnenmarkt und
Dienstleistungen das geeignete Gremium fiir die Ausarbeitung politischer
Konzepte sein. Fiir die Durchsetzung bestehender Vorschriften sollte
allerdings mdoglichst der Kommissar des jeweiligen Fachbereichs zustindig
sein, da Durchsetzungsmalinahmen keine politische Verhandlungsmasse sein
sollten.

Das Européische Parlament konnte ebenfalls iiberlegen, wie ein Bereich, der
derzeit in die Zustdndigkeit des Ausschusses fiir Binnenmarkt und
Verbraucherschutz fillt, jedoch — entsprechend dem im vorliegenden Bericht
vorgeschlagenen Ansatz — auch sehr stark die Kompetenzen mehrerer
anderer Ausschiisse (z.B. Ausschuss fiir Wirtschaft und Wéhrung sowie
Ausschiisse flir die Bereiche Industrie und Sozialpolitik) erfordert, stirker in
den gesamtpolitischen Rahmen einbezogen werden kann.

Der Rat hat ein dhnliches Problem. Binnenmarktangelegenheiten fallen
weitgehend in die Zustidndigkeit des Rats ,,Wettbewerbsfahigkeit®. Fiir
andere Kernaufgaben in Bezug auf Aspekte des Binnenmarktes sind u.a. der
Rat ,,Wirtschaft und Finanzen* und der Rat ,,Soziales* zustindig.

Da der Europdische Rat — auch durch seinen stindigen Prisidenten —
nunmehr  groBere  Kontinuitdit  hinsichtlich  der ~ Formulierung
wirtschaftspolitischer Ziele der EU garantiert, wire es sinnvoll, iiber
moglichst verldssliche Daten beziiglich des Beitrags des Rates zu diesem
zentralen Pfeiler des europdischen Einigungswerks zu verfiigen. Wihrend
das Initiativrecht und das Durchsetzungsrecht — unter Aufsicht des Gerichts —
natiirlich weiterhin in die Zustdndigkeit der Kommission fallen, kime es der
Neubelebung des Binnenmarktkonzepts zugute, wenn der Rat diesen Bereich
zu einem seiner Kernbereiche erklarte, der kontinuierliche Aufmerksamkeit
erfordert, und sein Prédsident in enger Zusammenarbeit mit dem
Kommissionsprisidenten hierbei politische Weitsicht und Kontinuitét
sicherstellt.

Parlament, Rat und Kommission sollten ferner die Einfiihrung eines
beschleunigten Gesetzgebungsverfahrens fiir diejenigen MaBnahmen in
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Erwédgung ziehen, die Teil einer strategischen Mallnahme fiir den
Binnenmarkt sind, wie dies infolge des Weillbuchs von 1985 geschah.

Um ein Follow-up sicherzustellen, konnten die drei Organe mit
Unterstilitzung aller Beteiligten einmal jdhrlich eine Bestandsaufnahme zur
,Lage der Union“ in Bezug auf die wirtschaftliche Integration vornehmen.

5.3. Die Rolle des Binnenmar kts bei der Politikgestaltung der EU

Aus dem vorliegenden Bericht geht eindeutig hervor, dass der Binnenmarkt,
obwohl er kein klares Bild von sich vermittelt und politisch nicht greifbar ist,
in mehreren anderen Bereichen von groBerem politischen Interesse genutzt
wird. Es besteht jedoch die Gefahr, dass ohne einen starken Binnenmarkt die
erwarteten Ergebnisse in diesen Bereichen nicht erzielt werden.

Die Europa2020-Strategie ist eine vielversprechende iibergreifende politische
MafBnahme, die fiir die Zukunft Europas von entscheidender Bedeutung ist.
Hierin wird der Binnenmarkt zu Recht als Sdule bezeichnet. Es ist wichtig,
dass rund um diese Sdule neue politische Energie frei wird, damit
MafBnahmen im Zusammenhang mit dieser Strategie den noétigen Schwung
erhalten. Die politische Neubelebung des Binnenmarktkonzepts, die wie hier
vorgeschlagen auf Konsens und Engagement ausgerichtet ist, konnte diese
Energie freisetzen.

Wie bereits in vorangegangenen Kapiteln erwihnt, sind der unvollendete
Binnenmarkt und der in vielen Mitgliedstaaten festgestellte mangelnde
Wettbewerb Schwachpunkte der Wirtschafts- und Waihrungsunion. Die
Mitgliedstaaten haben sich mutigerweise filir die Einfilhrung einer
gemeinsamen Wéhrung entschieden. Dies erfordert zumindest, dass sie sich
einen flexiblen, integrierten Binnenmarkt teilen, der Voraussetzung fiir eine
optimale =~ Wihrungszone ist und fiir mehr Produktivitit und
Wettbewerbsfahigkeit sorgt. Die Euro-Gruppe sollte alle teilnehmenden
Mitgliedstaaten auffordern, die Binnenmarkt- und Wettbewerbsvorschriften
anzunehmen und einzuhalten, zumindest in dem Mal3e, wie es in denjenigen
Mitgliedstaaten der Fall ist, die nicht der Euro-Zone angehoren.

Im Rahmen der Bemiihungen um wirtschaftspolitische Steuerung sollte der
Binnenmarkt als dringlicher Punkt auf die Tagesordnung gesetzt werden.
Dies ist mit Sicherheit eine Verpflichtung — und eine Politik — die von allen
27 Mitgliedstaaten getragen wird. Daher ist diese Frage im Rahmen der
kiinftigen gemeinsamen wirtschaftspolitischen Steuerung selbstverstindlich
systematisch zu priifen.

126



	IM DIENSTE DER
	WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT IN EUROPA
	Bericht an den
	Präsidenten der Europäischen Kommission
	José Manuel Barroso
	Mario Monti
	Paul-Henri Spaak
	Europäische Kommission
	Margaret Thatcher
	Schreiben des Präsidenten der Europäischen Kommission an Professor Monti
	José Manuel BARROSO
	ZUSAMMENFASSUNG
	Eine neue Binnenmarktstrategie
	KAPITEL 1
	WELCHE STRATEGIE FÜR DEN EUROPÄISCHEN MARKT?
	Die Initiativen zur Stärkung des Binnenmarkts werden in Kapitel 2 erläutert.
	Die Initiativen zur Umsetzung eines gestärkten Binnenmarkts werden in Kapitel 4 erläutert.
	KAPITEL 2
	STÄRKUNG DES BINNENMARKTES
	Der Bürger im Binnenmarkt
	Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit
	Leichtere Lösung grenzübergreifender handels- und zivilrechtlicher Streitigkeiten
	Ein Binnenmarkt für Autofahrer
	Stärkung der Verbraucher
	EU-Regelung für kollektive Rechtsbehelfe
	Stärkere Integration bei Bankdienstleistungen für Privatkunden
	Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für KMU
	Statut für die Europäische Privatgesellschaft
	Elektronischer Handel: ein gesamteuropäischer Online-Einzelhandelsmarkt
	Ein Binnenmarkt für digitale Online-Inhalte
	Wichtigste Empfehlungen:
	Telekommunikationsdienste und infrastrukturen
	Elektronischer Handel
	Digitale Online-Inhalte
	Reform des Normungsprozesses
	Ein nahtloses, flexibles und effizientes Logistik- und Verkehrssystem
	Durchbruch beim europäischen Patent
	Schnellere und einfachere Anerkennung beruflicher Qualifikationen
	Qualifikationen und offene Stellen im Binnenmarkt besser in Deckung bringen
	Aufsicht über den Binnenmarkt anstatt Fragmentierung des Binnenmarktes durch Aufsicht
	KAPITEL 3
	ZUSTIMMUNG ZU EINEM STÄRKEREN BINNENMARKT FÖRDERN
	Größere Klarheit bei der Umsetzung der Entsenderichtlinie
	Arbeitnehmerrechte schützen, Protektionismus zurückweisen
	Inklusivität: Sicherstellen, dass alle Bürger vom Binnenmarkt profitieren können
	Vereinfachung und weitere Modernisierung der Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe
	Bessere Berücksichtigung bereichsübergreifender Belange
	Vermeidung der negativen Auswirkungen von Steuerwettbewerb auf die Beschäftigung innerhalb der EU
	Steuerliche Strategien zur Überwindung der Krise und Steuerkoordinierung
	Für steuerpolitische Koordinierungsmaßnahmen geeignete Bereiche
	Arbeitsgruppe Steuerpolitik
	Verschärfung der Bestimmungen über Standortverlagerungen in den kohäsionspolitischen Verordnungen
	Fusionskontrolle: kein Hindernis für industriepolitische Bestrebungen, aber es bedarf einheitlicher Ansätze
	Gute Gründe für die Kontrolle staatlicher Beihilfen
	Fortschritte bei der Formulierung einer neuen Industriepolitik
	Eine neue EU-Politik für ausländische Direktinvestitionen
	KAPITEL 4
	DURCHSETZUNG EINES STARKEN BINNENMARKTS
	Proaktive Rechtsdurchsetzung
	Private Rechtsdurchsetzung
	KAPITEL 5
	EINE POLITISCHE INITIATIVE

